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Dunst

Der Dunst gleicht dem Nebel und dem Rauch, und er trübt den Blick und
verzerrt die Konturen und die Perspektiven eines
wirklichkeitsdeckenden Kurses. Er verschleiert und er lenkt ab vom
eingeschlagenen Weg und führt nicht selten Desorientierung und
Verwirrung in seinem Gefolge. Aus quellenden Dämpfen und wirbelnden
Feldern ungewisser Herkunft und wässriger Beschaffenheit gebären und
erschöpfen sich an unbestimmbaren Orten jene nebelkonsistenten Felder,
welche sich später zu den sattsam vertrauten Dunstglocken von amöber
Gestalt heranbilden und nur im Quadratkilometer messenden,
landschaftsverschlingenden Wallen und in wirbelnden Feldern, die,
großen Wolkenbänken gleich, riesige Gegenden mit Hof und Haus, mit
Mann und Maus und Wald und Feld und nicht zuletzt mit Hügeln und
Gebirgen eng umschließen, sich dem Auge des Betrachters entziehen.

Sichtbar oder nicht könnte doch langsam der Eindruck entstehen und mit
ihm die Erkenntnis wachsen, es wäre dieser Dunst und Nebel, der das
schwindende Begreifen und die mangelnden Korrekturen allgemein
politisch und gesellschaftlich entuferter Auswüchse und ihre zunehmend
geradezu als historisch zu bezeichnenden Verhältnisse nicht nur stützt
und leitet, sondern, von tiefen menschlichen Absichten motiviert,
antreibt und so mit wachsender Geschwindigkeit einer wahrscheinlich
unakzeptablen Zukunft entgegensteuert.

Ihre Schattenblick-Redaktion


17. Mai 2019
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KOHLEALARM/598: Klimakampf und Kohlefront - Strukturwandel ohne Bürger ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Beschluss des "Strukturstärkungsgesetz
Kohleregionen" durch das Kabinett am 22.05.2019

Eckpunkte zum Strukturstärkungsgesetz sind mangelhaft und
inakzeptabel



NRW/Buir, 22.05.2019. Die nun verabschiedeten Eckpunkte für das
Strukturstärkungsgesetz sind erneut ein eindeutiger Beleg dafür, dass
Bürger*innen und insbesondere die betroffenen Anwohner*innen von Tagbau-
und Kraftwerksstandorten keine Lobby haben. Von einer 1:1 Umsetzung der
Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"
kann keine Rede sein. Das vorgelegte Papier trägt stattdessen die
eindeutige Handschrift der Wirtschaft. Eine wirklich verbindliche Aussage
zur Kopplung der Strukturwandelgelder an einen ambitionierten
Kohleausstiegspfad fehlt ebenso wie die Berücksichtigung berechtigter
Bürgerinneninteressen durch echte Partizipationsprozesse.

Der im Abschlussbericht mehrfach und deutlich erwähnten Notwendigkeit einer
umfassenden Bürgerbeteiligung wird keine Rechnung getragen, denn breite
Partizipationsprozesse sind nicht vorgesehen. Besonders deutlich wird dies
im Absatz zum Leitbild für das Rheinische Revier (S. 39/40), der beinahe
komplett aus dem Abschlussbericht der KWSB (S. 89) übernommen wurde. Die
Textpassage zur Internationale Bau- und Technologies Ausstellung wurde
komplett übernommen - einzig der Verweis auf den beteiligungsorientierten
Prozess [1] fehlt.

Nachdem Bürger*innen nun jahrzehntelang ohnmächtig die Zerstörung und
Ausbeutung ihrer Heimat durch die Braunkohletagebaue erleben mussten, wird
nun auch der Strukturwandel über ihre Köpfe hinweg geplant. Das leistet
weder den notwendigen Beitrag zur Befriedung der Region, noch genügt es dem
Absatz "Regionale Verankerung und Beteiligung der Zivilgesellschaft" (Seite
101 KWSB Empfehlungen) im Strukturwandelprozess. Auch ist nicht
ersichtlich, wo sich der Anteil der Strukturwandelgelder [2] wiederfindet,
der nicht für den wirtschaftlichen Strukturwandel, sondern für
zivilgesellschaftliche Aktivitäten und Lebensqualität eingesetzt werden
sollte. Wir fordern, dass hierfür mindestens 10% der Mittel eingestellt
werden müssen.

Das so insbesondere mit den Empfehlungen der Kohlekommission umgegangen
wird, die auch mir als Regionenvertreterin besonders am Herzen lagen, macht
deutlich, dass die Berufung einfacher Bürgerinnen in die Kommission doch
nicht mehr als eine Pseudobeteiligung gewesen ist. Die Bundesregierung
sollte sich daher schämen, dass sie den Begriff des breiten Konsenses im
Eckpunktepapier mehrfach erwähnt und damit deutlich überstrapaziert.
Während ich die Kommissionsempfehlungen noch als Kompromisslösung
mitgetragen habe, sind die nun vorgelegten Eckpunkte zum
Strukturstärkungsgesetz mangelhaft und für mich absolut inakzeptabel. Das
gilt sowohl für die nicht verankerte Bürgerbeteiligung, als auch die
fehlende Ausrichtung auf zukunftsfähiges wirklich nachhaltiges,
treibhausgasneutrales und ressourcenschonendes Wirtschaften.


Anmerkungen:

[1] (Seite 89 KWSB Empfehlungen) "Die Ausstellung soll gemeinsam mit den
Menschen der Region, mit den Kommunen und der Wirtschaft in einem
beteiligungsorientierten, hochqualitativen Prozess umgesetzt werden."

[2] (Seite 84 KWSB Empfehlungen) "Ein noch festzulegender Anteil der Mittel
sollte nicht auf den "wirtschaftlichen" Strukturwandel beschränkt sein,
sondern dafür verwendet werden, um zivilgesellschaftliche Aktivitäten,
Lebensqualität und weiche Standortfaktoren zu stärken und
weiterzuentwickeln."

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 22.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 
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KOHLEALARM/597: Klimakampf und Kohlefront - Sitzblockade gegen den Straßenbauwürgegriff von RWE ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Bedrohte Dörfer: Sitzblockade am Tagebau Garzweiler angekündigt

RWE missachtet Kohleausstieg mit Baubeginn von neuer Grubenrandstraße



Erkelenz. Die Aktionsgruppe "Kohle erSetzen!" und das Bündnis "Alle Dörfer
bleiben" rufen zu einer Sitzblockade gegen den gestern begonnenen Bau der
Landstraße L354n zwischen Wanlo und Kuckum auf. Die Straße wird nur
benötigt, wenn weitere Dörfer für die darunter liegende Braunkohle zerstört
werden. Unter dem Motto "Keinen Meter der Kohle" wollen sich deshalb ab
Montag den 27. Mai Anwohnende gemeinsam mit Aktiven aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung den Bauarbeiten in den Weg setzen.

"RWE offenbart mit diesem Straßenbau seine Ignoranz gegenüber dem kommenden
Kohleausstieg," stellt Mira Jäger, Pressesprecherin von Kohle erSetzen!,
fest. "Es ist klar: alle Dörfer werden bleiben. Denn selbst mit dem völlig
unzureichenden Ergebnis der Kohlekommission dürfen die Tagebaue kaum
fortgeführt werden. Somit sind sowohl das Abbaggern der Dörfer als auch der
neue Straßenbau absolut überflüssig." Dennoch wurde für die Bauarbeiten
bereits ein Waldstück gerodet, mehrere Hektar fruchtbarer Ackerboden sollen
geopfert werden.

"Um weiter Fakten zu schaffen und die Menschen in den Dörfern unter Druck
zu setzen, baut RWE eine neue 'Grubenrandstraße' weit hinter den Dörfern.
Das ist Hohn für all jene, die fest entschlossen sind, in ihren Dörfer zu
bleiben," so David Dresen aus dem bedrohten Kuckum. Sollte der Tagebau wie
von RWE gewollt fortgesetzt werden, wird die neue Grubenrandstraße erst
2027 mit der Zerstörung Kuckums gebraucht. Die Genehmigung des Neubaus hat
RWE bereits seit vier Jahren. Nach RWEs bisherigen Plänen würde es reichen,
wenn erst 2025 mit dem Straßenbau begonnen würde. Die Anwohnenden vor Ort
gehen daher davon aus, dass RWE jetzt schon baut, um sie unter Druck zu
setzen und ihnen die Lebensqualität in ihren Dörfern zu nehmen. "Den
Menschen hier gezielt das Leben zur Hölle zu machen, hat bei RWE System.
Der Bau der Straße hebt die Provokationen auf eine neue Stufe" so David
Dresen. "Um unserer Forderung nach einem sofortigen Stopp aller
bergbauvorbereitenden Maßnahmen Nachdruck zu verleihen, sehen wir uns daher
gezwungen einen Schritt weiter zu gehen und rufen dazu auf, die Bauarbeiten
zu blockieren. "RWE gräbt derzeit eine Schneise durch Felder und Wald in
der vollen Breite der zukünftigen Straße. Nach Abschluss dieser Arbeiten
soll die Schneise auf mögliche alte Kampfmittel und archäologische Funde
untersucht werden, im Anschluss soll dann direkt der Straßenbau beginnen.

In den letzten 100 Jahren sind allein in Deutschland fast 300 Orte für den
Braunkohleabbau zerstört worden. Mittlerweile ist jedoch eine breite
Unterstützung für einen schnellen Kohleausstieg entstanden, wie er auch
wöchentlich von Zehntausenden beim Klimastreik "Fridays for Future"
gefordert wird. Dennoch treibt RWE im Rheinischen Revier die Umsiedlung von
rund 1.500 Menschen weiter voran. Sechs Dörfer und weitere Höfe sind vom
Tagebau Garzweiler II nach wie vor bedroht. Für den 22. Juni lädt Alle
Dörfer bleiben deshalb zu einem großen Aktionstag ins Rheinische Revier
ein, gemeinsam mit Fridays for Future, BUND, Greenpeace, Campact und den
Naturfreunden. An diesem Tag werden auch die Aktiven von Ende Gelände an
anderer Stelle zivilen Ungehorsam gegen den Kohle-Abbau leisten.

Mit seinem Geschäft zerstört RWE nicht nur Dorfgemeinschaften in
Deutschland. Als Konzern mit dem größten Treibhausgasausstoß in Europa
bedroht er besonders die Existenz von Menschen weltweit, die durch die
Klimakrise ihre Lebensgrundlagen verlieren. Schon jetzt leiden diese
Menschen unter immer stärkeren Dürren und Extremwetterereignissen, obwohl
sie am wenigsten zur Klimakrise beigetragen haben.

www.kohle-ersetzen.de/

www.twitter.com/Kohle_erSetzen

http://alle-doerfer-bleiben.de/

www.twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.05.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/596: Klimakampf und Kohlefront - kein Halt vor Wald und Dorf und Kirche ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Profanierung der katholischen Kirche in
Kerpen Manheim am 18.05.2019 und dem Ratsentscheid der Stadt Kerpen am
17.05.2019, sich nicht für den Erhalt der Kirche und eine alternative
Nachnutzung einzusetzen.

Die katholische Kirche sollte an der Seite aller betroffenen Menschen
stehen



Buir, 19.05.2019. Bei allem Verständnis dafür, dass sich der Pfarrverband
Kerpen Süd-West und der Kirchenvorstand Manheim für eine Entweihung der
Kirche St. Albanus und Leonardus entschieden hat, um mit den sakramentalen
Gegenständen einen Teil der Identität in das neu zu schaffende kirchliche
Zentrum in Manheim-neu umzusiedeln, bleibt doch der Eindruck einer
einseitigen Parteinahme der katholischen Würdenträger auf Gemeinde- und
Bistumsebene und damit ein bitterer Beigeschmack.

Auch der entweihte Kirchenbau wird für viele Menschen ein Ort der
Erinnerung sein und bleiben. Ein Umsiedler hat die Kirche beschrieben als
eine Zeitkapsel, in der wichtige Lebensstationen wie Taufe, Geburt,
Kommunion, Hochzeit und das Abschiednehmen von Mitmenschen konserviert
wird. Der Kirchenraum als Ort des Rückzuges, der Besinnung und der
Erinnerung. Auch als entweihter Ort, wird der Kirchenbau genau das für
viele Menschen sein und bleiben. Dass Umsiedler*innen vehement den Abriss
ihrer Häuser und sogar ihrer Kirche fordern, zeugt von dem großen Trauma,
das Umsiedlung bei Menschen auslöst und welches nur schwer zu verarbeiten
ist. In Bezug auf ihre seelsorgerische Aufgabe im Zusammenhang mit
Umsiedlung und Heimatverlust versagt die katholische Kirche, indem Sie die
Menschen im Stich lässt, die gerne in ihrem Dorf, ihrem Zuhause bleiben
möchten. Statt im Konflikt um die Kohle zu vermitteln und zu befrieden,
sind die Kirchenvertreter parteiisch, grenzen kohlekritische Menschen und
Klimaschützer*innen aus, und schaden so dem Ansehen der katholischen
Kirche.

Wie ist es zu verstehen, wenn der Weg für die Zerstörung der Kirche St.
Albanus und Leonardus frei gemacht wird und sie zugleich angepriesen wird
als die "schönste Kirche im Seelsorgebereich" die dem "Tagebau weichen
muss"(*)?

Diese Kirche in Manheim "muss" dem Tagebau nicht weichen, da der Hambacher
Wald erhalten bleibt und der Energiekonzern dem eigenen Bekunden nach nicht
um den Wald herumbaggern kann.

Indem auch die Stadt Kerpen ihren Ortsteil Manheim, die Kirche, das
Marktplatzensemble und weitere erhaltenswerte Baudenkmäler komplett in
Schutt und Asche legen lassen will, beraubt sie sich selbst des großen
Potentials einer zukunftsfähigen und nachhaltigen Entwicklung dieses
symbolhaften Ortes im Zuge des zukünftigen Strukturwandels im Rheinischen
Revier.


Anmerkung:

(*) "Eine Kirche, die viele Generationen von Gläubigen durchs Leben
begleitet hat. Diese Kirche muss dem Tagebau weichen. Sie ist klein, aber
fein! Herzliche Einladung zu einem Rundgang durch die schönste Kirche im
Seelsorgebereich mit..." (Quelle: Einladungstext an Firmlinge zur
Kirchenbesichtigung im Juni 2019).

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 19.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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FRAGEN/022: "Arts Rights Justice Library" eröffnet - Interview mit Dr. Daniel Gad (idw)


Stiftung Universität Hildesheim - 21.05.2019

"Arts Rights Justice Library": Erste auf Kunstfreiheit und Künstlerschutz
ausgerichtete Bibliothek



Die politischen und gesellschaftlichen Situationen in vielen Ländern
weltweit zeigen, dass es aktuell um freie Meinungsäußerung und
Kunstfreiheit schlecht bestellt ist. Das Institut für Kulturpolitik der
Universität Hildesheim veröffentlicht heute, am 21. Mai 2019, dem
internationalen Tag für Dialog und kulturelle Vielfalt, die "Arts Rights
Justice Library" sowie die ersten drei Studien des "Arts Rights Justice
Observatory". Weder in Deutschland noch sonst auf der Welt gibt es derzeit
eine so umfassende auf das Thema Kunstfreiheit und Künstlerschutz
ausgerichtete Bibliothek. Es besteht der große Bedarf, Wissen zum Schutz
der Freiheit zugänglich zu machen.

Hier gelangen Sie direkt zur neuen "Arts Rights Justice Library":

www.arj-library.de

Die "Arts Rights Justice Library" ist eine digitale Online-Plattform mit
Open-Access, die eine so bisher nicht existierende Auswahl der
relevantesten Publikationen zu den Schnittstellen von Kunst,
Kunstfreiheit, Menschenrechten und globaler Gerechtigkeit sichert und zur
Verfügung stellt. Die Zahl der Publikationen soll kontinuierlich erhöht
werden. Die Dokumente sollen der breiteren globalen Gesellschaft, vor
allem aber Künstlern, Kulturmanagern, Menschenrechtsaktivisten,
Rechtsanwälten und Forschern zugänglich gemacht werden. Ziel ist es, nach
und nach alle Dokumente in der Datenbank der Universität Hildesheim zu
lagern und diese über die Webseite www.arj-library.de weltweit zugänglich
zu machen. So soll das bisherige Wissen gebündelt bereitgestellt und
langfristig für Forschungszwecke und praktische Zwecke gesichert werden.

Über die wissenschaftliche Serie "Arts Rights Justice Studies" sollen auch
eigene Forschungen zum Thema Künste und Gerechtigkeit unternommen und
veröffentlicht werden. In einem ersten Schritt erforschen Sara Whyatt, Ole
Reitov, Laurence Cuny und Miriam Hübner das Thema aus den Blickwinkeln von
"Arts", von "Rights" und von "Justice". Eine vierte Studie wird derzeit
erstellt.

Die online-Biblothek und die Forschungsstudien sind Teil des "Arts Rights
Justice Obeservatory" und gehören zum "Arts Rights Justice"-Programm
(www.arts-rights-justice.de), welches die Forschungsgruppe der Universität
Hildesheim in Zusammenarbeit mit 30 internationalen Experten mit
Unterstützung des Auswärtigen Amtes und des International Cities of Refuge
Network (ICORN) entwickelt hat. Es ist angesiedelt am UNESCO-Lehrstuhl
"Cultural Policy for the Arts in Development" am Institut für
Kulturpolitik.

"Inhaltlich geht es weitläufig um die Rolle des Künstlers in der
Gesellschaft, die Fähigkeiten der Kunst Transformationsprozesse positiv zu
beeinflussen und letztlich darum, wie Kunstfreiheit sowie bedrohte
Künstlerinnen und Künstler geschützt und gefördert werden können und
müssen", so Professor Dr. Wolfgang Schneider, Direktor des Instituts für
Kulturpolitik der Universität Hildesheim. Mit dem ARJ-Programm sollen
Fähigkeiten vermittelt und professionalisiert, der Austausch von Wissen
gewährleistet und Fachwissen zu diesem Thema aufgebaut werden. Ziel des
kollaborativ strukturierten in einem globalen Netzwerk agierenden
Programms ist es, Strukturen zur Förderung und zum Schutz der
künstlerischen Freiheit zu stärken und auszubauen.

Neben der Online-Bibliothek und der Studienreihe umfasst das ARJ-Programm
die eine Akademie auf dem Kulturcampus in Hildesheim begleitet durch
Workshops in variierenden Teilen der Welt. Beide ermöglichen Diskursräume
mit angehenden und erfahrenen Expertinnen und Experten.


Interview mit Dr. Daniel Gad

Der Kulturwissenschaftler Dr. Daniel Gad spricht im Interview über
den Schutz der künstlerischen Freiheit. Er ist Geschäftsführer des
UNESCO-Lehrstuhls "Cultural Policy for the Arts in Development" am Institut
für Kulturpolitik der Universität Hildesheim.


FRAGE: Warum braucht es eine Bibliothek wie die "ARTS RIGHTS JUSTICE
Library"?

Daniel Gad: Die politischen und gesellschaftlichen Situationen in
vielen Ländern weltweit zeigen, dass es aktuell um freie Meinungsäußerung
und Kunstfreiheit schlecht bestellt ist - auch innerhalb Europas. Nicht
ohne Grund haben die Vereinten Nationen 2012 mit Farida Shaheed eine
Sonderberichterstatterin beauftragt, das Verständnis und die
Rechtsgrundlagen für die Freiheit sich künstlerisch auszudrücken
zusammenzutragen. Anlass zuvor gab auch der Fall des britisch-indischen
Schriftstellers Salman Rushdie, der aufgrund eines seiner Bücher Ende der
1980er Jahre unter Polizeischutz gestellt werden musste und damit den
Grundstein für ein globales Netzwerk von Zufluchtsresidenzen für
Künstlerinnen und Künstler gelegt hat. Diverse, vor allem
zivilgesellschaftliche Organisationen widmen sich heute der Aufgabe,
Künstlerinnen und Künstler sowie Kunstfreiheit zu schützen und zu fördern.

Nach vierjähriger Beratung mit rund 30 Expertinnen und Experten startete
damit auch 2017 unser UNESCO-Lehrstuhl mit dem ARTS RIGHTS JUSTICE
Programm, gefördert durch das Auswärtige Amt. Im Kern stehen dabei eine
einwöchige Academy und eben eine Online-Bibliothek, mit dem Ziel, Wissen
zusammenzutragen und den Diskurs über den Schutz und die Förderung in
diesem Feld mit einer Vielzahl von Akteuren aus Konzeption und Praxis zu
führen.

Regierungen werden in der Art und Weise, wie sie Freiheiten kontrollieren
und begrenzen, immer ausgefeilter. Insofern besteht der große Bedarf,
Wissen zum Schutz der Freiheit zugänglich zu machen. Da der
Teilnehmendenkreis der Academy in Hildesheim aufgrund der begrenzten
Ressourcen nur beschränkt bleiben kann, stellt die ARTS RIGHTS JUSTICE
Library eine zentral wichtige und global zugängliche, nebenbei auch
kostenlos nutzbare Wissensressource da.

FRAGE: Gibt es so ein Angebot in Deutschland bereits? Was ist das neue,
innovative an der Bibliothek?

Daniel Gad: Weder in Deutschland noch sonst auf der Welt gibt es
derzeit eine so umfassende auf das Thema Kunstfreiheit und Künstlerschutz
ausgerichtet Bibliothek. Wir nutzen unsere Aufgabe als unabhängige
Institution der Wissenschaftsfreiheit, nach Möglichkeit alle - oder
zumindest die relevantesten Dokumente - zugänglich zu machen. Dabei ist
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte durch die Vereinten Nationen
unsere Bewertungsgrundlage, um zu bestimmen, ob ein Dokument in den
Bestand aufgenommen wird oder nicht.

Die ARTS RIGHTS JUSTICE Library sichert und bündelt vorhandene Analysen,
Konzepte und Leitfäden an einer Stelle. Sie ist insofern innovativ, weil
sie sich durch ihr Vermittlungsformat auf die Nutzerinnen und Nutzer ganz
unterschiedlicher Expertisen und Hintergründe zubewegt. Weil sie im Sinne
des Open Access online und global unter www.arj-library.de frei zugänglich
ist, muss man mit Ausnahme eines Computers und eines Internetzugangs
keinen physischen Ort fern des eigenen Standortes besuchen noch muss man
eine Registrierung vorlegen, um Zugang zum Bestand und der das Stöbern
ermöglichenden Menüführung der Website zu erhalten.

FRAGE: Was erhoffen Sie sich damit, wen möchten Sie erreichen?

Daniel Gad: Auf Grundlage unserer umfangreichen Befragung diverser
Akteure und Akteurinnen zur Frage, welches Wissen in diesem Sektor fehlt und
wie Wissen zusammengetragen, geteilt und gemehrt werden muss. In Anlehnung
an das daraus resultierende Konzept der ARJ Academy sehen wir im
Wesentlichen KünstlerInnen, MenschenrechtsaktivistInnen, KulturmanagerInnen
und JuristInnen sowie ForscherInnen und sicherlich auch MitarbeiterInnen aus
der politische Ebene als Nutzerinnen und Nutzer der ARTS RIGHTS JUSTICE
Library. Diese sind die wesentlichen Akteure, die sich für Schutz und
Förderung von Kunstfreiheit einsetzen. Wohl wissend, dass nur ein Teil
dieser NutzerInnen gewohnt ist mit akademischen Analysen zu arbeiten,
nehmen wir bewusst auch die wachsende Anzahl an Leitfäden und kleinen
Fortbildungsdokumenten mit in den Bestand auf. Darüber hinaus gilt es aber
auch, Wissen für dieses Thema zu sichern. Gerade, weil viele, nicht aber
automatisch langfristig existierende Nichtregierungsorganisationen
wertvolle Analysen und Leitfäden erstellen, aber auch, weil
Regierungswechsel häufig zu veränderten politischen Konzepten führen,
droht hier erfahrungsgemäß ein Informationsverlust. Die ARTS RIGHTS
JUSTICE Library will somit auch Erkenntnisse aus der Vergangenheit für die
Gegenwart und Zukunft gesichert zugänglich halten.

FRAGE: Was enthält die Bibliothek zum Beispiel, was in einer normalen
Stadtbibliothek oder Universitätsbibliothek nicht zugänglich ist?

Daniel Gad: Nur ein Teil des Wissens zum Künstlerschutz und zur
Kunstfreiheit wird in regulären Büchern veröffentlicht. Der Weg zu einem
im Buchhandel vertriebenen Buch passt einfach nicht zu den begrenzten
finanziellen und personellen Ressourcen des Sektors. Zudem sind weder der
Buchhandel, noch die Vertriebswege, noch Budget zum Bucherwerb, noch die
Infrastrukturen von Bibliotheken in den meisten Ländern der Welt und
gerade in solchen Ländern, in denen repressive gesellschaftliche und
politische Systeme vorherrschen, so ausdifferenziert, dass das Wissen die
wissbegierige Leserschaft erreicht.

Zudem ist die Vielzahl an Orten, an denen digitale Dokumente im Internet
abgespeichert und zugänglich gemacht werden so komplex, dass es selbst
versierten WissenschaftlerInnen schwer fällt, den Bestand zu erfassen.
Insofern ist es das klare Anliegen der ARTS RIGHTS JUSTICE Library, Wissen
zu bündeln und Zugänge im Sinne des globalen Rechts auf Wissensfreiheit zu
ermöglichen und dadurch beizutragen, Infrastrukturen zu Schutz und
Förderung von Kunstfreiheit auszuweiten.

Die Fragen stellte Isa Lange.


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-hildesheim.de/neuigkeiten/start-der-arts-rights-justice-library/

- Presseinformation der Universität Hildesheim, Institut für
Kulturpolitik

https://www.uni-hildesheim.de/arts-rights-justice-library/

- Arts Rights Justice Library

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution102

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Universität Hildesheim, 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7245: Mannheim - Startschuss für die Explore Science-Zeitreise, 22.-26.05.2019


idw - Pressemitteilung: Klaus Tschira Stiftung gGmbH

Startschuss für die Explore Science-Zeitreise



Die naturwissenschaftlichen Erlebnistage, Explore Science, der Klaus
Tschira Stiftung finden bereits zum 14. Mal vom 22. bis 26. Mai im
Mannheimer Luisenpark statt.

Mannheim. Das Thema Zeit ist in unserer schnelllebigen Gesellschaft
aktueller denn je, denn Beschleunigung ist ein Kennzeichen der
Moderne. Immer mehr Menschen haben das Gefühl, immer weniger Zeit zu
haben. Deshalb dreht sich dieses Jahr bei Explore Science alles um das
Thema "Zeit". Vom Mittwoch, 22., bis Sonntag, 26. Mai, lädt die Klaus
Tschira Stiftung Kindergartenkinder, Schülerinnen und Schüler,
Lehrkräfte, Familien und alle, die sich ihre Neugier bewahrt haben, zu
Explore Science in den Mannheimer Luisenpark ein.

"Wir freuen uns darauf, auch dieses Jahr die Begeisterung und die
Neugier für Naturwissenschaften zu wecken. Wir sind sicher, dass uns
das mit dem Thema Zeit gelingen wird", sagt Beate Spiegel,
Geschäftsführerin der Klaus Tschira Stiftung.

Das zentrale Anliegen von Explore Science ist es, dass Kinder und
Jugendliche naturwissenschaftliche Phänomene selbst entdecken und
Schüler von Schülern lernen. Die Besucher von Explore Science erwarten
eine interaktive Ausstellung, Workshops, Mitmachstationen,
Bühnen-Shows, Fachvorträge, Musikauftritte und ein
naturwissenschaftliches Erlebnistheater für Kinder. Ein traditionelles
Explore Science-Programmelement sind die Schülerwettbewerbe. Daher
haben auch dieses Jahr Kindergärten und Schulen bereits Wochen vor
Explore Science in der Schule oder in ihrer Freizeit begonnen rund um
das Thema "Zeit" zu tüfteln, zu basteln und zu malen.

Neben 60 Mitmachstationen für verschiedene Altersgruppen gibt es im
Luisenpark jede Menge "Zeit" für Wissenschaftsshows und Vorträge. Auf
der Bühne in der Festhalle Baumhain locken neben spannenden Vorträgen
von renommierten Referierenden auch zwei Wissenschaftsshows mit dem
Titel "Physik der Zeit 1 und 2" und "Zeit für Physik - die einzige
Physikshow in 4D" die Besucherinnen und Besucher an. Sie können
zusammen mit Michael Bradke sowohl auf der Bühne in der Festhalle
Baumhain als auch im Zirkuszelt als "Musik-Macher" mit der Zeit
spielen. Unter dem Titel "Auf Sonntag folgt immer der Montag - Wieso
eigentlich?", hält Eva Renz vom Deutschen Uhrenmuseum Furtwangen am
Mittwoch, 22. Mai, um 10 Uhr einen Vortrag. Am Wochenende jeweils um
13 Uhr tritt Joachim Hecker vom Science Entertainment auf. Auf der
Spiel- und Freizeitwiese sorgen Bildungsclown Jörn, ein
naturwissenschaftliches Erlebnistheater und jede Menge Musikauftritte
für ein buntes Programm für Kindergärten und Grundschulen.

Insgesamt beteiligen sich 58 Partner aus Wissenschaft, Forschung und
Bildung an Explore Science in Mannheim. Die naturwissenschaftlichen
Erlebnistage sind vom Mittwoch, 22. Mai, bis Freitag, 24. Mai von 9
bis 17 Uhr sowie am Samstag, 25. und Sonntag, 26. Mai von 11 bis 18
Uhr geöffnet. Wie immer ermöglicht die Klaus Tschira Stiftung den
kostenlosen Eintritt und den Besuch in den Luisenpark. Gutscheine für
den kostenlosen Eintritt sind im Internet zu bekommen
(https://www.explore-science.info/mannheim/downloads/).

Die Klaus Tschira Stiftung: 

Der Physiker und SAP-Mitgründer Klaus Tschira (1940 - 2015) rief 1995
mit privaten Mitteln die Klaus Tschira Stiftung (KTS) ins Leben. Heute
gehört die KTS zu den großen Stiftungen Europas. Sie fördert
Naturwissenschaften, Mathematik sowie Informatik und möchte zur
Wertschätzung dieser Fächer beitragen. Die Unterstützung der Klaus
Tschira Stiftung spiegelt sich in den drei Bereichen Bildung,
Forschung und Wissenschaftskommunikation wider. Besonderen Wert legt
sie dabei auf neue Formen der Vermittlung und Einordnung
wissenschaftlicher Themen. Die KTS ist bundesweit tätig in
Kindertagesstätten, Schulen, Hochschulen, Forschungseinrichtungen und
eigenen Instituten. Für die Verwirklichung all dieser Ziele engagieren
sich seit mehr als 20 Jahren Menschen innerhalb und außerhalb der
Klaus Tschira Stiftung. 

www.klaus-tschira-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution412

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Klaus Tschira Stiftung gGmbH, 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/7244: Saarbrücken - KI kennen lernen am Tag der offenen Tür des DFKI, 25.05.2019


idw - Pressemitteilung: Deutsches Forschungszentrum für Künstliche
Intelligenz GmbH, DFKI

KI kennen lernen am Tag der offenen Tür des DFKI Saarbrücken



Am kommenden Wochenende feiert die Informatik der Universität des
Saarlandes ihr 50-jähriges Bestehen. Das DFKI feiert mit und öffnet am
Samstag, 25. Mai 2019 von 10:00 - 14:00 Uhr seine Türen.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den Bereichen kognitive
Assistenz, Sprachtechnologie und Wirtschaftsinformatik präsentieren
interaktive Systeme für die Anwendungsdomänen Automotive, Gesundheit,
Handel und Produktion.

Die Live-Systemdemonstrationen im Einzelnen

Blick- und Sprachverarbeitung für multimodale und ortsbasierte Fahrer-Umgebungs-Interaktion

Sie waren noch niemals in New York? Steigen Sie ein!

Durch welchen Stadtteil fahren wir? Was ist das für ein Gebäude? Zu
stickig im Wagen? Öffne das Fenster! In einem Van können Fahrer und
Fahrgäste eine Fahrt durch Brooklyn genießen und währenddessen mit
Blicken und Sprachbefehlen Fenster öffnen und schließen, die
Temperatur im Wagen regeln, telefonieren oder Informationen zur
Umgebung abrufen.

Das multisensorische Assistenzsystem des Sprachtechnologieanbieters
NUANCE erlaubt die Interaktion mit den Komfort- und
Unterhaltungskomponenten im Fahrzeug. Nimmt man im Wagen Platz,
entsteht durch eine 3D-Simulation in einem CAVE der Eindruck, sich
durch die Stadt zu bewegen. Mit Hilfe von Eye-Tracking und
Spracherkennung kann der Fahrer mit Points of Interest außerhalb des
Autos interagieren und z.B. Öffnungszeiten oder Bewertungen von
Geschäften und Restaurants erfragen, an denen der Wagen gerade
vorbeifährt. Kontakte aus dem persönlichen Telefonbuch, Routen oder
Musiktitel können gesucht und ausgewählt werden. Angezeigt werden die
Informationen zusammen mit digitalen Menüpunkten auf einem
Head-up-Display in der smarten Windschutzscheibe. In Zukunft können
auch Stimmlage und Gesten gedeutet werden. Ist der Fahrer gut drauf,
lächelt er viel und sucht per Sprachbedienung ein Restaurant, dann ist
die Antwort des Systems länger, unterhaltsamer und sucht Lokale
heraus, die zur Stimmung passen.

Talking Robots - Robotische und virtuelle Assistenten

Ein ca. 50 cm großer NAO-Roboter berät Patientinnen und Patienten im
Umgang mit chronischen Krankheiten. Der künstliche "Kumpel" gibt Tipps
und Hilfestellung bei der Medikation und für eine gesunde Lebensweise.
Dazu in die Lage versetzt wird er durch ein Dialogsystem, das einen
natürlichsprachlichen, abwechslungsreichen, flexiblen und an den
jeweiligen Nutzer angepassten Dialog in den Vordergrund stellt. Mit
Hilfe eines Langzeitgedächtnisses ist das System in der Lage,
Informationen aus vorherigen Interaktionen in der aktuellen
Gesprächssituation zu nutzen. Außerdem zeigen die Mitarbeiter aus dem
DFKI-Forschungsbereich Sprachtechnologie und Multilingualität, wie
Roboter und Mensch auf der Basis von KI-Technologien in gemischten
Rettungsteams zusammenarbeiten können. Die Arbeiten sind Teil eines
Projektes des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zum Aufbau
des Deutschen Rettungsrobotik-Zentrums.

Brain-Lamp - Mir geht ein Licht auf!

Brain-Computer-Interfaces beschreiben eine Schnittstelle zwischen
Gehirn und Computer. In einem Headset integrierte Sensoren messen die
elektrische Gehirnaktivität des Trägers und versuchen mittels Machine
Learning Algorithmen eine Intention zur Steuerung verschiedener
Maschinen zu nutzen. Die Technologie steckt noch in den Kinderschuhen,
simple Anwendungsfälle sind aber bereits realisierbar. Wie ein 
Brain-Computer-Interface funktioniert zeigt ein einfacher Demonstrator:
Headset aufsetzen, seine Gedanken konzentriert in eine Richtung lenken
und schon wird eine Glühbirne heller. Entspannt zurücklehnen und die
Gedanken treiben lassen - es wird dunkler. Die Anwendungsbereiche
dieser Technologie sind vielfältig, von Industrie 4.0 über die
Raumfahrt bis hin zu simplen Smarthome-Szenarien.

Reeti, der wunderbare Wahrsager

Der interaktive Roboter Reeti sagt Besuchern die Zukunft voraus. Seine
Weissagungen und seine Kundschaft merkt er sich genau, dennoch kann es
bei wiederholten Besuchen zu unerwarteten Überraschungen kommen?

Reeti, the Fabulous Fortune Teller ist eine Technikdemonstration des
Autorenwerkzeugs VisualSceneMaker und des Wizard of Oz-
Studienwerkzeugs StudyMaster, die beide am DFKI zur Steuerung von
sozialen Agenten entwickelt werden. Die Demonstration illustriert, wie
eine QR-Code-Erkennung, ein dynamisches Benutzermodell und Techniken
zum adaptiven Dialog mit Besuchern für eine interaktive Präsentation
mit sozialen Agenten genutzt werden können.

Fischertechnik Demonstrator: Simulator zur Sortierstrecke mit
Farberkennung und Vakuum-Sauggreifer

Der Demonstrator zeigt auf einfache Weise, wie ein Use Case in einem
Industrie 4.0-Szenario prototypisch implementiert werden kann. Zudem
wird eine intelligente Prozesssteuerung und ein intelligentes Routing
durch eine Produktionsstraße simuliert. Durch einen Sauggreifer werden
die Produktionseinheiten auf eine Produktionsstraße gelegt. Dort wird
dann eine Analyse der Produkte vorgenommen. Anschließend wird auf
Basis der Analyse ein automatisches Routing der Komponenten
durchgeführt.

Innovative Retail Laboratory, IRL

Im Innovative Retail Laboratory, IRL werden Themenkomplexe rund um
intelligente Einkaufsberater von virtuellen Allergie- oder
Diätassistenten bis hin zum digitalen Sommelier, personalisiertes
Cross- und Up-Selling, Smart-Items in digitalen Produktgedächtnissen
als Weiterentwicklung der RFID-Technologie, Innenraum-Positionierung
und -Navigation sowie neuartige Logistikkonzepte auf ihre
Alltagstauglichkeit und den Kundennutzen erprobt. Neue Formen der
Interaktion mit Kundinnen und Kunden werden entwickelt und für den
Einsatz getestet: von personalisierter Verkaufsberatung über
"sprechende" Produkte bis hin zum intelligenten Einkaufswagen, der den
Weg durch das Warenhaus anhand des Einkaufszettels plant und anzeigt,
rezeptbasierte Kaufanregungen gibt, Produktvergleiche ausführt,
personalisiert auf passende Sonderangebote hinweist und
Zusatzinformation zu den Produkten anbietet. Das IRL zeigt die
intelligente Frischetheke, einen Müsli-Berater und den intelligenten
Einkaufswagen.

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz DFKI
Campus D3 2

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dfki.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4465: Jena - Ernst Haeckels fantastische Wasserwesen, 25. Mai 2019 bis 1. November 2020


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Haeckels fantastische Wasserwesen



Anlässlich des 100. Todestages von Ernst Haeckel präsentiert das
Phyletische Museum der Friedrich-Schiller-Universität Jena die
Ausstellung "10 Tons - Medusen - Ernst Haeckel". Bis Ende 2020 werden
über 200 lebensechte Medusen-Modelle, Original-Präparate, Fotos,
Videos und Zeichnungen von Ernst Haeckel, dem Begründer des Museums,
im "Medusensaal" zu sehen sein.

Anlässlich des 100. Todestages von Ernst Haeckel präsentiert das
Phyletische Museum der Friedrich-Schiller-Universität Jena die
Ausstellung "10 Tons - Medusen - Ernst Haeckel". Bis Ende 2020 werden
über 200 lebensechte Medusen-Modelle, Original-Präparate, Fotos,
Videos und Zeichnungen von Ernst Haeckel, dem Begründer des Museums,
im "Medusensaal" zu sehen sein.

Im Meeresaquarium mit 200 Ohrenquallen

Abtauchen in eine faszinierende Unterwasserwelt, das können die
Besucher des Phyletischen Museums der Friedrich-Schiller-Universität
Jena vom kommenden Samstag (25. Mai) an. Dann eröffnet eine
Sonderausstellung, die der wohl liebsten Tiergruppe von Ernst Haeckel
gewidmet ist: den Medusen -oder auch Quallen. Zu sehen sein wird unter
anderem eine einem Meeresaquarium nachempfundene Vitrine mit rund 200
Ohrenquallen. Allerdings handelt es sich bei diesen nicht um lebende
oder präparierte Tiere, sondern um lebensechte Modelle aus Kunstharz.
Die dänische Firma "10 Tons" ist auf naturgetreue zoologische und
botanische Modelle sowie paläontologische Rekonstruktionen
spezialisiert und hat die Modelle in Kooperation mit Wissenschaftlern
des Phyletischen Museums eigens für diese Ausstellung produziert.

Neben dem Ohrenquallenschwarm zeigt die Ausstellung weitere Medusen-
Modelle und stellt diese über 100 Jahre alten Glasobjekten der
berühmten Glaskünstler Leopold und Rudolf Blaschka gegenüber. Außerdem
werden Fotografien und Videos des Meeresbiologen Alexander Semenov zu
sehen sein sowie bisher kaum gezeigte Objekte aus der eigenen Sammlung
des Phyletischen Museums. "Wir wollen zeigen, was Ernst Haeckel so
sehr an den Medusen fasziniert und wie er mit ihnen gearbeitet hat",
erläutert Museumsdirektor Prof. Dr. Dr. h. c. Martin S. Fischer. Auch
die Rolle von Medusen in Ökosystemen werde beleuchtet.

Haeckels künstlerische Auseinandersetzung mit den Medusen

Im Fokus stehe aber nicht nur Haeckels wissenschaftliche Arbeit,
sondern auch seine künstlerische Auseinandersetzung mit den Medusen,
kündigt Fischer an. So präsentiert die Ausstellung unter anderem ein
überlebensgroßes Modell der berühmten Desmonema annasethe. Diese von
Haeckel selbst entdeckte und beschriebene Scheibenqualle hat er in
seinen "Kunstformen der Natur" äußerst prachtvoll und vielfarbig
dargestellt. Die nach seiner früh verstorbenen ersten Frau benannte
Qualle ist inzwischen millionenfach reproduziert und prangt auf
Postern und Büchern, ebenso auf Alltagsgegenständen wie Tassen,
T-Shirts oder Tapeten. Gezeigt wird das Haeckels Darstellung
nachempfundene Modell im direkten Vergleich zum originalen
Typusexemplar, das mit dem Haeckelschen Kunstwerk allerdings nur wenig
gemein hat.

Und nicht zuletzt wird auch der Ausstellungsraum als Teil der
Ausstellung zur Geltung kommen: Denn Haeckel selbst hat bei der
Errichtung des Museums die Decke des Raumes mit zehn großformatigen
Medusen dekorieren lassen. Einige der stark idealisierten
ornamenthaften Exemplare finden sich auch als Modell oder
Originalpräparat in einer der Vitrinen wieder. Auf diese Weise
vermittelt die Ausstellung "10 Tons - Medusen - Ernst Haeckel" nicht
nur Einblick in die faszinierende Unterwasserwelt der Medusen, sondern
auch in das Werk Haeckels, in dem sich visionäre Wissenschaft und
Kunst auf einzigartige Weise verbinden.

Auf einen Blick:

Sonderausstellung "10 Tons - Medusen - Ernst Haeckel"

25. Mai 2019 bis 1. November 2020

Phyletisches Museum der Universität Jena, Vor dem Neutor 1, 07743 Jena

Öffnungszeiten: Di bis Fr von 9 bis 13 und 14 bis 17 Uhr; Sa und So
von 10 bis 16 Uhr

Eintritt: 2,50 Euro, ermäßigt 1,50 Euro

Zur Vernissage am 24. Mai um 18 Uhr im Großen Hörsaal der Zoologie
(Erbertstraße 1, 07743 Jena) ist die Öffentlichkeit herzlich
willkommen.

Weitere Informationen zur Ausstellung und zum Phyletischen Museum

http://www.phyletisches-museum.de/ausstellung-sonderausstellungen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/4464: Bremerhaven - "360° POLARSTERN, eine virtuelle Forschungsexpedition", 16.05.2019-31.03.2020


Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime Geschichte

"Neuer Blick auf einen alten Freund": AWI-Gründer begeistert von
POLARSTERN-VR-Ausstellung



VR-Brille aufsetzen und Leinen los! Die Ausstellung "360° POLARSTERN -
Eine virtuelle Forschungsexpedition" ist am 16. Mai vor mehr als 200
geladenen Gästen im Deutschen Schifffahrtsmuseum (DSM) eröffnet worden.
Unter den begeisterten Gästen der Abendveranstaltung befand sich auch der
inzwischen 90-jährige Gründer des Alfred-Wegener-Instituts (AWI) Prof. Dr.
Gotthilf Hempel, der den Bau der POLARSTERN einst maßgeblich
vorangetrieben hatte.

"Ein neuer Blick auf einen alten Freund - so kam es mir vor, als ich die
Brille aufsetzte", schrieb der Ehrenbürger Bremerhavens ins Gästebuch. Der
Ausstellungsbesuch habe ihn an seinen ersten Aufenthalt auf dem Eisbrecher
vor 37 Jahren erinnert. "Es fehlte nur der Geruch und das Schaben des
Eises an der Bordwand. Herzlichen Dank für dieses Wiedersehen mit unserer
"Polarstern".

Als "Ikone der Polarforschung" würdigte Museumsdirektorin Prof. Dr.
Sunhild Kleingärtner die POLARSTERN in ihrer Begrüßungsrede vor
Mitgliedern des Fördervereins Deutsches Schiffahrtsmuseums und zahlreichen
Gästen aus Wissenschaft, Kultur, Politik und Wirtschaft. "Für rund 100
Menschen pro Fahrt ist sie ein gewöhnlicher Arbeitsplatz. Für alle
anderen: ein exklusiver Ort. Sie ist der Ort, wo Proben und Daten zu
unserem globalen Klimasystem gewonnen werden. Der Ort, wo unter
Extrembedingungen neues Wissen entsteht." Ziel der Ausstellung sei es, die
Forschungsschifffahrt auf der POLARSTERN erlebbar zu machen.

Christoph Linne, Chefredakteur der Nordsee-Zeitung, moderierte
anschließend eine Podiumsdiskussion mit dem Titel "Virtual Reality statt
Vitrinen?" über Chancen und Grenzen digitaler Wissensvermittlung in Museen
und Forschungseinrichtungen: Dank Nobelpreisträger Prof. Dr. Peter Lemke
vom AWI, dem Bremerhavener Stadtrat Michael Frost,
Playersjourney-Geschäftsführer Dr. Christian Stein und DSM-Direktorin
Kleingärtner brachte die Runde Sichtweisen aus Forschung, Politik, IT und
Museumspraxis zusammen.

In der Ausstellung, die bis zum 31. März 2020 läuft, befinden sich mehrere
Virtual (VR) und Augmented Reality (AR) Stationen. Ein Modell der
POLARSTERN wurde dazu eigens digitalisiert und ist in voller Größe im Raum
zu erkunden. Kombiniert wird das virtuelle Erlebnis mit realen
historischen Exponaten und Forschungsinstrumenten von Bord.

Im ersten Teil der virtuellen Forschungsexpedition erfahren die
Besucherinnen und Besucher alles Wissenswerte über die POLARSTERN. Anhand
eines digitalisierten Schiffsmodells, das über 3D-Brillen im Museumsraum
erlebbar ist, werden Aufbau und Funktionen des Schiffs erläutert. Im
zweiten Teil geht es dann virtuell an Bord. An vier Stationen erhalten die
Gäste der Ausstellung mittels 360°-Filmaufnahmen einen hautnahen Einblick
in das Fahren, Forschen und Leben. Zu sehen sind unter anderem Videos vom
Maschinenraum, der Brücke, von verschiedenen Laboren oder dem berühmten
Blauen Salon. Im dritten Teil der Expedition lädt die Polarlounge zum
Verweilen ein. Hier bietet sich die Möglichkeit, ein Feedback zur
Ausstellung zu geben sowie an verschiedenen Mitmach-Aktionen zur
Polarforschung teilzunehmen.

Weitere Informationen zur Ausstellung unter


www.dsm.museum/polarstern

360° POLARSTERN - Eine Ausstellung mit freundlicher Unterstützung von:
Aktionsplan Leibniz-Forschungsmuseen

Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung

Förderverein Deutsches Schiffahrtsmuseum

Freie Hansestadt Bremen, Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und
Verbraucherschutz

Nordsee-Zeitung

Playersjourney

Radio Bremen / Bremen Zwei

Seestadt Bremerhaven

Über das Deutsche Schifffahrtsmuseum / Leibniz-Institut für Maritime
Geschichte:

Die wechselvolle Beziehung zwischen Mensch und Meer zu erforschen und in
Ausstellungen erlebbar zu machen - das hat sich das Deutsche
Schifffahrtsmuseum / Leibniz-Institut für Maritime Geschichte (DSM) in
Bremerhaven zur Aufgabe gemacht. Es ist eines von acht
Leibniz-Forschungsmuseen in Deutschland. Mit seinen mehr als 80
Mitarbeitenden und Auszubildenden und rund 8000 Quadratmetern überdachter
Ausstellungsfläche zählt es zu den größten maritimen Museen Europas.
Zurzeit befindet sich das DSM im Wandel und verbindet eine Gebäudesanierung
sowie den Bau eines Forschungsdepots mit einer umfassenden Neukonzeption
aller Ausstellungs- und Forschungsbereiche. Während dieser bis 2021
andauernden Phase bleibt das Haus geöffnet - mit einem vielfältigen
Programm, wechselnden Sonderausstellungen und Veranstaltungen. Auch die
mehr als 600 Jahre alte Bremer Kogge und die Museumsschiffe im
Außenbereich können weiterhin besichtigt werden.

Forschungsprojekte am DSM werden durch namhafte nationale und
internationale Förderprogramme unterstützt. Als attraktiver Arbeitsort für
junge und berufserfahrene Talente in der maritimen Forschung unterhält das
DSM vielfältige Kooperationen mit Universitäten, Hochschulen und
außeruniversitären Forschungseinrichtungen.

Unterstützung erfährt das Museum nicht zuletzt von den insgesamt rund 3000
Mitgliedern des "Fördervereins Deutsches Schiffahrtsmuseum e.V." Dieser
sowie das "Kuratorium zur Förderung des Deutschen Schiffahrtsmuseums e.V."
hatten einst die Eröffnung des Hauses im Jahr 1975 vorangetrieben und
begleiten es nun auf seinem Zukunftskurs.

Für weitere Informationen:

https://dsm.museum/ueber-uns

Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/x3Ohu_IYjn4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution256

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime Geschichte, 19.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1384: Kassel - "Stadt, Land, Poesie - Mit Sprache spielen" - Ein Tag für die Literatur am 26.5.2019


Stadt Kassel

"Stadt, Land, Poesie - Mit Sprache spielen" - Ein Tag für die
Literatur



"Stadt, Land, Poesie - Mit Sprache spielen" - Ein Tag für die
Literatur, findet am Sonntag, 26. Mai, von 11 bis 17 Uhr in der
Stadtbibliothek Kassel, Obere Königsstraße 3 bis 5, statt.

Ein Tag für alle, die Sprache einmal anders kennenlernen wollen! Die
Ausstellung in der Stadtbibliothek lädt auf vielfältige Weise dazu
ein, aktiv mit Sprache zu spielen. Dazu stehen etwa 30
Gesellschaftsspiele bereit, die Kinder und Erwachsene ausprobieren
können - angeleitet vom Verein "Kassel spielt".

Darüber hinaus führen sprachkünstlerische Zugänge aus Geschichte und
Gegenwart in die Poesie zum Sprechen, Spüren und Kombinieren ein:
digital oder auch ganz analog mit Stimme und Körper.

Der Eintritt ist frei.

Programm

11.30 und 14 Uhr: Führung mit dem Kurator Dr. Friedrich Block zu den
künstlerischen Sprachspielen

12 Uhr: Einführung in die Gesellschaftsspiele mit dem Verein "Kassel
spielt"

Hintergrund 

Alle zwei Jahre feiert Hessen sein größtes Literaturfestival - den
"Tag für die Literatur". 199 Kulturinstitutionen beteiligen sich, fast
60 Städte und Gemeinden sind in diesem Jahr dabei. Bereits zum siebten
Mal geht das Literaturfestival zwischen Allendorf und Zwingenberg auf
literarische Spurensuche. Es bietet regionalen Autorinnen und Autoren
eine Bühne, lädt Dichter und Poetry Slammer ein und präsentiert in
Museen und Vereinen, in Buchhandlungen und in der freien Natur
Literatur aus 500 Jahren.

Der "Tag für die Literatur" wird im Rahmen des Netzwerkprojekts
"Literaturland Hessen" von hr2-kultur gemeinsam mit dem Hessischen
Ministerium für Wissenschaft und Kunst (HMWK), dem Hessischen
Literaturrat e.V., dem Verein der Freunde und Förderer des
Literaturlands Hessen e.V. und allen beteiligten Kulturinstitutionen
und Vereinen organisiert.

Das HMWK unterstützt das Literaturfest mit 40.000 Euro.

"Stadt, Land, Poesie - Mit Sprache spielen" ist eine Veranstaltung der
Stiftung Brückner-Kühner und der Stadtbibliothek Kassel in Kooperation
mit dem Verein "Kassel spielt".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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VORTRAG/8477: Tübinger Fenster für Forschung präsentiert spannende Wissenschaft, 23.+24.05.2019


Eberhard Karls Universität Tübingen

Tübinger Fenster für Forschung präsentiert spannende Wissenschaft

Unterhausdebatte zu Genomeditierung bewegt Publikum - Science Slam bringt
Forschung auf die Bühne



Zwei spannende Veranstaltungen rahmen das diesjährige "Tübinger Fenster
für Forschung" (TÜFFF) ein. Den Auftakt bildet die Unterhausdebatte
"Genomchirurgie - neue Allzweckwaffe gegen Krankheiten?", die am
Donnerstag, 23. Mai, um 18 Uhr im Pfleghofsaal (Schulberg 2) stattfindet.
Der abschließende Höhepunkt des TÜFFF ist der Science Slam am Freitag, 24.
Mai, um 20 Uhr im Hörsaal N6 (Auf der Morgenstelle 16, 72076 Tübingen).
Der Eintritt ist für beide Veranstaltungen frei.

Bei der Unterhausdebatte zum Thema Gentherapie zeigt das Publikum - nach
Vorbild des britischen Unterhauses - mit der Wahl des Sitzplatzes, ob es
einer Position zustimmt. Der Abend wird von der Journalistin Kathrin
Zinkant (Süddeutsche Zeitung) moderiert und findet in Kooperation mit
"Wissenschaft im Dialog" und der Leopoldina - Nationale Akademie der
Wissenschaften statt. Es geht bei der Debatte um medizinische und ethische
Aspekte der Gentherapie. Die medizinische Gentherapie steht vor einer
Revolution: Mithilfe der neuen Genschere CRISPR-Cas ist es möglich, Gene
schnell, kostengünstig und zuverlässig zu verändern. Die neue Methode
könnte in Zukunft dabei helfen, Krebs oder sogar Erbkrankheiten zu heilen.
Doch die Genomchirurgie greift auch in unser Erbgut ein. Welche Chancen
und Risiken sind damit verbunden?

Weitere Informationen unter:

www.genomchirurgie.de

Nachwuchsforscher messen sich im Science Slam

Als Finale des TÜFFF findet der Science Slam statt. Sechs
Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler präsentieren hier ihre
Forschung. Die Slammerinnen und Slammer stellen spannende
wissenschaftliche Themen vor wie Reispflanzen, die rosten, Schlafforschung
an Meeresschnecken oder Darmmikrobiota. Am Ende kürt das Publikum den
Sieger des Abends.

Bei einem Science Slam werden auf der Bühne Forschungsthemen für ein
Publikum ohne Fachkenntnisse vorgestellt und das innerhalb einer
festgelegten Zeit. Für die Präsentation ist alles erlaubt: Powerpoint,
Bilder, Videos, Requisiten, Musik oder Pantomime. Die Vorträge sollen
unterhaltsam sein und zeigen, dass Wissenschaft für jeden verständlich
sein kann.

Beim "Tübinger Fenster für Forschung" (TÜFFF) am Freitag, den 24. Mai,
präsentieren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Universität,
Uniklinikum und außeruniversitären Forschungsinstituten zwischen 15 und 22
Uhr ihre Forschungsprojekte. Besucher sind eingeladen, selbst Versuche
durchzuführen, auf dem Programm stehen Workshops, Führungen und Vorträge.
Alle Veranstaltungen sind kostenlos, eine Anmeldung ist nicht nötig; bei
einigen Programmpunkten sind die Teilnehmerzahlen begrenzt:

www.uni-tuebingen.de/tuefff



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ATTAC/1994: Daimler-Hauptversammlung - Attac fordert Verkehrswende und klimagerechte Mobilität


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main / Berlin, 22. Mai 2019

Daimler: CO2-Ausstoß gesteigert, fette Gewinne eingefahren

Attac fordert Verkehrswende und klimagerechte Mobilität für alle



Mit einer Aktion bei der Daimler-Hauptversammlung am heutigen Mittwoch
in Berlin hat das globalisierungskritische Netzwerk Attac seiner
Forderung nach einer sozial-ökologischen Verkehrswende Nachdruck verliehen.

"Wenn wir nicht zulassen wollen, dass Mensch und Umwelt unter die Räder
geraten, müssen wir endlich auf ein klimagerechtes, soziales und
gemeinwirtschaftliches Verkehrssystem umsteigen", sagte Thomas
Eberhardt-Köster vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Das ist
mit Daimler und Co. nicht zu machen. Wir müssen die Autokonzerne unter
demokratische Kontrolle bringen, um sie klima- und sozialverträglich
umzubauen."

So ist der CO2-Ausstoß der Daimler-Flotte im vergangenen Jahr weiter
gestiegen: von durchschnittlich 125 Gramm pro Kilometer in 2017 auf 134
Gramm. Der Anstieg ist eine Folge der Modellpolitik von Daimler, die
zunehmend auf schwere und leistungsstarke SUV setzt. Die EU schreibt
vor, dass Automobilhersteller den durchschnittlichen CO2-Ausstoß ihrer
Kfz-Flotte bis 2021 auf maximal 95 Gramm pro Kilometer senken müssen.

Zugleich erwirtschaftete die Daimler-AG in 2018 einen Gewinn von rund
7,6 Milliarden Euro. Bei den Kraftfahrzeugen (ohne Vans, Lkw und Busse)
lag die Umsatzrendite bei 7,8 Prozent, die Eigenkapitalrendite im
Finanzbereich kam auf satte 11,1 Prozent.

"Daimler ignoriert konsequent alle Notwendigkeiten in Sachen Klimaschutz
und Nachhaltigkeit. Dazu kommt eine lange Liste krimineller und
anti-demokratischer Machenschaften", stellte Carla Renzi von der
Attac-Jugendorganisation Noya fest. "Der Konzern hat nur eins im Sinn:
kurzfristige Gewinne einfahren und seine Marktstellung absichern - auf
Kosten der Allgemeinheit und nachfolgender Generationen. Das nehmen wir
nicht länger hin."

Attac fordert, die deutschen Autokonzerne umzubauen und unter
demokratische Kontrolle zu stellen. Notwendig ist die Konversion, also
die Umstellung der Produktion: weg von Individualfahrzeugen hin zu
Fahrzeugen für den öffentlichen Verkehr wie Elektrobusse,
Schienenfahrzeuge sowie - ergänzend - Elektroautos für den
Sammeltaxiverkehr.

Mit der Kampagne "Einfach.umsteigen: Klimagerechte Mobilität für alle"
macht Attac Druck für den sozial-ökologischen Umbau unserer
Gesellschaft. Im Zentrum der Kampagne stehen vielfältige Aktivitäten für
eine Verkehrswende.




Weitere Informationen:

Hintergrund: Daimler-Jahresbilanz 2019:

www.attac.de/Daimler-Hintergrund

Attac-Kampagne "Einfach.umsteigen: Klimagerechte Mobilität für
alle!":

www.attac.de/verkehrswende

Forderungen:

www.attac.de/kampagnen/verkehrswende/forderungen

 * 
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LESUNG/6429: Berlin - Anke Stelling und Albrecht Selge, Wohin, wohin?, 19.06.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2019

Mi. 19.6. 19.30h 

Wohin, wohin?

Anke Stelling und Albrecht Selge in Lesung und Gespräch

Moderation: Ulrike Vedder



Die Bücher von Anke Stelling und Albrecht Selge stellen eine der
aktuellsten Fragen der Gegenwart: Wie kann man sich nach einem
sozialen Absturz wieder aufrichten und weitermachen? Ist es in dieser
Situation überhaupt möglich, ein empathischer Mensch zu bleiben? Anke
Stellings mit dem Preis der Leipziger Buchmesse 2019 ausgezeichnetes
»Schäfchen im Trockenen« (Verbrecher Verlag) erzählt von der
Berlinerin Resi, die in einem Roman ihrem vermeintlich liberalen
Freundeskreis einen Spiegel vorgehalten hat. Nicht nur wird sie
deswegen aus dem sozialen Gefüge ausgeschlossen, auch kündigt einer
ihrer Freunde ihren Mietvertrag. Mit ihrer sechsköpfigen Familie
steht Resi nun vor der Aufgabe, eine bezahlbare Wohnung zu finden. In
einem Brief an ihre Tochter reflektiert sie die hochambivalente
Gemengelage, die zwischen Verantwortung und Fatalismus durch ihre
Herkunft mäandert. Die Protagonistin von Selges »Fliegen« (Rowohlt
Berlin) wählt eine unkonventionelle Lösung: Ihr Mietvertrag wird
wegen Eigenbedarfs gekündigt und von ihrer Rente kann sie sich keine
Wohnung leisten - sie kauft sich eine Bahncard 100 und lebt in den
Zügen der DB. Der Rhythmus der Züge bestimmt ihren Tagesablauf und
taktet die Sprache des Romans. Obwohl sie ständig unterwegs ist,
scheint sie nicht vorwärtszukommen. Schafft sie es mit Humor und
feinem Gehör für ihre Mitreisenden trotzdem, nicht völlig aus dem
Leben zu gleiten?

Diesen Abend über räumliche, soziale und metaphysische
Obdachlosigkeit moderiert Ulrike Vedder, Germanistin an der Humboldt
Universität.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

Tickets auch an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin
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LESUNG/6428: Berlin - Marlene Streeruwitz, »Flammenwand«, 18.06.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2019

Di. 18.6. 19.30h

Marlene Streeruwitz: »Flammenwand«

Lesung und Gespräch

Gesprächspartner: Ekkehard Knörer



Marlene Streeruwitz stellt ihren neuen Roman »Flammenwand« vor und
spricht mit dem Kulturwissenschaftler und Filmkritiker Ekkehard
Knörer (Merkur): Stockholm im März. Nach einem schweren Winter hat es
immer noch minus 15 Grad und das Eis knirscht unter Adeles Schritten.
Als sie von Einkäufen zurückkehrt, sieht sie ihren Geliebten von
weitem das Haus verlassen und geht ihm nach. Je näher sie ihm kommt,
desto unsichtbarer wird er. Warum laufen wir immer den gleichen
Bildern hinterher? Worauf ist eigentlich Verlass? Und warum muss die
Liebe zur Hölle werden? In einer Welt, in der sich die Warteschleife
als Wahrheit erweist, bewegt sich Adele auf dem schmalen Grat
zwischen Befreiung und Selbstverlust: »Sie durfte sich nicht aus sich
selbst verjagen lassen. Sie musste langsam und vorsichtig denken.«
Durch eine verräterische Liebesgeschichte entfaltet sich in
»Flammenwand. Roman mit Anmerkungen « (S. Fischer) die Krise der
Gegenwart.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

Tickets auch an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter
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AUSSICHTEN/8647: Und morgen, den 23. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 23.05.2019 bis zum 24.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8647 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Weniger und mehr

Starkwind von der Küste,

Jean-Luc Frosch kommt her,

als ob er 's nicht wüßte.
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ELTERN/287: Rezension - Frank Thies, Martin Breuer. Die neun bunten Königinnenreiche (Märchen) (SB)


Frank Thies (Text), Martin Breuer (Bilder)

Die neun bunten Königinnenreiche

Queere Märchen - nicht nur für Kinder


[image: Buchcover: © 2018 by Martin Breuer]

Cover: © 2018 by Martin Breuer



Queere Märchen - ein neues Genre? Der Leser darf gespannt sein, denn
hier scheint eine ganz besondere Botschaft verborgen zu sein, die wohl
abweicht von den alt bekannten Märchen-Erzählweisen, in denen das
Schicksal von Prinzessinnen, Königen, Zauberern, Hexen, Zwergen, oder
Riesen mit dem von armen Bauernsöhnen, Müllerstöchtern oder Schneidern
in der einen oder anderen dramatischen Weise verwoben wird, wobei sich
der Kampf zwischen Gut und Böse zuspitzt und schließlich das Gute über
das Böse obsiegt. In dem vorliegenden Buch "Die neun bunten
Königinnenreiche" sollen Menschen mit Besonderheiten, mit
Schwierigkeiten, mit Anderssein eine Rolle spielen, die ihren Kummer
haben und ausgegrenzt oder mißachet werden. Für sie wurde der Begriff
queer [1] geschaffen und der Autor bemüht sich, den Jüngsten einen
politisch und moralisch korrekten Umgang zu vermitteln - wie es den
Märchen seit jeher eigen ist: "...und die Moral von der
Geschicht'..."

Mit Wundersamen und Zauberhaften wird in diesem Buch nicht gespart,
obgleich sämtlich Seltsames sich auf ein Wechselspiel der Farben
beschränkt, wenn es um die Ausgestaltung der Königinnenreiche geht.
Dort trifft man auf strohgelbe Flüsse, rot-lila Wälder, blaue Wiesen
mitsamt grünem Sonnenlicht und dem orangen Mondschein. Bevölkert
werden sie von großen Riesen, kleinen Zwergen, dicken Moppels, dünnen
Strolchis, von Feen und Feenrichen.

Bei fortgesetzter Lektüre wird der Leser mit einer überbordenden
Pracht an Merkwürdigkeiten konfrontiert, mit riesigen gelben Torten,
die in den Himmel wachsen, mit Blättern, die einem beim Klettern
behilflich sind, mit blauen Blätterseilen und vielem mehr, doch
bleiben sie Staffage, ebenso wie etliche Märchenwesen wie die
Tanztruppe Fliegender Bär, die uralte Bürgermeisterin und ihre
Ehefrau, Kuscheligel Raphael mit Gummistacheln, die verrückten
Feenriche, die Zwanziglinge aus Xixi oder die lila Giraffe. Sie alle
werden nur kurz erwähnt, tauchen aber nirgends wieder auf. Sie dienen
als bunte Ausschmückung ohne weitere Bedeutung. Wie aus einer
überdimensionalen Bonbontüte purzelt eine enorme Zahl an entrückten,
eigenartigen Wesen hinunter auf den Text und überschütten das löbliche
Anliegen des Autors, die ungewöhnlichen Lebenssituationen von
Menschen, die hier unter Queere subsummiert werden, zu beschreiben.
Eine vielfarbige Palette ergießt sich zudem noch über Landschaft und
Gebäude und bildet gleich einem Bühnenbild den Hintergrund der
einzelnen Königinnenreiche, wie in dem folgenden Beispiel:

Der Zwerg machte die für ihn viel zu hohe Tür auf und sah eine
 wunderschön gekleidete junge Frau und einen ebenso feschen
 mittelalten Mann im Gang vor dem Eingang in sein Heim unter der
 Erde stehen. Im Reich der Erzgebirge, im Boco del Tierra war so
 vieles, die Erde, der Stein, in der Farbe Magenta, manche würden es
 ungenau als pink bezeichnen. Doch in der Höhlenwohnung der
 Zwergenwesen war alles superschön bunt: grün, blau, violett, rot,
 orange, gelb, braun, silber, magenta! (S. 42) 



In dem Kapitel "Verwirrung bei den Zwergenwesen", aus dem das eben
genannte Zitat stammt, geht es um die verschiedenen, vielfältigen
Beziehungsmöglichkeiten und um Barrierefreiheit. Überdeckt wird all
das durch die vielen Namen der Zwergwesen, die alle mit dem Buchstaben
N beginnen (Nonil, Naunil, Nunil, Nenil, Nonile, Nunule, Neinäule,
Ninile) und in so verwirrender Weise genannt werden, daß weder die
Protagonisten noch der Leser wirklich den Überblick behalten. Das
vielleicht unterhaltsam oder lustig angelegte Szenenbild steht der
eigentlichen Botschaft im Weg.

Das Buch läßt keinen Zweifel daran, daß es dem Autor ein inneres
Anliegen ist, sich der Queer-Problematik zu widmen und auch die ganz
jungen Leser damit zu konfrontieren, um ihnen Umgangsmöglichkeiten zu
eröffnen, denen Achtung und Respekt innewohnen.

Als Rezensent muß ich einräumen, daß die kurzatmige Erzählweise, die
schnellen kurzgegriffenen Textentwürfe nicht nach meinem Geschmack
sind. Eine Überlegung sei hier allerdings erlaubt. In mehreren Studien
wird eine Zunahme der Aufmerksamkeitsstörungen insbesondere bei
Kindern und Jugendlichen festgestellt. Zudem werden in anderen
Untersuchungen vermehrt auftretende Leseschwächen angeführt, das
heißt, den Lesern fällt es schwer, den Inhalt langer Sätze zu erfassen
und zu begreifen. In Anbetracht dessen führen vielleicht also gerade
die Vielfarbigkeit und die, um es einmal umgangssprachlich zu
formulieren, "vielen Fässer, die aufgemacht werden" dazu, den Leser in
möglichst kurzen Intervallen mit Neuigkeiten zu versorgen und ihn so
an den Text zu binden? Doch könnte es nicht ebenso genau das Gegenteil
bewirken - ein endloses, nichtssagendes Feuerwerk bindet nicht
wirklich. Das sollte doch eher eine spannende Erzählung bewirken, oder
ein gewichtiges Thema, das entsprechend dargestellt oder
problematisiert wird. Hier ist der Autor meines Erachtens seinem
Anliegen, den Kindern die vielen Unterschiede, die unter Menschen
vorkommen können, wie auch die vielfältigen Gestaltungsmöglichkeiten
ihrer Lebensweisen und -situationen nahezubringen und gleichwohl zu
erklären, daß diese Unterschiede unwichtig sind, weil alle Menschen
gleich sind oder gleich behandelt werden sollten, nicht gerecht
geworden. Aus meiner Erfahrung haben gerade kleine Kinder keine
Probleme mit Menschen verschiedenster Art oder Hautfarbe. Sämtliche
Vorbehalte gegenüber Anderen oder Fremden werden durch das Verhalten
und die Einstellung der Erwachsenen vermittelt. Insofern wäre dieses
Märchenbuch für kleine Kinder kaum erforderlich gewesen und ob
Erwachsene für das Begreifen der Queer-Problematik ein solches
Märchenbuch brauchen, sei dahingestellt.

Immerhin erhalten die vielen kleinen märchenhaften Episoden dann doch
noch einen Zusammenhang. Das unscheinbare farblose Eichhörnchen hält
so etwas wie den roten Faden und übernimmt den Part des Bösewichts
oder besser des Unruhestifters, der am Ende die Chance bekommt, sich
dem Guten zuzuwenden, konnte es doch erstmals seine Beweggründe
kundtun, die es zu den Missetaten verleiteten. Selbst lange Zeit
ungerecht behandelt und ausgegrenzt, wurde es ihm erlaubt, nun
Mitglied der neuen Gesellschaft werden. Am Schluß heißt es dann auch:

Aber wir, die jungen Wesen dieser Länder wünschen uns das Ende der
 Königinnenreiche, denn wir wünschen uns ein gemeinsames
 Entscheiden: Wir möchten, daß Arm und Reich, Groß und Klein,
 Weiblich, Männlich, Dazwischen oder Ganz-anders, Schlau oder
 Nicht-so-schlau, Alt und Jung gemeinsam entscheiden und regieren.
 Wir sind eine Gemeinschaft und eine Familie. Was haltet ihr davon?
 Alle applaudierten und fanden es gut. (S. 86) 



So erhält auch dieses Märchen ein gutes Ende und hier möchte ich den
Autor sprechen lassen, der selbst Vater zweier kleiner Kinder ist und
sich in einem Arbeitskreis Vielfalt in Hamburg engagiert, wo er als
Lehrer tätig ist: "Dieses Märchenbuch soll zum einen ein Buch voller
Geschichten sein, die einfach Spaß machen, zum anderen soll es eine
gleichberechtigte, LSBTI* [2] -freundliche, antirassistische,
Behinderten-freundliche Alternative sein."

Zudem können sich Groß und Klein an den Illustrationen erfreuen, die
von dem Grafiker Martin Breuer angefertigt wurden. In bunten
Regenbogenfarben zeichnet er lustige und teils sehr munter dynamische
Bilder, die die jeweiligen Szenen der einzelnen Kapitel in liebevoll
gestalteter Weise darstellen.


Hier noch ein HINWEIS:

Am 6. Juni 2019 um 20:00 Uhr liest der Autor Frank Thies im
"Kulturcafé Komm du", Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg aus
seinem Queere-Märchenbuch.

Das Buch ist bereits in der zweiten Auflage mit 54 Bildern erschienen.
Und Schleswig-Holstein (Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren) hat im Rahmen von "Echte Vielfalt" ein Minibuch
(enthält 2 Kapitel) finanziert, das man kostenfrei mitnehmen
kann.

Mehr Informationen auf www.queerqueendoms.de


Anmerkungen:

[1] queer: queer sein, queer leben

Herkunft: englisch queer und bedeutet: sonderbar, merkwürdig;
andersartig. Eine genauere Herkunft ist ungeklärt und das Wort könnte
seinen Ursprung im späten Mittelniederhochdeutschen haben und mit
"quer" verwandt sein.

(Quelle: https://www.duden.de/rechtsschreibung/Queer#herkunft)

[2] LGBT: Wortbedeutung: Es handelt sich um eine Sammelbezeichnung für
Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transsexuelle, vermutlich wählte der
Autor entsprechend die deutsche Abkürzung LSBTI, wobei das "I" für
Intersexuell steht.

(Quelle: https://www.wortbedeutung.info/LGBT/)
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KREATIV/147: Braunschweig - Kreativwerkstatt, "Schmuck im afrikanischen Stil", 25.05.19


Stadt Braunschweig

Kreativwerkstatt für Kinder: "Schmuck im afrikanischen Stil"



Braunschweig. Das Städtische Museum Braunschweig, Steintorwall 14,
lädt Kinder im Alter von 6 bis 10 Jahren am Samstag, 25. Mai, 14 Uhr
zu einer Kreativwerkstatt mit dem Thema "Schmuck im afrikanischen
Stil" ein. Inspiriert von der derzeitigen Ausstellung "RUTH BAUMGARTE -
 Vision Afrika. Turn of the Fire" und der ethnologischen Abteilung des
Museums, werden Holzarmbänder, wollene Halsketten und Ketten mit
Muschelanhängern und Perlen gebastelt. Die Materialkosten betragen
fünf Euro pro Kind.

Noch bis zum 7. Juli zeigt das Städtische Museum Braunschweig die
Ausstellung mit dem expressiven Afrika-Zyklus der international
renommierten Künstlerin Ruth Baumgarte. Rund 70 Ölbilder, Aquarelle
und Zeichnungen sind in der Ausstellung zu sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 21.05.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9653: Siegburg - Maria Lehnen - Wölfe, Schafe und andere Menschen, 26.05.-30.06.2019


Pressemitteilung von: Stadtmuseum Siegburg

Maria Lehnen - Wölfe, Schafe und andere Menschen

26.05. - 30.06.2019

Eröffnung am Sonntag, 26.05.2019, 11:30 Uhr



Die Bildhauerin Maria Lehnen befasst sich mit den existentiellen
Facetten des Menschen. In ihren archaischen Skulpturen und naiv
anmutenden Malereien reflektiert sie aktuelle und zugleich zeitlose
Fragen zu (Selbst-)Verantwortung, Machgebaren und religiösen
Phänomenen. Sie formt den menschlichen Körper in selbst entwickelten
Mischtechniken (Erde, Torf, Polyester, Bitumen) oder Bronze zu
kompakten Stelen oder transparenten, fragmentarischen Hüllen mit
Einschnürungen, Bandagen oder großen Rissen oder Öffnungen. In den zum
Teil überlebensgroßen Figuren, thematisiert Maria Lehnen Aspekte
menschlicher Befindlichkeiten und Entwicklungen. Ob die Figuren in
sich gefangen sind, sich abkapseln oder verschließen, oder einen
Prozess der Metamorphose durchlaufen, die äußere Hülle sprengen und
sich nach einer Verwandlung von ihrem Kokon befreien - immer wieder
geht es um Einengung und Befreiung und einen dynamischen Prozess.
Besonders der Kampf um die Freiheit und Selbstbestimmtheit der Frau
scheint immer wieder darin auf. Ist sie Opfer oder opfert sie sich?
Fügt sie sich untertänig ihrem Schicksal als oder ist sie die
Wissende, die Seherin. Das Schaf - als Sinnbild für Geduld,
Gutmütigkeit und Opferbereitschaft - und dem gegenüber der Wolf - als
furchteinflößende, reißende Kreatur und für Wachsamkeit, Kraft und ein
außergewöhnliches Sozialgefüge zugleich - sind Symbolfiguren, derer
sich Maria Lehnen gerne bedient. Opferlamm, Wolf im Schafspelz,
Rudelführer und ähnliche Begrifflichkeiten bieten zahlreiche
Assoziationsebenen an. Bisweilen gehen Lehnen Figuren eine Synthese
von menschlichem Körper und Wolfs- oder Schafskopf ein - die
Wolfsfrauen und Janus sprechen für die Ambivalenz der Protagonisten,
die auf aktuelle Themen (skrupelloses Machtstreben, Machtmissbrauchs
und zunehmende Ausbeutung natürlicher und auch menschlicher
Ressourcen) verweisen.

Die historischen Kellergewölbe des Stadtmuseums, die die
(mittelalterliche) Gerichtsbarkeit und frühneuzeitlichen Hexenprozesse
thematisieren, sind wie geschaffen für die mystisch anmutenden Figuren
und geben den Assoziationen und Bezügen größtmöglichen Raum.

Mittwoch, 5. Juni 2019, 18 Uhr

Künstlergespräche - Maria Lehnen im Gespräch mit Dr. Gundula Caspary

5 EUR incl. Eintritt, Mitglieder des Vereins der Freunde des
Stadtmuseums frei

STADTMUSEUM SIEGBURG

Markt 46

53721 Siegburg

02241 - 102 7410

stadtmuseum@siegburg.de

www.stadtmuseum-siegburg.de

Di - Sa 10 - 17 Uhr

S0 10 - 18 Uhr

Mo + gesetzl. Feiertage geschlossen

Stadtbetriebe Siegburg AöR

- ein Kommunalunternehmen der KREISSTADT SIEGBURG -

Fachbereich Stadtmuseum

Markt 46

53721 Siegburg

Telefon: 02241/10274-10 Fax: 02241/10274-27

E-Mail: stadtmuseum@siegburg.de

www.stadtmuseum-siegburg.de

www.stadtbetriebe-siegburg.de
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AUSSTELLUNG/9652: Dortmund - DISPLAY. Staging Identities, 15.06.-18.08.2019


Pressemitteilung von: Dortmunder Kunstverein

DISPLAY. Staging Identities

JOHANNES PAUL RAETHER,

VICTORIA SIN, MIKOLAJ SOBCZAK, PHILIPP TIMISCHL

LAUFZEIT: 15. JUNI bis 18. AUGUST 2019

ERÖFFNUNG: FREITAG, 14. JUNI, 19 UHR



Die von Performances und Filmen begleitete Gruppenausstellung DISPLAY.
Staging Identities zeigt zeitgenössische künstlerische Arbeiten über
"Drag". Ursprünglich bezeichnet der Begriff das Auftreten im Gewand
des jeweils anderen Geschlechts, wobei ein Charakter angenommen oder
eine eigene Identität entwickelt wird. Obschon dadurch allen Formen
von Drag die Hinterfragung konventioneller Geschlechterdefinitionen
gemein ist, lässt sich zunehmend deren Aufweichung und die Erstarkung
geschlechtsneutraler Rollen beobachten.

Bei Johannes Paul Raether (*1977 in Heidelberg, lebt in Berlin),
Victoria Sin (*1991 in Toronto CA, lebt in London), Mikolaj Sobczak
(*1989 in Posen PL, lebt in Münster) und Philipp Timischl (*1989 in
Graz, lebt in Paris) begegnen wir dabei unterschiedlichen
Auseinandersetzungen mit dem Konzept von Drag: Es findet Widerhall als
Werkzeug der Selbstermächtigung, als Möglichkeit einer immer wieder
neu zu erfindenden Identität sowie als Vehikel zur Hinterfragung und
zur Überwindung sozialer Klassen, (hetero)normativer Vorstellungen und
bestehender Geschichtsschreibung.

Kuratiert von Linda Schröer

Der Eintritt zu allen Veranstaltungen ist frei!

KALENDER

MI 12. JUNI, 18 UHR

WORK IN PROGRESS

für Mitglieder und Förderer des Dortmunder Kunstvereins

FR 14. JUNI, 19 UHR

ERÖFFNUNG

Begrüßung: RAuN Dr. Matthias Wiese (Vorstandsmitglied)

Einführung: Linda Schröer (Kuratorin)

20 UHR: PERFORMANCE

Nicholas Grafia (DE/PHI/USA, *1990) und Mikolaj Sobczak: It's 10PM. Do
You know where your children are? Mittels collagierter Textfragmente,
Choreografie und Kostümen erzählen sie von öffentlichen und intimen
Situationen des sozialen Widerstandes marginalisierter Subjekte.

FR 28. JUNI, 20 UHR

PERFORMANCE

Adam Christensen (UK, *1979) kombiniert Live-Akkordeon-musik mit
persönlichen Erinnerungen zu einer verführerischen Erzählung. Sprache:
Englisch

LA DERNIÔRE SÉANCE - in Kooperation mit dem Lichtspiel und
Kunsttheater Schauburg

DO, 04. JULI, 19 UHR - #10

19 Uhr: Ausstellungsführung

20:15 Uhr: Film Victor/Victoria (1982, 134 min, US), Regie: Blake
Edwards

DO, 25. JULI, 19 UHR - #11

19 Uhr: Ausstellungsführung

20:15 Uhr: Film ONE ZERO ONE - The Story of Cybersissy & BayBjane
(2001, 92 Min., US), Regie: Tim Lienhard

SA 11. MAI, 15 UHR

WORKSHOPS

für Kinder und Jugendliche ab 14 Jahren, mit Matthias Zahlten

MO, 5. AUGUST, 11-18 UHR

Das Geschlecht der Kleidung

MO, 12. AUGUST, 11-18 UHR

Be whatever you want to be

SO, 18. AUGUST, AB 11 UHR

VIDEOPREMIERE

Mikolaj Sobczak: New Kingdom

15 UHR KÜNSTLERGESPRÄCH

ÖFFNUNGSZEITEN

Dienstag bis Freitag 15:00 - 18:00 Uhr

Samstag und Sonntag 11:00 - 16:00 Uhr

Montag und an Feiertagen geschlossen

Design: KoeperHerfurth

KONTAKT

Telefon: +49 (0)231 / 578736

Fax: +49 (0)231 / 574929

Mail: info(at)dortmunder-kunstverein.de
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AUSSTELLUNG/9651: Essen - "Try Again, Fail Again, Fail Better", 23. Mai bis 17. Juli 2019


Pressemitteilung von: Museum Folkwang

"Try Again, Fail Again, Fail Better"

Bauhaus-Festival startet zweite Festivaleinheit "Körper" in
Zusammenarbeit mit dem Museum Folkwang



Gemeinsame Ausstellung zeigt Arbeiten der Keramikkünstlerin
Young-Jae Lee in der Mischanlage auf dem UNESCO-Welterbe Zollverein
und im Museum Folkwang

Eröffnung in der Mischanlage am Donnerstag, den 23. Mai, um 19.00 Uhr

Mit der zweiten Festivaleinheit "Körper" setzt sich "TRY AGAIN, FAIL
AGAIN, FAIL BETTER - Impuls Bauhaus", das ganzjährige, internationale
Festival der Folkwang Universität der Künste, im Mai weiter fort.
Gastkünstlerin dieser Festivaleinheit, die in Zusammenarbeit mit dem
Museum Folkwang durchgeführt wird, ist die namhafte Keramikkünstlerin
Young-Jae Lee, langjährige Leiterin der Keramischen Werkstatt
Margaretenhöhe.

Die Eröffnung der Festivaleinheit "Körper" findet am Donnerstag, den
23. Mai, um 19.00 Uhr in der Mischanlage auf dem UNESCO-Welterbe
Zollverein statt. Die Öffentlichkeit ist bei freiem Eintritt herzlich
willkommen.

Für "TRY AGAIN, FAIL AGAIN, FAIL BETTER - Impuls Bauhaus" begibt sich
Young-Jae Lee auf eine Suche nach Materialität und Körper. In dem
architektonisch beeindruckenden Raum der Mischanlage der Kokerei
werden ihre zu Gruppen angeordneten Spindel- und Zylindervasen zu
sehen sein. In der Verbindung von Kunst, Handwerk und Leben entfalten
ihre skulpturalen Keramiken in ihrer zeitlosen künstlerischen Form
eine besondere Ästhetik und Ausstrahlung. Auf Einladung von Young-Jae
Lee wird die südkoreanische Künstlerin Eun Mee Lee korrespondierend
arbeiten. Die Ausstellung läuft vom 24. Mai bis 30. Juni 2019.

Im Dialog zu der Präsentation in der Mischanlage hat Young-Jae Lee die
Ausstellung "Körper zu Körper" für das Museum Folkwang entwickelt: Vom
23. Mai bis 17. Juli präsentiert sie im Gartensaal des Museums ihre
"Spinatschalen" - eine Werkgruppe, die seit 2008 in Auseinandersetzung
mit der Geschichte der Teeschale entstanden ist. Lee zeigt ihre
Keramiken in einem eigens entworfenen Regalsystem, das sich in die
Architektur des Museums eingliedert. Die Ausstellung verdeutlicht das
Fortleben der Bauhausprinzipien guter Gestaltung und nimmt
gleichzeitig Bezug auf Geschichte, Sammlung und Architektur des Museum
Folkwang.

Festivalwoche "Körper"

Auch für diese Festivaleinheit haben Folkwang Studierende, Lehrende
und Alumni eigene künstlerische Positionen entwickelt, die in der
Festivalwoche "Körper" vom 01. bis 09. Juni an ungewöhnlichen Orten
auf dem Folkwang Campus Welterbe Zollverein präsentiert werden. Mit
dabei sind unter anderem die Choreographin und Folkwang Absolventin
Marie-Lena Kaiser, die international tätigen Folkwang Absolvent*innen
und bildenden Künstler*innen Agata Madejska, Pio Rahner und Marita
Bullmann sowie weitere interessante Künstler*innen und Gäste.
Ergänzende Informationen zur Festivalwoche folgen in Kürze.

Zum Festival

Vom 10. April 2019 bis 09. Februar 2020 verwandelt die Folkwang
Universität der Künste das Areal des UNESCO-Welterbes Zollverein in
eine Produktionsstätte zeitgenössischer Kunst und Gestaltung: Das
interdisziplinäre Festival "TRY AGAIN, FAIL AGAIN, FAIL BETTER"
präsentiert vier international renommierte Gastkünstlerinnen und -
künstler, die sich in zeitgenössischen Positionen mit vier zentralen
Gestaltungsbegriffen des Bauhauses auseinandersetzen: Licht, Körper,
Funktionalität und Raum.

Ergänzend haben Studierende, Lehrende sowie Absolventinnen und
Absolventen aller Folkwang Disziplinen ein abwechslungsreiches
Programm erarbeitet: Ausstellungen, Installationen, Performances,
Workshops, Talkrunden und Partys konzentrieren sich in vier
Festivalwochen - insgesamt über 30 öffentliche Veranstaltungen auf dem
Gelände Welterbe Zollverein.

"TRY AGAIN, FAIL AGAIN, FAIL BETTER - Impuls Bauhaus" ist eine
Veranstaltung der Folkwang Universität der Künste in Kooperation mit
dem Ruhr Museum, der Stiftung Zollverein sowie in Zusammenarbeit mit
dem Museum Folkwang und der Klassik Stiftung Weimar, gefördert im
"Fonds Bauhaus heute" der Kulturstiftung des Bundes.

Folkwang Universität der Künste, Essen

www.folkwang-uni.de

www.museum-folkwang.de

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9650: Chemnitz - Neue Sachlichkeit. Kunst in der Weimarer Republik, 26.05.-25.08.2019


Pressemitteilung von: Kunstsammlungen Chemnitz

Neue Sachlichkeit. Kunst in der Weimarer Republik

26. Mai bis 25. August 2019

Museum Gunzenhauser



Die Kunstsammlungen Chemnitz präsentieren 100 Jahre nach Verkündung
der Weimarer Verfassung eine umfangreiche Sonderausstellung zur Kunst
der Neuen Sachlichkeit in der Weimarer Republik. In der Ausstellung
mit 120 Gemälden, Grafiken und Fotografien aus den Beständen der
Kunstsammlungen am Theaterplatz und des Museum Gunzenhauser werden
sowohl Werke überregional bekannter als auch regionaler Künstlerinnen
und Künstler gezeigt.

Die Kunst der Neuen Sachlichkeit war von vergleichsweise kurzer Dauer,
ihre Wirkmächtigkeit ist aber immens. Wie in kaum einer anderen
Kunstrichtung spiegeln sich die politischen, gesellschaftlichen und
kulturellen Entwicklungen der Epoche wider. Die Erfahrungen der Jahre
1918 bis 1933 werden in der Ausstellung Neue Sachlichkeit. Kunst in
der Weimarer Republik im Museum Gunzenhauser im Kontext der Zeit
sichtbar gemacht.

Waren die frühen Jahre der Weimarer Republik, unmittelbar nach dem
Ende des verlorenen Ersten Weltkriegs, von politischen Umwälzungen und
sozialer Not geprägt, folgte von 1924 bis 1929 eine Phase des
Aufschwunges, in der Kultur und Wirtschaft florierten. Mit der im
Oktober 1929 einsetzenden Weltwirtschaftskrise endeten die "Goldenen
Zwanziger" und Armut und Elend breiteten sich aus. Diese Wirklichkeit
spiegelt sich in einer Kunst, deren Künstler sich einer
gegenwartsnahen bzw. gegenstandsbetonenden Darstellung ihres Umfeldes
verpflichtet fühlten. Auch in Reaktion auf den gefühlsbetonten
Expressionismus der Vorkriegszeit richteten Künstlerinnen und Künstler
mit kühlem Blick ihre Aufmerksamkeit auf den Alltag; die Welt und die
Dinge sollten gemalt werden, wie sie wirklich sind.

So beleuchtet die Ausstellung in thematischen Schwerpunkten sowohl die
Krisen der ersten deutschen Demokratie - der verlorene Krieg,
Verarmung, Arbeitslosigkeit, soziales Elend, Wohnungsnot und
Obdachlosigkeit, Hunger und Prostitution,als auch die Errungenschaften
- kulturelle Blüte, Modernisierung der industriellen
Produktionsstätten, Fortschritt in Wissenschaft und Technik, die
Veränderung der Geschlechterkonventionen und moralischer Begriffe, die
Freizügigkeit der Sexualität.

Porträts von Menschen, Darstellungen von Fabriken, Industrieanlagen,
technischen Entwicklungen und Städten in einer klaren visuellen
Sprache erzählen von einer Zeit, ihren Errungenschaften und ihrem
Zusammenbruch. Der Fokus liegt dabei auf den Zentren Berlin und
Dresden, aber auch Werke Chemnitzer Künstler, wie Gustav Schaffer und
Martha Schrag, werden in der Ausstellung präsentiert.

Nach der epochemachenden Ausstellung Die neue Sachlichkeit - Deutsche
Malerei seit dem Expressionismus, welche 1925-1926 in Mannheim,
Dresden und auch in Chemnitz gezeigt wurde, ist es die erste
Ausstellung zur Neuen Sachlichkeit in Chemnitz seit 93 Jahren. Auch
mit Blick auf die Gegenwart führt ein umfangreiches Begleitprogramm
mit Vorträgen, Lesungen, Performances, Theater- und Filmaufführungen
in den politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext der
Zeit ein.

In der Ausstellung vertretene Künstlerinnen und Künstler:

Hans Baluschek (1870-1935)

Max Beckmann (1884-1950)

Rudolf Bergander (1909-1970)

Pol Cassel (1892-1945)

Otto Dix (1891-1969)

August Wilhelm Dreßler (1886-1970)

Hugo Erfurth (1874-1948)

Conrad Felixmüller (1897-1977)

Friedrich Wilhelm Görz (1905-1971)

George Grosz (1893-1959)

Hans Grundig (1901-1958)

Karl Holtz (1899-1978)

Karl Hubbuch (1891-1979)

Eric Johansson (1896-1979)

Käthe Kollwitz (1867-1945)

Bernhard Kretzschmar (1889-1972)

Willy Kriegel (1901-1966)

Karl Kröner (1887-1972)

Reinhold Nägele (1884-1972)

Bill Nagel (1888-1967)

Hanna Nagel (1907-1975)

Otto Nagel (1894-1967)

Karl Nolde (1902-1994)

Albert Renger-Patzsch (1897-1966)

Józef Rosner (1892-1971)

Gustav Schaffer (1881-1937)

Martha Schrag (1870-1957)

Georg Schrimpf (1889-1938)

Fritz Schulze (1903-1942)

Friedrich Seidenstücker (1882-1966)

Kurt Teubner (1903-1990)

Karl Völker (1889-1962)

Gustav Wunderwald (1882-1945)

Heinrich Zille (1858-1929)

Begleitprogramm

Kuratorenführung

Mittwoch, 29. Mai 2019, 18:30 Uhr

Vorträge mit thematischen Kuratorenführungen

Mittwoch, 5. Juni 2019, 19:00 Uhr

Weimar - die modernste Demokratie der Welt.

Innovation und internationale Wirkung

Prof. Dr. Michael Dreyer, Jena

Die Weimarer Republik war der modernste Verfassungsstaat nach dem
Ersten Weltkrieg. Welche Chancen, Aufbrüche und Neuerungen bot die
Weimarer Republik und wo saßen ihre Feinde?

Mittwoch, 12. Juni 2019, 19:00 Uhr

Weimarer Verhältnisse?

Dr. Andreas Braune, Jena

Die angebliche Krise der Demokratie weckt Erinnerungen und allerorten
ist von "Weimarer Verhältnissen" und ihrer Rückkehr die Rede. Doch was
ist an diesem Vergleich dran?

Mittwoch, 21. August 2019, 19:00 Uhr

Vom roten zum braunen Sachsen.

Zur Massenbasis des Nationalsozialismus im größten NS-Gau des Reichs
Prof. Dr. Jürgen W. Falter, Mainz

Aus Sachsen kamen die meisten Mitglieder der NSDAP. Welche
demographischen und sozialen Gruppen schlossen sich ihr an und welche
sozialen und wirtschaftlichen Strukturen begünstigten die
Mitgliederrekrutierung?

GLAMNITZ_Sex

Eine museale Verführung

Samstag, 15. Juni 2019, 19:30 Uhr

Gemeinsam mit dem Publikum macht sich das Kollektiv Glamnitz auf die
Suche nach dem Glamour in Chemnitz und findet durch neue Blickwinkel
die verborgenen Schönheiten der Stadt. Glamnitz_Sex ist die letzte
Veranstaltung einer dreiteiligen Reihe unter dem Motto Sex, Drugs &
Rock'n'Roll.

Lesung

Mittwoch, 17. Juli 2019, 18:00 Uhr

Unda Hörner liest aus 1919. Das Jahr der Frauen

1919 erhalten Frauen in Deutschland das Wahlrecht, mit Käthe Kollwitz
wird erstmals eine Frau in die Akademie der Künste berufen. Unda
Hörner verwebt Lebenswege und historischen Ereignisse zu einer
faszinierenden Zeitreise ins Jahr 1919, in dem auf einmal alles
möglich schien für die Frauen.

Theater

Sonntag, 2. Juni 2019, 14:30 Uhr

Samstag, 8. Juni 2019, 16:00 Uhr

Sonntag, 9. Juni 2019, 14:30 Uhr

Samstag, 6. Juli 2019, 16:00 Uhr

Sonntag, 7. Juli 2019, 14:30 Uhr

Alltag mit Pünktchen und Anton frei nach Erich Kästner

Ein immersives Figurentheater für Familien

Regie: Heda Bayer, Off-Bühne Komplex Chemnitz

Mit den Werken der bildenden Kunst in der Ausstellung und
literarischen Werken Erich Kästners aus der Zeit der Weimarer Republik
werden Themen wie Armut, Hunger und Elend in einem partizipatorischen
Theaterstück nachvollziehbar.

Performance

Dienstag, 9. Juli 2019, 18:00 Uhr

Gewalt, Geschlecht und Wir

Ausgehend von Werken Otto Dix' greift die Veranstaltung Aspekte aus
den Bereichen Frauenwahlrecht, Feminismus und Sexismus auf. Die
interaktive Performance ist ein Projekt von Studierenden der
Philosophischen Fakultät der TU Chemnitz.

Kino

Freitag, 16. August 2019, 19:00 Uhr

Die Nacht der Neuen Sachlichkeit im Freilichtkino Metropol

Zu Klängen von Kurt Weill bis Igor Strawinsky serviert das Oberdeck
Team Grillvariationen.

Nach einem Vortrag zur Kunst der Neuen Sachlichkeit von Karoline
Schmidt, Volontärin im Museum Gunzenhauser, wird nach Sonnenuntergang
Fritz Langs Klassiker M - Eine Stadt sucht den Mörder gezeigt.

Finissage und Performance

Sonntag, 25. August 2019, 15:00 Uhr

Osmar Osten: Geschmackssache Wahl

Die Wahlen zur verfassunggebenden Nationalversammlung am 19. Januar
1919 waren die ersten freien und demokratischen Wahlen auf Reichsebene
nach dem Sturz der Monarchie. Erstmals hatten auch Frauen das aktive
und passive Wahlrecht.

In der Performance von Osmar Osten liegt der Fokus auf dem Akt des
Wählens, zugleich erinnert er an die aktive Mitgestaltung unserer
Demokratie.

Kuratorin

Anja Richter

Stollberger Straße 2, 09119 Chemnitz

T +49 (0)371 488 7024

kunstsammlungen-chemnitz.de

Öffnungszeiten

Di, Do-So, Feiertag 11-18 Uhr,

Mi 14-21 Uhr

Führungen

info.kunstsammlungen@stadt-chemnitz.de
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AUSSTELLUNG/9649: Schwerin - Kristof Georgen - one day in my life, 26.05. bis 21.07.2019


Pressemitteilung von: Kunstverein Schwerin

Das Rauschen als Wirklichkeit von Stille

Eröffnung der Ausstellung "one day in my life" des Soundkünstlers
Kristof Georgen im Kunstverein Schwerin



Kristof Georgens Arbeiten beziehen sich dabei auf gesellschaftliche
Prozesse. Sie zeigen instabile Systeme aber auch das Systematische und
sich Wiederholende.

Die Klammer der im Kunstverein Schwerin gezeigten Arbeiten ist der
Alltag - es geht um Spuren und Abbilder.

Für die Rauminstallation "Nr. 26" hat der Künstler, in Form eines
akustischen Selbstportraits, die häusliche Lautsphäre seines
Wohnhauses Nr. 26 über mehrere Tage aufgezeichnet. Das unverfremdete
Klangmaterial hat er in Mikrostrukturen zerlegt und auf wenige Minuten
verdichtet. Es entsteht ein feingliedriges Klangfeld aus
Körpergeräuschen sowie durch Bewegung und Interaktion erzeugten
Lauten, die beim Zuhören assoziative Imaginationen anstoßen und
Hinweise auf den Ort des Geschehens geben. Das konzentrierte
Wahrnehmen und Hinterfragen möglicher Geräuschursachen - Atmen,
Brotschmieren, Räuspern, Zeitungsumblättern - sensibilisiert den
Zuhörer für die eigene permanente Geräuschproduktion. Kristof Georgen
befragt auf diese Weise auch unsere Gewohnheiten und ritualisierte
Formen alltäglicher Handlungen.

In seinen Soundinstallationen treten neben auditive Einspielungen
weitere narrative Elemente in Form visueller Objekte, die zum Teil
einer Inszenierung und zu akustisch-visuellen Erfahrungsräumen werden.

Für "Artefakte II" wurden Haushaltsgegenstände - Gläser, Teller, leere
Flaschen und Kisten - auf einem Geschirrwagen flüchtig arrangiert. Sie
fungieren als reales Abbild eines in unregelmäßigen Abständen
eingespielten Sounds scheppernder Teller und klirrender Gläser. Sie
bilden mit diversen anderen kurzzeitig aufscheinenden Tonfragmenten
eine Soundcollage, bei der insbesondere das kontinuierliche
Hintergrundrauschen relevant wird. Als Grundklang spielt Kristof
Georgen auf Plattenspielern aus den 1970er Jahren in Dauerschleife
"Abfallgeräusche" ein, wie er sie nennt: Knackende Nebengeräusche
alter Beethoven-Schallplatten, die er herausgefiltert, gesampelt und
zu Vinylunikaten hat pressen lassen. Auf diese Weise wird in den
Pausen der Mehrkanal-Einspielung die vermeintliche Stille nur durch
die Bewusstwerdung der Abwesenheit vertrauter Geräusche markiert und
die permanente Anwesenheit und eigene Generierung von Geräuschen
spürbar.

Neben Soundinstallationen präsentiert die Soloschau in den Räumen des
alten E-Werkes in Schwerin auch zeichnerische und fotografische
Serien, in denen sich Kristof Georgen ebenfalls mit dem Thema des -
hier visuellen - Rauschens, also mit Überlagerungen und
Störelementen, auseinandersetzt oder zeitliche Prozesse und
Spurensicherungen dokumentiert, die sich an alltäglichen Gegebenheiten
und Dingen orientieren.

Nicht das Ergebnis, sondern der Prozess steht im Vordergrund seiner
Soundarbeiten und Zeichnungen.

Informationen zur Ausstellung:

KRISTOF GEORGEN - one day in my life

26.05. bis 21.07.2019

Eröffnung: Samstag, 25. Mai 2019, 19 Uhr

Kunstverein für Mecklenburg und Vorpommern in Schwerin e.V.

Kunsthalle im E-Werk

Spieltordamm 5, 19055 Schwerin

Öffnungszeiten:

Dienstag bis Sonntag, von 15-18 Uhr

Führungen Mittwochs 17 Uhr

KUNSTVEREIN FÜR MECKLENBURG UND VORPOMMERN SCHWERIN

KUNSTHALLE im E-Werk

Spieltordamm 5, DE-19055 Schwerin

Öffnungszeiten: Di-So 15-18 Uhr

Führungen: Mi 17 Uhr

Tel./Fax: +49 385 521 3166

+49 162 4928202

www.kunstverein-schwerin.de
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GEGENWIND/804: Die Bundesrepublik Deutschland muss den Atomwaffenverbotsantrag unterzeichnen


Gegenwind Nr. 368 - Mai 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Krieg & Frieden

Die Bundesrepublik Deutschland muss den Atomwaffenverbotsvertrag
unterzeichnen!

von Siglinde Cüppers



Der Atomwaffenverbotsvertrag ist eine internationale Vereinbarung,
die die Entwicklung, die Produktion, das Testen, den Erwerb, die
Lagerung, den Transport, die Stationierung, die Drohung mit einem
Einsatz von Atomwaffen und den Einsatz von Atomwaffen verbietet.


Der ausgearbeitete Vertrag wurde am 7. Juli 2017 von der
UN-Vollversammlung angenommen. Die Bundesrepublik Deutschland hat
diesen Vertrag bisher noch nicht unterzeichnet. Bis März 2019 hatten
70 Staaten den Vertrag unterzeichnet und 50 Staaten haben ihn
umgesetzt. Die Atommächte und die Bundesrepublik Deutschland haben
diesen Vertrag nicht unterzeichnet.

Im Jahr 2016 haben bei einer Meinungsumfrage 93 % der befragten
bundesdeutschen Menschen sich für ein Verbot von Atomwaffen
ausgesprochen.

Anstatt den Atomverbotsvertrag zu unterschreiben investieren wir
Millionen Euro in die Modernisierung der Atomwaffen im Rahmen der
atomaren Teilhabe.

Die nukleare Teilhabe beenden

Die Bundesrepublik Deutschland hat keine eigenen Atomwaffen. Im Rahmen
der nuklearen Teilhabe hat sie aber Verfügungsgewalt über
US-amerikanische Atomwaffen, die in Deutschland gelagert sind.

Die nukleare Teilhabe ist ein Konzept der militärischen
Abschreckungspolitik der NATO. Mitgliedsstaaten der NATO, die über
keine eigenen Nuklearwaffen verfügen, werden im Rahmen der nuklearen
Teilhabe in die Planungen und den Einsatz von Atomwaffen mit
einbezogen, da sich die NATO auch als ein "nukleares Bündnis" sieht.
Bisher ist die nukleare Teilhabe in der NATO auf US-amerikanische
Atomaffen begrenzt.

Zur nuklearen Teilhabe gehört auch, dass die Bundesrepublik
Deutschland die Voraussetzungen für den Einsatz von Nuklearwaffen
bereithält und sich an den Kosten für die Stationierung und
Modernisierung der von den USA bereit gestellten Nuklearwaffen
finanziell beteiligt. Außerdem muss die Bundesrepublik Deutschland
geeignete Flugzeuge, den Tornado ISD und Raketenträgersysteme bereit
halten.

Nach der Kündigung des INF-Vertrages durch die USA und Rußland dient
die Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrages unserer Sicherheit.

Der INF-Vertrag (Intermediate Range Nuclear Forces ist ein Vertrag
über die Vernichtung aller landgestützten nuklearen Flugkörper mit
einer Reichweite zwischen 500 und 5.500 km. Er wurde am 8.12.1987 beim
Gipfeltreffen in Washington zwischen der USA und der Sowjetunion auf
unbestimmte Zeit geschlossen. Weil in dem Vertrag die Abrüstung von
Atomraketen mit kurzer und mittlerer Reichweite vereinbart wurde,
wurde auch von einer doppelten Null-Lösung gesprochen. Die
Vertragspartner vereinbarten auch für 10 Jahre nach der Beseitigung
der atomaren Flugkörper ständige gegenseitige Kontrolle in der USA und
der Sowjetunion, bzw. dem Rechtsnachfolger der Sowjetunion, Russland.

Am 01.02.2019 haben die USA den INF-Vertrag gekündigt. Die USA und
Rußland haben sich gegenseitig die Verletzung des Vertrages durch neue
landgestützte Marschflugkörper vorgeworfen, dass sie die vereinbarten
Reichweiten überschreiten.

Rußland stimmte der Vertragskündigung durch die USA zu.

Auch der Atomwaffenverbotsvertrag ist ein Durchbruch für die
nukleare Abrüstung 

Der INF-Vertrag war ein Durchbruch der Abrüstungsbemühungen im Kalten
Krieg. Mit dem INF-Vertrag wurde der tatsächliche Verzicht auf eine
ganze "Familie" von Atomwaffen fest geschrieben. Der tatsächliche
Verzicht wurde durch wirksame gegenseitige Kontrollverfahren
unterstützt.

Für die Menschen in Europa war der INF-Vertrag Schutz und Sicherheit,
um nicht zum Kampfplatz eines Atomkrieges zu werden.

Deswegen fordern wir nach der Kündigung des INF-Vertrages:


	Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnen.

	Nukleare Teilhabe beenden.

	Bundeswehr abschaffen.



Was können wir dafür tun?

Aktiv werden gegen Atomkriegsgefahr: Schicken Sie die Postkarte der
DFG-VK an ein Mitglied des Landtages.

Diese Gefährdung durch Atomwaffen besteht weiterhin, wird von der
Bevölkerung aber kaum gespürt. Die Aufkündigung des INF-Vertrages
zeigt, wie nah die Menschheit an ihrer Selbstvernichtung ist.

Anfang Texteinschub

www.icanw.de/ican-staedteappell/


"Unsere Stadt/unsere Gemeinde ist zutiefst besorgt über die immense
Bedrohung, die Atomwaffen für Städte und Gemeinden auf der ganzen Welt
darstellt. Wir sind fest überzeugt, dass unsere Einwohner und
Einwohnerinnen das Recht auf ein Leben frei von dieser Bedrohung
haben. Jeder Einsatz von Atomwaffen, ob vorsätzlich oder
versehentlich, würde katastrophale, weitreichende und langanhaltende
Folgen für Mensch und Umwelt nach sich ziehen. Daher begrüßen wir den
von den Vereinten Nationen verabschiedeten Vertrag zum Verbot von
Atomwaffen 2017 und fordern die Bundesregierung zu deren Beitritt
auf."

Ende Texteinschub

Werden auch Sie aktiv gegen Atomkrieg, verlangen sie von der
Bundesregierung die Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrages.
Sprechen sie Bundestags- und Landtagsabgeordnete auf die Beteiligung
der BRD an der Atomkriegsplanung der NATO an. Die ParlamentarierInnen
sollen die Abgeordnetenerklärung von ICAN unterzeichnen.

Anfang Texteinschub

www.icanw.de/abgeordnetenerklaerung


"Wir, die unterzeichnenden Abgeordneten, begrüßen die Annahme des
Vertrags für ein Verbot von Atomwaffen am 7. Juli 2017 in den
Vereinten Nationen ausdrücklich als einen entscheidenden Schritt zur
Verwirklichung einer atomwaffenfreien Welt.


Wir teilen die in der Präambel ausgedrückte, tiefe Sorge über die
katastrophalen humanitären Auswirkungen jeglichen Gebrauchs von
Atomwaffen und erkennen die dringende Notwendigkeit an, diese
unmenschlichen und abscheulichen Waffen abzuschaffen.


Als Abgeordnete geloben wir, auf die Unterzeichnung und die
Ratifizierung dieses bahnbrechenden Vertrages durch unsere jeweiligen
Staaten hinzuwirken, da wir die Abschaffung von Atomwaffen als hohes,
globales öffentliches Gut begreifen und als einen wesentlichen
Schritt zur Förderung der Sicherheit und des Wohls aller Völker."

Ende Texteinschub

Sprechen Sie ihre Stadtvertreter an damit Ihre Stadt den
ICAN-Städteappell unterzeichnet. Werden Sie aktiv in der DFG-VK.

 * 
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GLEICHHEIT/6871: Regierung Ecuadors unterstützt Washington bei der Beschlagnahme von Assanges Eigentum


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Regierung Ecuadors unterstützt Washington bei der Beschlagnahme von
Assanges Eigentum

Von Robert Stevens und Chris Marsden

22. Mai 2019



Am Montag wurde das persönliche Eigentum von WikiLeaks-Gründer Julian
Assange, das sich noch in der ecuadorianischen Botschaft in London
befindet, von ecuadorianischen Beamten rechtswidrig durchsucht. Laut einer
später online veröffentlichten Erklärung war die Basis für diese
Durchsuchung ein "Rechtshilfegesuch" der USA, die Assange ausliefern lassen
wollen.

Assange war 40 Tage zuvor von einem Greifkommando der Polizei verhaftet und
aus der Botschaft gezerrt worden, obwohl er 2012 dort Asyl erhalten hatte.
Er musste alles zurücklassen, darunter persönliche, juristische und
medizinische Dokumente sowie elektronische Geräte. Am 1. Mai wurde Assange
wegen geringfügiger Verstöße vor fast sieben Jahren gegen die
Kautionsauflagen sadistisch zu 50 Wochen Haft verurteilt und sitzt heute im
Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh.

Am Montag versammelten sich Assanges Unterstützer um acht Uhr morgens vor
der Botschaft, um Zeuge der Durchsuchung und Beschlagnahme zu sein und sie
zu verurteilen.

Berichten zufolge sollte die Operation um neun Uhr morgens beginnen. Unter
den Demonstranten befanden sich Mitglieder des Julian Assange Defence
Committee und der Socialist Equality Party. Die spanische Zeitung El
Pais schrieb: "Die Durchsuchung von Assanges versiegeltem Zimmer wird
am 20. Mai stattfinden und ist Teil eines Rechtshilfegesuchs, den das
US-Justizministerium an die Regierung von Ecuador gestellt hat." Sie soll
"unter der Aufsicht von Polizeichef Diego Lopez und Second Sergeant Milton
Jaque" stattfinden. Letzterer wurde als "Experte für Computerforensik"
beschrieben.

Im Laufe des Tages positionierten sich Beamte der Metropolitan Police,
darunter mehrere Angehörige der bewaffneten Sondereinheit SO6 Diplomatic
Protection Group, nahe der Botschaft und näherten sich einmal dem
Haupteingang des Gebäudes. Die Polizeibeamten weigerten sich, Fragen der
Demonstranten zu beantworten und erklärten nur, sie seien hier, "um für
Ruhe zu sorgen".

Um etwa zehn Uhr morgens hielt ein Polizeifahrzeug gegenüber der Botschaft
und fuhr wieder weg. Später tauchte ein Transporter der Metropolitan Police
auf und parkte gegenüber dem Seiteneingang der Botschaft, woraufhin mehrere
Beamte vor den Eingang des Botschaftsgebäudes marschierten. Assanges
Unterstützer wollten wissen, was sie dort taten, und riefen "Schämt euch!",
"Gangster!", "Julian Assange ist unschuldig!" und "Das ist Diebstahl,
stoppt das Verbrechen!"

Die Aushändigung von Assanges persönlichem Eigentum durch Ecuador ist ein
absolut erschütternder rechtswidriger Vorgang.

Laut WikiLeaks befand sich Assanges gesamtes juristisches Material zur
Verteidigung gegen den Auslieferungsantrag der USA in der Botschaft. Am
Montagmorgen wies WikiLeaks in einer Presseerklärung auf das Timing der
Durchsuchung und Beschlagnahme hin - nur drei Wochen vor Ablauf der Frist
vom 14. Juni, zu der die USA ihren Auslieferungsantrag an Großbritannien
vorlegen müssen. Während Assanges Verfolger seine Habe durchsuchen durften,
wurde es Vertretern aus seinem Anwaltsteam und sogar einem Vertreter der
Vereinten Nationen verwehrt, dabei zu sein.

WikiLeaks betonte: "Die Kontrollkette wurde bereits durchbrochen", d.h.
dass Beweise manipuliert sein könnten und vor Gericht nicht zugelassen
werden sollten.

"Unter dem Material befinden sich zwei seiner Manuskripte sowie juristische
Dokumente, medizinische Akten und elektronische Ausrüstung. Die
Beschlagnahme seines Eigentums verstößt gegen Gesetze, die medizinische und
juristische Vertraulichkeit schützen und den Schutz der Presse garantieren.

Anfang der Woche hatte der UN-Sonderberichterstatter zum Recht auf
Privatsphäre, der sich am 25. April im Gefängnis Belmarsh mit Assange
getroffen hatte, den Antrag gestellt, bei Ecuadors Beschlagnahme von
Assanges Eigentum dabei zu sein. Ecuador hat diesen Antrag ohne weitere
Erklärung abgelehnt."

Die Presseerklärung stellt fest, dass die höchsten Stellen an den Versuchen
beteiligt sind, Assange in ein US-Gefängnis zu bringen. "Am Freitag
verhängte [der ecuadorianische] Präsident Lenin Moreno den Ausnahmezustand,
mit dem die Rechte von Gefangenen auf die 'Unverletzlichkeit der
Korrespondenz, Vereins-, Versammlungs- und Informationsfreiheit' durch
Dekret 741 ausgesetzt wurden."

WikiLeaks-Chefredakteur Kristinn Hrafnsson erklärte: "Die Trump-Regierung
stiftet ihre Verbündeten dazu an, sich wie im Wilden Westen zu benehmen.

Ecuador wird von Verbrechern und Lügnern regiert. Meiner Meinung nach hat
Ecuador zweifellos, entweder von sich aus oder auf Geheiß der USA, die
Besitztümer manipuliert, die an die USA geschickt werden."

Der internationale juristische Koordinator für die Verteidigung von Julian
Assange und WikiLeaks Baltasar Garzon fügte hinzu, Assange Dokumente seien
"seinem politischen Verfolger, den USA, übergeben worden. Hierbei handelt
es sich um einen beispiellosen Angriff auf die Rechte der Verteidigung, auf
die Meinungsfreiheit und auf den Zugang zu Informationen, was massive
Menschenrechtsverletzungen und Korruption offenbart."

Aitor Martinez, ein weiterer Anwalt von Assanges, erklärte: "Ecuador
verstößt in krasser Weise gegen die grundlegendsten Normen der Institution
Asyl, indem es die gesamte persönliche Habe des Asylsuchenden einfach dem
Land überlässt, vor dem er beschützt wurde: den USA."

Ein weiterer Willkürakt wurde am Morgen der Razzia von der
stellvertretenden schwedischen Generalstaatsanwältin Eva-Marie Persson
vollzogen, die ein schwedisches Bezirksgericht um einen Haftbefehl gegen
Assange bat, "in Abwesenheit wegen des möglichen Verdachts auf
Vergewaltigung".

Bisher wurde Assange nicht angeklagt wegen der offenkundig fingierten
Vorwürfe eines sexuellen Missbrauchs, der während einer Reise nach Schweden
2010 stattgefunden haben soll. Selbst jetzt wird nichts von einer Anklage
erwähnt. Wenn der Haftbefehl zugelassen wird, könnte dies jedoch der erste
Schritt zur Ausstellung eines Europäischen Haftbefehls (EAW) für Assanges
Auslieferung an Schweden sein.

Persson erklärte, sie sehe keinen Grund, warum Schwedens Vorgehen einen
Konflikt mit dem amerikanischen Auslieferungsantrag darstellen sollte, da
die "britischen Behörden über die Priorisierung entscheiden".

Politisch gesehen dient das Vorgehen der schwedischen Staatsanwaltschaft
dazu, die Aufmerksamkeit von der kriminellen Verschwörung abzulenken, die
Ecuador am Montag gemeinsam mit den USA und Großbritannien inszeniert hat.
Der ehemalige britische Botschafter und Menschenrechtsanwalt Craig Murray
hat jedoch wichtige Feststellungen zu den juristischen Überlegungen hinter
Perssons Antrag gemacht.

Er wies darauf hin, dass der EAW "durch die Justizbehörde eines Landes an
ein anderes gestellt werden muss". Der ursprüngliche schwedische
Auslieferungsantrag wurde jedoch "nicht von einem Gericht beantragt,
sondern nur vom Staatsanwalt".

"Assanges ursprünglicher Einspruch vor dem britischen Surpreme Court
basierte größtenteils auf der Tatsache, dass der Haftbefehl nicht von einem
Richter kam, sondern von einem Staatsanwalt, d.h. nicht von einer
Justizbehörde."

Murray erklärte weiter: "Wenn irgendjemand anders der Angeklagte gewesen
wäre, hätten die britischen Gerichte zweifellos keinen Haftbefehl von einem
Staatsanwalt akzeptiert ... Meine Behauptung ergibt sich aus der Tatsache,
dass die britische Regierung das Gesetz direkt nach Assanges Niederlage
gegen den Haftbefehl vor dem Surpreme Court [im Mai 2012] geändert hat.
Jetzt ist darin festgelegt, dass künftige Haftbefehle von einem Richter
kommen müssen, nicht von einem Staatsanwalt."

Murray schreibt weiter: "Lord [Nicholas] Phillips ist zu dem Schluss
gekommen, dass im englischen Text des EAW-Vertrags der Begriff
'Justizbehörde' nicht die schwedische Staatsanwaltschaft beinhalten
kann, dass aber in der französischen Fassung mit dem Begriff 'autorité
judiciaire' auch ein schwedischer Staatsanwalt gemeint sein kann. Da beide
Texte gleichermaßen gültig sind, hat Lord Phillips beschlossen, den
französischsprachigen Text dem englischen vorzuziehen - eine völlig
überraschende Entscheidung. Da man davon ausgehen kann, dass die britischen
Unterhändler genauso wie die Minister und das Parlament mit dem englischen
Text gearbeitet haben, als sie die Entscheidung ratifizierten, ist diese
Argumentation ist völlig beispiellos und, offen gesagt, unglaublich."

Mit anderen Worten, wenn es um das Schicksal von Julian Assange geht,
ändern die höchsten Justizbehörden einfach das Gesetz und erfinden es neu.

Doch der Rechtsbruch geht noch weiter: Assanges Anwalt Per Samuelsson sagte
gegenüber Reuters, in Schweden könne kein Verfahren stattfinden, weil
Großbritannien Assanges Anwälten den Zugang zu ihrem Klienten in Belmarsh
verweigert.

Samuelsson wörtlich: "Seit er in England im Gefängnis sitzt, war es bisher
nicht möglich, auch nur mit ihm zu telefonieren." Weiter erklärte er, er
werde dem schwedischen Bezirksgericht erklären, es könne den Antrag des
Staatsanwalts nicht untersuchen, bis er mit seinem Klienten gesprochen und
erfahren hat, ob dieser Einspruch gegen den Haftbefehl einlegen will.
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GRASWURZELREVOLUTION/1871: Luft zum Atmen - Ein Film über linke Gewerkschaftsarbeit


graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Luft zum Atmen

Ein Film über linke Gewerkschaftsarbeit

Filmbesprechung von Peter Nowak



Da sitzt Wolfgang Schaumberg im Jahr 2018 in einem Klassenraum vor
einer Tafel und erzählt, wie er und viele Genoss*innen mit ihrer
Betriebsarbeit vor mehr als 45 Jahren die Weltrevolution vorantreiben
wollten. Er berichtet, wie die jungen Linken Kontakte mit Genoss*innen
aus Deutschland und Spanien knüpften, die bei Opel arbeiteten. Im
Anschluss ist Willi Hajek zu sehen, der als Jugendlicher vom Pariser
Mai beeindruckt war und den Geist der Revolte in die Bochumer Fabrik
tragen wollte. Robert Schlosser erinnert sich schließlich, wie er als
Jungarbeiter zu der Gruppe stieß, weil die - anders als die
IG-Metall-Gewerkschafter*innen - nicht auf Sozialpartnerschaft
setzten, sondern bereit waren, sich mit Bossen und Meistern anzulegen.
Es sind Ausschnitte aus dem Film "Luft zum Atmen", der an fast vier
Jahrzehnte kämpferischer linker Betriebsarbeit bei Opel-Bochum
erinnert.

1975 bekam die Gruppe oppositioneller Gewerkschaftler*innen (GoG) bei
den Betriebsratswahlen über 5.000 Stimmen und erhielt damit knapp ein
Drittel der Sitze. Die IG Metall war auf die linke Konkurrenz nicht
gut zu sprechen. Mehrere GoG-Mitglieder wurden ausgeschlossen, einige
erst nach vielen Jahren wieder in die Gewerkschaft aufgenommen.
Doch der Konflikt mit der IG-Metall-Bürokratie setzte sich fort.
Schließlich mussten die rebellischen Kolleg*innen ihren Namen in
"Gegenwehr ohne Grenzen" ändern.

Die Gruppe, die sich seit 1972 jede Woche getroffen hatte, hielt auch
nach der Schließung von Opel im Jahr 2014 Kontakt und begann, über
einen Film nachzudenken, der von den vielen Kämpfen der Belegschaft
erzählt. Die linke Videoplattform labournet.tv, die Filme über die
globalen Arbeitskämpfe veröffentlicht, wurde schließlich mit der
Umsetzung beauftragt.

Der Film zeigt die alltägliche Kleinarbeit linker
Gewerkschafter*innen, die für ein langfristiges Engagement
entscheidend war. Dazu gehört der Kampf um den Bildungsurlaub, der es
den Beschäftigten ermöglichte, den Betrieb eine Woche zu verlassen und
sich mit anderen Themen zu beschäftigen.

Die GoG sorgte dafür, dass Opel ein rebellischer Betrieb blieb. 2004
machte das Werk mit einem siebentägigen wilden Streik gegen
Entlassungspläne noch einmal bundesweit Schlagzeilen. Beschäftigte,
die den Betrieb und die Autobahn lahmlegen - solche Bilder kannte man
von Arbeitskämpfen in Frankreich, aber nicht in der BRD. Hier ging die
Saat auf, die die GoG gesät hatte.

Und doch entschied sich in einer Urabstimmung schließlich eine große
Mehrheit der Belegschaft dafür, den Streik zu beenden, gerade in dem
Augenblick, als er Wirkung zeigte und europaweit zu Lieferproblemen
führte. Als der Betrieb schließlich vollständig geschlossen wurde, gab
es kaum noch Widerstand. Noch heute sind damalige Aktivist*innen
enttäuscht über die IG-Metall-Bürokratie, aber auch auf ihre eigenen
Kolleg*innen. Doch die größere Niederlage war das Scheitern des schon
im Namen der Gruppe angelegten Versuchs, europaweiten Widerstand aller
Opel-Werke gegen das Management zu organisieren. Die GoG reiste zu den
verschiedenen Standorten in Spanien, Belgien und Osteuropa. Aber ein
gemeinsamer Widerstand kam nicht zustande. Die Gründe dafür werden
Gegenstand der Diskussion sein, die der Film auslöst.

Mit dem deprimierenden Abbruch des Ausstands 2004 endet der Film, aber
nicht die Geschichte der GoG. Die war noch weiter im Betrieb aktiv,
allerdings mit nachlassender Unterstützung. Sie beteiligte sich in den
letzten Jahren vor der Opel-Schließung auch an der Diskussion über die
Fragen, was wollen wir produzieren, müssen es unbedingt Autos sein
oder können wir mit unserem Wissen und unseren Maschinen nicht auch
Gegenstände produzieren, die gesellschaftlich verträglicher sind als
Autos. Diese Diskussion, die im Film jetzt nicht vorkommt, wäre
allerdings auch für Veranstaltungen nach den Filmvorführungen
interessant. Muss eine linke Gewerkschaftsarbeit in Betrieben, die
beispielsweise Autos produzieren, nicht mehr sein als eine konsequente
Interessenvertretung für die Beschäftigten? Geht es nicht um die
Frage, was produziert wird und wie können die Arbeitenden da Einfluss
nehmen? Schließlich gab es Ende der 1970er solche Diskussionen der
Konversion von Produktionen unter Arbeiter*innenkontrolle, angeregt
von Beschäftigten der britischen Rüstungsfirma Lucas Aerospace. Sie
führte zu einer heute leider fast vergessenen Debatte über die
Produzent*innenmacht in Betrieben, welche für Mensch und Umwelt
schädliche Produkte herstellen.


Luft zum Atmen - Dokumentarfilm Deutschland 2019 - Regie:
Johanna Schellhagen - mit Wolfgang Schaumberg, Rainer Jansen u.a.
- 70 Min. - seit 2. Mai 2019 im Kino

Trailer zum Film from Sabcat Media on Vimeo:

https://vimeo.com/326048049
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2383: Reichlich verstümmelt - Am 23. Mai wird das Grundgesetz 70 Jahre alt


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Reichlich verstümmelt

Am 23. Mai wird das Grundgesetz 70 Jahre alt

von Ulla Jelpke



Am 23. Mai wird der Bundestag die Verabschiedung des Grundgesetzes
im Mai 1949 wieder als Leuchtfeuer der "westlichen Werte", Freiheit
und Demokratie, loben. Dabei wurde es anfänglich stramm
antikommunistisch ausgelegt, soziale und demokratische Rechte später
scheibchenweise zurückgefahren. Entgegen der Propaganda steht heute
der "Sicherheitsstaat" im Vordergrund.


Das Grundgesetz entstand vor dem Hintergrund des Sieges der
Alliierten über den Hitlerfaschismus einerseits und des einsetzenden
Kalten Krieges andererseits. Entsprechend mussten die Mitglieder des
Parlamentarischen Rats einen Kompromiss zwischen dem weitverbreiteten
Wunsch nach einer Überwindung des Kapitalismus auf der einen und dem
Schutz der Profiteure dieser kapitalistischen Ordnung sowie des
verlorenen imperialistischen Raub- und Vernichtungskriegs auf der
anderen Seite finden.

Dass in der Sowjetischen Besatzungszone mit der SED eine Partei
herrschte, die den Aufbau des Sozialismus zumindest für die absehbare
Zukunft in ihr Programm geschrieben hatte, muss als bedeutsamer
äußerer Einflussfaktor auf die Gestaltung des Grundgesetzes
berücksichtigt werden. Zudem wollten die Westalliierten im Wettkampf
der Systeme die demokratischen Grundrechte in Frontstellung zu deren
weitgehend fehlender Garantie im real existierenden Sozialismus
bringen und deshalb im Grundgesetz verankert wissen.

Dass es mit diesen demokratischen Rechten für Andersdenkende auch im
vermeintlich "freien Westen" nicht so weit her war und ist, zeigte
sich mit der Anfang der 50er Jahre einsetzenden Kommunistenverfolgung
in der BRD, die ihren Höhepunkt im Verbot der KPD durch das
Bundesverfassungsgericht im Jahr 1956 fand. Damit wurde beispielhaft
deutlich, dass sich die jeweiligen sozialen Kräfteverhältnisse nicht
nur in der Ausarbeitung, sondern auch in der Interpretation einer
Verfassung niederschlagen.


Die FDGO

Unter diesem Gesichtspunkt spielt das Bundesverfassungsgericht in der
Bundesrepublik eine zentrale Rolle. Bereits mit dem Verbot der
faschistischen Sozialistischen Reichspartei (SRP) im Jahr 1952 hatte
es die Grundprinzipien der politischen Ordnungs- und
Wertvorstellungen, auf denen seiner Ansicht nach die liberale und
rechtsstaatliche Demokratie in Deutschland beruht, unter dem Begriff
"Freiheitlich-demokratisch Grundordnung" (FDGO) zusammengefasst. Mit
dem KPD-Verbot erhielt der Begriff FDGO seine bis heute gültige, den
Antikommunismus zur Staatsräson erhebende, marktkonforme Ausrichtung.

Indem das Verfassungsgericht in seiner Rechtsprechung "von Normen
- also Regeln - zu Werten" überging, habe es den "Weg zur Aufdeckung
der der Verfassung zugrundeliegenden Widersprüche" versperrt. "Statt
widerstreitender Konfliktgegner gibt es Wert und Unwert,
Verfassungsanhänger und Verfassungsfeinde - einen Begriff, den
übrigens das Grundgesetz gar nicht kennt, dafür aber der
Verfassungsschutz und seine Berichte", schrieb der marxistische
Rechtswissenschaftler Uwe-Jens Heuer.

Mit der Figur des Verfassungsfeinds wurde die Grundlage für die
weitere Kommunistenverfolgung, die Berufsverbote im Zuge des
Radikalenerlasses 1972 und die bis heute andauernde Diffamierung
radikaler antikapitalistischer und antifaschistischer Opposition durch
die Verfassungsschutzämter gelegt. Die 1968 von der Großen Koalition
vor dem Hintergrund des weltweiten Aufschwungs linker Kräfte
verabschiedeten Notstandsgesetze, die im Kriegs- oder Unruhefall die
Stellung der Regierung stärken und Grundrechte einschränken sollten,
stellten einen Akt der präventiven Konterrevolution dar.


Gesellschaftspolitisch nicht festgelegt?

Wolfgang Abendroth war der Überzeugung, dass die Bundesrepublik
"verfassungsrechtlich nicht an die existente monopolkapitalistische
Struktur ihrer Wirtschaftsgesellschaft und an deren herrschende
ideologische Spiegelung in der Lehre von der 'sozialen
Marktwirtschaft' gebunden" sei.

Die Formel vom sozialen und demokratischen Rechtsstaat (Art.20 Abs.1;
Art.28) erlaube demnach in Verbindung mit Art.15 des Grundgesetzes,
der die Vergesellschaftung von Produktionsmitteln, Naturschätzen sowie
Grund und Boden ermöglicht, grundsätzlich eine sozialistische
Umgestaltung der Wirtschaftsgesellschaft. Linke Kritiker der
"Sozialismusoption", die Abendroth im Grundgesetz enthalten sehen
wollte, wiesen allerdings darauf, dass diese Option maximal eine
wohlfahrtsstaatliche Wirtschaftsordnung mit hohem Anteil an
Staatsunternehmen, aber keine Überwindung des Kapitalismus beinhalte.


Scheibchenweise ausgehöhlt

Mit dem Ende der DDR wurde die west- und nun wieder gesamtdeutsche
Bourgeoisie mit der Wiedereingliederung des Staatsgebiets der
ehemaligen DDR in den kapitalistischen Markt deutlich gestärkt. Das
äußerte sich in den folgenden Jahrzehnten in immer heftigeren
Angriffen auf die im "historischen Kompromiss" des Grundgesetzes
verankerten Grundrechte.

Bereits 1993 verstümmelte eine ganz große Koalition im Bundestag gegen
die Stimmen der PDS das als zentrale Lehre aus dem Faschismus ins
Grundgesetz aufgenommene Grundrecht aus Asyl.

1994 entschied das Bundesverfassungsgericht, dass Auslandseinsätze der
Bundeswehr entgegen der grundgesetzlichen Festlegung des Auftrags der
Streitkräfte auf die Landesverteidigung auch im Rahmen kollektiver
Sicherheitssysteme unter Zustimmung des Parlaments zulässig seien.
Damit war der Weg zur deutschen Teilnahme an NATO-Kriegen wie 1999 in
Jugoslawien geebnet.

Mit den Hartz-Gesetzen wurde das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes
faktisch ad absurdum geführt.

Und nach den Anschlägen vom 11. September 2001 in den USA setzte eine
bis heute nicht abebbende Welle von Angriffen auf die Grundrechte im
Namen der Terrorbekämpfung ein. Das als Lehre aus dem Faschismus
geltende Trennungsgebot zwischen Polizei und Geheimdiensten wurde
durch den Aufbau gemeinsamer Terrorabwehrzentren und Verbunddateien
unterlaufen.

Max Reimann hatte 1949 als Vertreter der KPD im Parlamentarischen Rat
1949 die Zustimmung zum Grundgesetz abgelehnt, weil damit die
"Spaltung Deutschlands" unterschrieben werde. Er fügte jedoch hinzu:
"Es wird jedoch der Tag kommen, da wir Kommunisten dieses Grundgesetz
gegen die verteidigen werden, die es angenommen haben!", verkündete
Reimann. In dieser Rolle finden sich Sozialisten und Kommunisten 70
Jahre nach Verabschiedung des Grundgesetzes in der Tat wieder.

Die Autorin ist innenpolitische Sprecherin der Linksfraktion
im Bundestag.
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FEATURE/1250: Deutschlandfunk Kultur - Die Grenzen der Forschungsfreiheit, 23.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

70 Jahre Grundgesetz

Die Grenzen der Forschungsfreiheit

Von Matthias Becker

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 23. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei" heißt es im
Grundgesetz. Aber Förderstrukturen, Publikationssysteme und
gesellschaftliche Debatten ziehen immer wieder neue Grenzen. Artikel 5
(3) des Grundgesetzes sagt zwar, "Kunst und Wissenschaft, Forschung
und Lehre sind frei". Allerdings: Zum einen gibt es keine Freiheit
ohne Verantwortung - und es gibt immer wieder und immer neue Bereiche,
Forschungsfragen oder Methoden, zu oder mit denen eben nicht geforscht
werden sollte. Aber wo verlaufen hier die Grenzen und wer zieht sie?
Zum zweiten: Niemand geht davon aus, dass die Freiheit des Forschers
auch finanziell unbeschränkt ist. Die Möglichkeit zu forschen hängt im
Wesentlichen davon ab, welche Mittel zur Verfügung stehen. Und wer sie
zur Verfügung stellt. Die Wirtschaft, die heute einen beachtlichen
Teil aller Forschungsvorhaben finanziert, erzeugt damit neue
strukturelle Abhängigkeiten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Mai 2019
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MELDUNG/1894: B5 - Wahlberichterstattung über die Europawahl, 26.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Wahlberichterstattung

Die Europawahl im BR



Mit Spannung blickt Europa auf den Wahltermin am 26. Mai: Bei der
Europawahl sind allein in Bayern rund 10,2 Millionen Wahlberechtigte
aufgerufen, die 96 deutschen Vertreterinnen und Vertreter für das
Europa-Parlament zu bestimmen. Der Bayerische Rundfunk informiert auf
all seinen Ausspielwegen umfassend über den Europawahlkampf und den
Ausgang der Abstimmung.

Am Tag der Wahl gibt es im BR-Programm (Hörfunk und Fernsehen) sowie
auf BR24.de und in der BR24-App die wichtigsten Fakten, Hintergründe,
Prognosen und Ergebnisse. Auf Twitter findet man unter dem
Hashtag #br24wahl eine Zusammenfassung der Wahlberichterstattung.


BR-Sendungen am Tag der Europawahl (26. Mai
2019):


B5 aktuell-Wahlsondersendung (18.00 bis 24 Uhr)

B5 aktuell berichtet unter anderem aus den europäischen Hauptstädten
über die Europawahl, zusätzlich auch über die Landtagswahl in Bremen.

Um 18.00 Uhr gibt es die Prognose von infratest dimap, sowohl zur
Europawahl in Deutschland als auch zur Abstimmung in Bremen. Danach
Stellungnahmen von Politikern, Interviews und Live-Gespräche mit den
ARD-Korrespondenten u.a. aus Brüssel, London, Rom, Paris, Warschau und
Wien.

Von 20.00 bis 21.00 Uhr diskutiert B5 aktuell mit den Hörerinnen und
Hörern über die bis dahin bereits bekannten Ergebnisse der Wahl, dann
folgen bis Mitternacht Zusammenfassungen zur Europawahl aus allen
EU-Ländern sowie Reaktionen.


Wahl-Nachlese im BR - Montag, 27. Mai:

B5 aktuell: Ausführliche Berichterstattung zwischen 6.00 und 9.00 Uhr,
Live-Gespräche mit den Korrespondenten aus dem ARD-Hauptstadtstudio
Berlin, aus Brüssel und den wichtigsten europäischen Hauptstädten. Ab
12.00 Uhr gibt es ein "B5 Extra" mit Live-Schalten nach Berlin und
Brüssel; weitere Reaktionen und Politiker-Statements dann im "B5 Thema
des Tages" um 17.20 und 18.20 Uhr.

Bayern2 RadioWelt am Morgen (6.05 - 8.30 Uhr): Aktuelle
Berichterstattung zu den Ergebnissen der Wahl, Hintergründe und
Politiker-Interviews.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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MELDUNG/1893: Deutschlandfunk - Der Traum vom gerechten Internet, 24.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Traum vom gerechten Internet

Von Judith Geffert

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 24. Mai 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der digitale Raum ist längst nicht für alle da. Wie lässt sich das
ändern? Darüber diskutieren Vertreterinnen und Vertreter der digitalen
Gesellschaft auf der 13. re:publica, der größten europäischen
Konferenz für Digitalisierung und Internet in Berlin. Wir alle nutzen
sie und sind von ihnen umgeben: Kommunikationsapps, digitale
Medienangebote, Suchmaschinen und Internetlexika. Doch wer profitiert
eigentlich von unserer Nutzung der Programme? Wer hält die Fäden, das
Wissen, die Information, die wir täglich konsumieren, in Händen? Was
wird wie im Internet abgebildet und wer wird von der Nutzung
ausgeschlossen? Judith Geffert verschafft sich auf der diesjährigen
re:publica einen Überblick über Ansätze, das Internet zu einem
inklusiven, vielfältigen, demokratisch organisierten und sicheren Raum
für alle zu machen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Mai 2019
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TALK/1652: Deutschlandfunk Kultur - Für eine EU, die schützt und stärkt?, 24.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Europa hat die Wahl: Für eine EU, die schützt und stärkt?

Moderation: Annette Riedel

Wortwechsel

Freitag, 24. Mai 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das soziale Europa kommt aus Sicht vieler EU-Bürgerinnen und Bürger im
politischen Handeln auf europäischer Ebene zu kurz. Europa ist das
Europa der Banken und von Big Business, klagen sie. Zwar fällt die
Sozialpolitik in die Kompetenz der Mitgliedsländer. Aber es werden
doch schon heute in Brüssel Mindeststandards gesetzt - in der
Arbeitsmarktpolitik, in der Wirtschafts- und Finanzpolitik, in der
Steuerpolitik. Die Frage bleibt auch nach den Wahlen relevant: Werden
sich Mehrheiten finden, die sozialen Rechte der Bürgerinnen und Bürger
zu stärken und EU-weit auszubauen? Die Europäer zu stärken und zu
schützen, heißt außerdem, für die Sicherheit ihrer Daten und der
Grenzen zu sorgen. Und es bedeutet, effektiven Klimaschutz nicht nur
zu verabreden, sondern dann auch umzusetzen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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STANDPUNKT/041: Facebook widerlegt - Wahlmanipulation aus dem Ausland ist möglich (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Facebook widerlegt - Wahlmanipulation aus dem Ausland ist möglich

- Facebook erklärte, dass politische Werbung nur im eigenen Land möglich sei.

- Die NGO Bits of Freedom hat jetzt das Gegenteil bewiesen.

- Digitalcourage fordert Politiker.innen auf, überfällige Konsequenzen zu ziehen.



Im niederländischen Parlament erklärte der PR-Chef von Facebook
Niederlande, dass Facebook für 27 EU-Länder so eingerichtet worden sei,
dass politische Werbung nur im eigenen Land möglich ist.

Bits of Freedom hat jetzt das Gegenteil belegt und online dokumentiert. Die
niederländische NGO konnte problemlos mit einem niederländischen
Facebook-Konto eine bezahlte politische Werbung unter anderem an eine
Zielgruppe im Raum Bielefeld mit den Interessen AfD, CDU, Nationalismus und
Militär adressieren.

Digitalcourage fordert Konsequenzen

Nach Einschätzung von Digitalcourage setzt Facebooks fahrlässiger Umgang
mit politischer Werbung und die falsche Aussage eines Facebook-Vertreters
in einem Parlament eine ganze Reihe von Skandalen um diese Firma
fort.

Die Recherche von Bits of Freedom zeigt: Facebook ist keine
vertrauenswürdige Plattform für den demokratischen Diskurs und darf von
öffentlichen Institutionen nicht unterstützt werden.


	Städte, Kommunen und Behörden sollten ihre Facebook-Präsenz aufgeben.

	Nach dem Vorbild des Österreichischen Senders ORF.at sollten sich alle öffentlich-rechtlichen Sender von Facebook verabschieden.

	Öffentliche Gelder dürfen nicht an Facebook fließen.

	Mit öffentlichen Geldern finanzierte Websites sollen nicht auf Facebook verlinken.




Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.



Blogartikel von Digitalcourage: Wahlmanipulation aus dem Ausland ist
möglich:

https://digitalcourage.de/blog/2019/facebook-politische-werbung

Video von Bits of Freedom:

https://digitalcourage.de/sites/default/files/2019-05/20190521-facebook-ads-deutsch.mp4

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/200: Köln - 10. Kölner Mediensymposium, 24.05.2019


Technische Hochschule Köln

10. Kölner Mediensymposium

Vielfaltssicherung und Demokratie im Zeitalter von Algorithmen und
Künstlicher Intelligenz



Algorithmen und Künstliche Intelligenz verändern viele Lebensbereiche.
Medieninhalte werden von Unternehmen zunehmend auf die einzelnen
Nutzerinnen und Nutzer individualisiert zugeschnitten. Das kann
Auswirkungen auf die Meinungsbildung und Meinungsvielfalt haben. Welche
Daten dürfen rechtlich und ethisch vertretbar für eine Individualisierung
verwendet werden? Welche Pflichten sind Anbietern digitaler Informationen
aufzuerlegen? Wie können Meinungsfreiheit und Vielfalt angesichts der
zunehmenden Informationssteuerung gesichert werden? Auf dem 10. Kölner
Mediensymposium an der TH Köln diskutieren Vertreterinnen und Vertreter
aus Wissenschaft und Praxis Lösungsansätze für eine nachhaltige Gestaltung
von Vielfaltssicherung und Demokratie. Die Veranstaltung ist öffentlich.

Termin: Freitag, 24. Mai 2019 von 10 bis 16 Uhr

Campus Südstadt, Raum 434, Claudiusstraße 1, 50678 Köln.

Veranstaltet wird das 10. Kölner Mediensymposium von der Kölner
Forschungsstelle für Medienrecht der TH Köln, dem Cologne Center for
Ethics, Rights, Economics and Social Sciences of Health (ceres) der
Universität zu Köln und der Universität Freiburg. Organisiert wurde das
Programm von Prof. Dr. Rolf Schwartmann, Leiter der Kölner
Forschungsstelle für Medienrecht der TH Köln und Mitglied der
Datenethikkommission der Bundesregierung, Prof. Dr. Boris Paal, Direktor
des Instituts für Medien- und Informationsrecht der Universität Freiburg
sowie Prof. Dr. Christiane Woopen, Geschäftsführende Direktorin des
Cologne Center for Ethics, Rights, Economics and Social Sciences of Health
(ceres) der Universität zu Köln und Co-Sprecherin der Datenethikkommission
der Bundesregierung.

Die Veranstaltung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt.
Anmeldungen sind möglich per E-Mail über: medien-symposium@uni-koeln.de
oder über die Website www.ceres.uni-koeln.de/medien-symposium

Die Konferenz beginnt um 10 Uhr mit Einzelvorträgen. Einlass ist ab 9.30
Uhr. Es sprechen und diskutieren:

• Prof. Dr. Stefan Herzig, Präsident der TH Köln

• Prof. Dr. Rolf Schwartmann, Leiter der Kölner Forschungsstelle für
Medienrecht, TH Köln und Mitglied der Datenethikkommission der
Bundesregierung

• Dr. Claus-Dieter Ulmer, Konzernbeauftragter für den Datenschutz
und Senior Vice President Group Privacy, Deutsche Telekom AG

• Marie-Teresa Weber, Public Policy Manager, Facebook (angefragt)

• Prof. Dr. Christiane Woopen, Geschäftsführende Direktorin, Cologne
Center for Ethics, Rights, Economics and Social Sciences of Health
(ceres), Universität zu Köln und Co-Sprecherin der Datenethikkommission
der Bundesregierung

• Dr. Tobias Schmid, Direktor, Landesanstalt für Medien NRW

• Prof. Dr. Tobias Keber, Hochschule der Medien Stuttgart

• Prof. Dr. Boris Paal, Direktor, Institut für Medien- und
Informationsrecht, Universität Freiburg

• Christin Schäfer, Geschäftsführerin, acs plus


Die TH Köln bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind mehr als 26.000
Studierende in über 90 Bachelor- und Masterstudiengängen eingeschrieben.
Die TH Köln gestaltet Soziale Innovation - mit diesem Anspruch begegnen
wir den Herausforderungen der Gesellschaft. Unser interdisziplinäres
Denken und Handeln, unsere regionalen, nationalen und internationalen
Aktivitäten machen uns in vielen Bereichen zur geschätzten
Kooperationspartnerin und Wegbereiterin. Die TH Köln wurde 1971 als
Fachhochschule Köln gegründet und zählt zu den innovativsten Hochschulen
für Angewandte Wissenschaften.

Das Cologne Center for Ethics, Rights, Economics and Social Sciences of
Health (ceres) der Universität zu Köln bündelt und verknüpft die Forschung
verschiedener Disziplinen zu besonders gesellschaftsrelevanten Fragen im
Bereich der Gesundheit. Es wird getragen von den sechs Fakultäten und dem
Rektorat der Universität zu Köln. Die inter- und transdisziplinäre
Ausrichtung von ceres ermöglicht einen übergreifenden und zugleich
praxisrelevanten Erkenntnisgewinn. ceres bietet zudem ein Forum für
internationale Kooperationen in der Forschung, für alle Stufen der
akademischen Ausbildung sowie für die gesellschaftliche und politische
Information und Beratung.

Die Albert-Ludwigs-Universität Freiburg wurde 1457 gegründet und genießt
in Lehre, Forschung und Weiterbildung einen exzellenten Ruf. 23
Nobelpreisträger haben an ihr geforscht, gelehrt und studiert. 170
Millionen Euro Drittmittel jährlich dokumentieren ihre Forschungsstärke.
Das Studienangebot der Volluniversität, an der etwa 25.000 Studierende
eingeschrieben sind, reicht von der Informationstechnologie über Medizin
und Naturwissenschaften bis hin zu Geistes- und Sozialwissenschaften.


Weitere Informationen zum Programm der Veranstaltung unter
folgendem Link:

https://www.th-koeln.de/mam/downloads/deutsch/hochschule/aktuell/termine/2019/190322_flyer_kolner_mediensymposium_web.pdf>

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/242: Bremen - Tendenzen und Projekte aus dem Bereich der Digitalen Medien, 29.05.-19.06.19


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Künste Bremen

"Salon Digital" an der HfK Bremen 

Neue Tendenzen und Projekte aus dem Bereich der Digitalen Medien



Seit dem Wintersemester 2016/17 veranstaltet der Studiengang Digitale
Medien der Hochschule für Künste Bremen einen regelmäßig
stattfindenden Salon Digital zu dem Thema "Spektakel: Reenactments in
Kunst, Gestaltung, Wissenschaft und Technologie". Das offene Salon
Format beinhaltet Experimente, Vorträge, und Performances aus
unterschiedlichen Disziplinen mit dem Fokus auf neue und alte Medien
und Technologien. Praxis des Salons ist das Reenactment als
Möglichkeit des Sichtbarmachens, Vergegenwärtigens und Durchkreuzens
von Vergangenem oder Verborgenem.

Vorrangiges Anliegen des Salons ist die Öffnung von geschlossenen
Systemen und Konstruktionen (Black Boxes). Denn Wissenschaft,
Ökonomie, zeitgenössische Medien sowie Neue Technologien sind durch
globale Machtstrukturen, komplexe Entwicklungs- und
Produktionsprozesse und deren hermetische Konstruktion nur noch schwer
zu durchschauen und bleiben für die Rezipierenden primär an der
Oberfläche.

Internationale bekannte Künstler*innen, Kulturschaffende und
Wissenschaftler*innen werden hierzu an die HfK eingeladen. Organisiert
wird die öffentliche Vortragsreihe "Salon Digital" von Prof. Dr.
Andrea Sick (Medientheorie, Kultur- und Mediengeschichte), Prof. Ralf
Baecker (Experimentelle Gestaltung neuer Technologien) und Prof.
Dennis Paul (Interaktion und Raum). Der Eintritt ist frei, die
Vorträge finden auf Englisch statt. Weitere Informationen zum "Salon
Digital" finden Sie hier.

Mittwoch, 29.05.2019, 18 Uhr, Speicher XI, Großer Theorieraum
(4.15.070), HfK Bremen

18. Salon Digital mit Roman Kirschner "Collaborating with stuff that
does not hold still: material activity, methods and approaches"

Roman Kirschner ist ein im Audio-Visuellen beheimateter Künstler,
Philosoph und promovierte Kunsthistoriker. In seinem Vortrag
thematisiert er den zuletzt in Kunst und Design stärker verfolgten
Zugang über die Beschaffenheit des zu nutzenden Materials und der
Umgebung, weniger den vom nutzenden Menschen ausgehenden Ansatz. Der
an der Zürcher Hochschule der Künste im Bereich Interaction Design
lehrende Kirschner wird mit den Zuhörer*innen über Kunstprojekte und
den Gemeinsamkeiten, aber auch den Unterschieden zu wissenschaftlichen
Vorgehensweisen diskutieren. Weitere Informationen zu dieser
Veranstaltung finden Sie hier.

Dienstag, 11.06.2019, 18 Uhr, Speicher XI, Großer Theorieraum
(4.15.070), HfK Bremen

19. Salon Digital mit Cecilia Jonsson "Irony: A temporal perspective
of iron"

Die schwedische Künstlerin Cecilia Jonsson arbeitet in den Bereichen
Installation, Skulptur, Sound, Bild und kinetische Arbeiten. Ihre
Arbeit ist geprägt von wissenschaftlichen Methoden und besteht oft aus
standortbezogenen, künstlerischen Interpretationen von Phänomenen und
Naturschauspielen. In Ihrem Vortrag thematisiert Jonsson den
essenziellen Wert des Minerals Eisen für den Menschen, die Natur und
das Leben im Ganzen. Weitere Informationen zu dieser Veranstaltung
finden Sie hier.

Mittwoch, 19.06.2019, 18 Uhr, Speicher XI, Nebenflut (1.07.040),
HfK Bremen

(Salon Digital in Kooperation mit Das Dynamische Archiv)
mit Sven Jonke von Numen "Oblique Strategies"

Sven Jonke, Künstler und Bühnenbildner, wird in seinem Vortrag über
die potenziell befreiende und experimentelle Art von Theater-Design
sprechen, über die Höhen und Tiefen von Teamwork, über die die
gegenseitig inspirierende Beziehung zwischen Bühnenbildgestaltung und
Installation und über künstlerische Kompromisse und daraus
resultierende interessante Folgen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2224

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Künste Bremen, 21.05.2019
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AUGEN/494: Besuche beim Augenarzt können Erblindung verhindern (DOG)


DOG - Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 21. Mai 2019

Besuche beim Augenarzt können Erblindung verhindern:

Stiftung Auge fordert sichere Begleitung für Bewohner von Seniorenheimen



München/Berlin - Aktuellen Hochrechnungen zufolge wird die Zahl der
augenärztlichen Behandlungsfälle bei den über 60-Jährigen bis zum Jahr
2030 um mehr als ein Drittel steigen. Viele altersbedingte
Augenerkrankungen können gut behandelt werden. Meist machen sie sich
aber erst in einem späten Stadium bemerkbar, wenn ein Großteil der
Sehkraft bereits unwiederbringlich verloren ist. Die Stiftung Auge
empfiehlt deshalb, sich ab dem 50. Lebensjahr einmal jährlich
augenärztlich untersuchen zu lassen. In der Studie OVIS
(Ophthalmologische Versorgung in Seniorenheimen) gaben rund 50 Prozent
der Bewohner den Transport als größte Hürde an, einen Augenarzt
aufzusuchen. Die Stiftung Auge fordert deshalb, dass der Transport und
die personelle Begleitung zum Augenarzt sichergestellt werden muss. Im
Rahmen einer Pressekonferenz am 29. Mai in Berlin erläutern Experten
diese und weitere Forderungen zur Verbesserung der augenärztlichen
Versorgung in Seniorenheimen.

Verbreitet ist vor allem der Graue Star (Katarakt) - eine starke
Trübung der Augenlinse, bei der die Betroffenen wie durch einen
Nebelschleier sehen. Um das Sehvermögen wiederherzustellen, kann der
Augenarzt eine Kunstlinse ins Auge einsetzen. Über 800.000 Augen
werden jedes Jahr mit diesem ambulanten Eingriff behandelt.
Schwerwiegendere Volkskrankheiten sind das Glaukom (Grüner Star) -
eine Erkrankung des Sehnervs, die altersbedingte Makuladegeneration
(AMD), bei der die Zellen der Netzhaut absterben oder die diabetische
Retinopathie als Folge der Zuckerkrankheit Diabetes mellitus. "Das
Fatale bei all diesen Erkrankungen ist, dass sie in der Regel
unbemerkt beginnen und erst in einem sehr fortgeschrittenen Stadium
spürbare Symptome verursachen", sagt Dr. Peter Heinz,
Vorstandsmitglied der Stiftung Auge.

Dabei könne die moderne Augenheilkunde diese Erkrankungen fast immer
aufhalten oder den Verlauf zumindest verzögern, betont der Experte.
"Voraussetzung ist aber eine frühzeitige Diagnose, bevor der Patient
überhaupt eine Sehverschlechterung wahrnimmt." Wenn beim Glaukom
Symptome auftreten, ist der Sehnerv meist schon irreparabel
geschädigt; rechtzeitig erkannt lässt sich die Krankheit meist mit
Tropfen behandeln. Die AMD behandeln Ärzte je nach Fall mit Spritzen
in den Glaskörper oder Lasertherapie.

Seniorinnen und Senioren können mit ihrem Lebensstil - gesunde
Ernährung, wenig Alkohol, keine Zigaretten - selbst etwas zu ihrer
Augengesundheit beitragen. Vor allem aber sollten sie regelmäßig zum
Augenarzt gehen. "Wir empfehlen allen Menschen ab dem 50. Lebensjahr
einmal im Jahr zur Kontrolle die Praxis eines Augenarztes aufzusuchen,
denn dort stehen die erforderlichen Untersuchungsgeräte zur
Verfügung", so Heinz.

Gerade für Bewohner der Senioren- und Pflegeheime ist der Zugang zur
augenärztlichen Versorgung eine Hürde, was die Studie OVIS belegte.
Der letzte Besuch beim Augenarzt lag hier durchschnittlich vier Jahre
zurück, rund die Hälfte der untersuchten Heimbewohner hatten einen
Grauen Star. Vor diesem Hintergrund hat die Stiftung Auge einen
Maßnahmenkatalog zur Verbesserung dieser Versorgungssituation
erarbeitet. Darin fordert die Stiftung unter anderem, dass der
Transport der Bewohner zum Augenarzt gewährleistet sein muss. "Dazu
gehört aus unserer Sicht auch die personelle Begleitung der
Pflegebedürftigen, deren Finanzierung über die Krankenversicherung
sichergestellt werden muss", erläutert Professor Dr. med. Frank G.
Holz, Vorsitzender der Stiftung Auge und Direktor der
Universitäts-Augenklinik Bonn.

 * 

Quelle:

Stiftung Auge der DOG Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Pressestelle

Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: 0711 8931-649, Telefax: 0711 8931-167

Internet: www.stiftung-auge.de ; http://www.dog.org
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ONKOLOGIE/1988: Immuntherapie mit Checkpoint-Inhibitoren setzt sich bei Kopf-Hals-Tumoren durch (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 20.05.2019

DGHNO-KHC: Immuntherapie mit Checkpoint-Inhibitoren setzt sich bei Kopf- Hals-Tumoren durch



Krebserkrankungen im Kopf-Hals-Bereich können erfolgreich mit Medikamenten
behandelt werden, die die körpereigene Immunabwehr gegen die Tumoren
verstärken. Nachdem im letzten Jahr in einer Vergleichsstudie gleich gute
Ergebnisse wie mit einer aggressiven Chemotherapie erzielt wurden, wird
der Einsatz derzeit in der sogenannten ADRISK-Studie an 13 HNO-Kliniken in
Deutschland geprüft. Auf der Pressekonferenz anlässlich der 90.
Jahresversammlung der DGHNO-KHC am 28. Mai 2019 in Berlin spricht der
Initiator der Studie darüber, inwieweit die Immuntherapie mit sogenannten
Checkpoint-Inhibitoren eine Revolution in der Tumortherapie darstellt.

In Deutschland erkranken jedes Jahr etwa 17 000 Menschen an
Krebserkrankungen in Mundhöhle, Rachen, Nase oder Kehlkopf. Die Tumoren
sind oftmals Folge eines langjährigen Alkohol- oder Zigarettenkonsums.
Immer häufiger werden sie auch durch chronische Infektionen mit humanen
Papillomviren (HPV) ausgelöst. Viele Tumoren werden (zu) spät entdeckt, um
sie durch eine Operation allein zu heilen: "Aufgrund ihrer Ausdehnung
beziehungsweise ihrer Nähe zu lebenswichtigen Strukturen können sie oft
nur durch umfangreiche Operationen in Kombination mit einer
Strahlentherapie entfernt werden," erläutert Professor Dr. med. Andreas
Dietz, Direktor der Klinik und Poliklinik für Hals-, Nasen-,
Ohrenheilkunde, Universitätsklinikum Leipzig im Vorfeld der
Pressekonferenz. Viele Patienten erhalten deshalb nach der OP eine
Strahlen- und/oder eine Chemotherapie mit Zytostatika, oder, wenn nicht
mehr sinnvoll operiert werden kann, eine sogenannte primäre
Radiochemotherapie. Dabei handelt es sich um eine Kombinationstherapie aus
Strahlentherapie und Chemotherapie mit Zytostatika. Kommt der Tumor im
weiteren Verlauf wieder, werden die Ärzte immer versuchen, ihn operativ zu
entfernen. Oft muss man aber aufgrund von Fernmetastasen einsehen, dass
nur noch lebensverlängernde, palliative Maßnahmen eingesetzt werden
können. Bislang kam in diesem Fall eine Chemotherapie zur Anwendung.

Inzwischen kommen nun zunehmend Checkpoint-Inhibitoren als Immuntherapie
zum Einsatz. Im Gegensatz zu den Zytostatika greifen diese Medikamente,
monoklonale Antikörper, die Krebszellen nicht direkt an. Sie zielen
vielmehr auf eine Schaltstelle (Checkpoint) des Immunsystems: das
PD1-Protein. Es befindet sich auf der Oberfläche von T-Zellen, die die
wichtigsten Angreifer des Immunsystems gegen Krebszellen sind. Das
PD1-Protein wirkt wie eine Bremse. Es soll übereifrige T-Zellen davon
abhalten, körpereigene Zellen anzugreifen. Viele Krebszellen nutzen diese
Möglichkeit. Sie binden mit einem Liganden (PD-L1) das PD1-Protein und
schützen sich dadurch vor einem Angriff durch die T-Zelle. "Die
Krebszellen weichen der Immunabwehr also aus, indem sie den Immunzellen
eine Art molekulares Stoppschild entgegenhalten", erläutert der Experte.
"Treten diese Stopp-Signale in Kontakt mit passenden Rezeptoren auf der
Oberfläche der Immunzellen, werden diese deaktiviert - die Immunabwehr
kommt zum Erliegen. Spezifische Antikörper gegen die tumoreigenen
Stopp-Signale - Checkpoint-Inhibitoren - können diese Blockade durchbrechen und
die T-Zellen von dieser Fessel befreien, indem sie entweder PD-1 oder
PD-L1 blockieren. Die Tumoren werden dann zum Abschuss durch die T-Zellen
freigegeben."

Checkpoint-Inhibitoren wurden zunächst zur Behandlung des schwarzen
Hautkrebses und bei Nierenkrebs eingesetzt. "Demnächst werden sie zu einem
festen Bestandteil der Therapie von Kopf-Hals-Tumoren werden", ist
Professor Dietz überzeugt. Der Durchbruch wurde laut dem Experten 2016 mit
der Studie CHECKMATE 141 (Nivolumab) in der Zweitlinien- und 2018 mit der
Studie KEYNOTE-048 (Pembrolizumab) in der Erstlinientherapie erzielt,
deren Ergebnisse im Oktober letzten Jahres auf dem Europäischen
Krebskongress (ESMO 2018) in München vorgestellt wurden. An der Studie
hatten Patienten mit Kopf-Hals-Tumoren teilgenommen, bei denen es bereits
zu Metastasen gekommen war oder die nach einer Behandlung einen Rückfall
erlitten hatten. Ein Teil der Patienten erhielt die derzeitige
Standardbehandlung. Sie besteht aus einer aggressiven Chemotherapie mit
drei Zytostatika ("EXTREME-Schema") plus einem Antikörper gegen das
Krebswachstum. Eine zweite Gruppe wurde nur mit dem PD-1-Inhibitor
Pembrolizumab behandelt.

"Im Vorfeld bestanden starke Zweifel, ob eine Monotherapie mit einem
PD-1-Inhibitor tatsächlich die sehr potente, aber auch toxische
Dreierkombination des EXTREME-Schemas schlagen könnte", berichtet
Professor Dietz. Die Ergebnisse hätten dann die Erwartungen jedoch
übertroffen. Zwar sprachen mehr Patienten auf die Chemotherapie als auf
Pembrolizumab (36,1 versus 23,3 Prozent) an. Die Wirkung von Pembrolizumab
hielt mit 20,0 Monaten gegenüber 4,5 Monaten aber mehr als fünf Mal so
lange an. Hinzu kam, dass den Patienten die schweren Nebenwirkungen der
Chemotherapie erspart blieben.

Die Studie wird nach Einschätzung von Professor Dietz dazu führen, dass in
Zukunft vermehrt Patienten vor beziehungsweise in Kombination mit einer
Chemotherapie eine Behandlung mit einem Checkpoint-Inhibitor angeboten
werde. Derzeit würden in zahlreichen klinischen Studien die
unterschiedlichen Einsatzmöglichkeiten der Checkpoint-Inhibitoren
insbesondere in Kombination mit einer operativen Therapie geprüft. Dazu
gehört auch die von Professor Dietz geleitete ADRISK-Studie, die derzeit
an 13 HNO-Kliniken in Deutschland prüft, ob der Checkpoint-Inhibitor
Pembrolizumab die Behandlungsergebnisse verbessert, wenn er nach der
Krebsoperation zusammen mit einer Strahlen- und Chemotherapie eingesetzt
wird. An der Studie sollen 240 Patienten teilnehmen. Ergebnisse werden für
den August 2022 erwartet.

Im Rahmen der Pressekonferenz am 28. Mai 2019 in Berlin erläutert der
Experte neben dem Studien-Setting der ADRISK-Studie, welche antitumoralen
Wirkstoffe derzeit als Immuntherapie bereits zugelassen sind, mit welchen
Nebenwirkungen bei ihrem Einsatz gerechnet werden muss und auch, ob die
Immuntherapie auf dem Weg zur Primärtherapie ist.


Originalpublikation:


Barbara Burtness et al., Keynote-048 presented at ESMO 2018

Postoperative Adjuvant Radiochemotherapy (aRCH) With Cisplatin (C) Versus
aRCH With C and Pembrolizumab (P) in Locally Advanced Head and Neck
Squamous Cell Carcinoma (HNSCC); Multicenter Randomized Phase II Study
Within the German Interdisciplinary Study Group of German Cancer Society
(IAG KHT); Pembro-Adjuvant-highRisk

https://clinicaltrials.gov/ct2/show/NCT03480672?term=ADRISK&rank=2


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hno.org/2019/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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RADIOLOGIE/326: Literaturhinweis - "Radiologie in Deutschland. Ein Weißbuch" (idw)


Deutsche Röntgengesellschaft e.V. - 20.05.2019

Radiologie in Deutschland. Ein Weißbuch



Berlin, 20.05.2019. Worüber reden wir eigentlich, wenn wir über Radiologie
in Deutschland sprechen? 15 Radiologinnen und Radiologen, Medizinphysiker
und Medizinisch-Technische Radiologie-Assistentinnen und -Assistenten
(MTRA) sind auf Initiative der Deutschen Röntgengesellschaft (DRG) dieser
Frage über einen Zeitraum von rund 18 Monaten nachgegangen. Entstanden ist
aus einem gemeinsamen Forschungs-, Workshop- und Redaktionsprozess die
Publikation "Radiologie in Deutschland. Ein Weißbuch".

Weißbücher liefern in der Regel fachliche Perspektiven, konkrete
Vorschläge und Prognosen in einer eher funktional-nüchternen
Darstellungsform. Die Publikation "Radiologie in Deutschland. Ein
Weißbuch", herausgegeben von der Deutschen Röntgengesellschaft e.V., geht
inhaltlich und stilistisch weit darüber hinaus. Als Anthologie bietet sie,
neben der Vorstellung des Status Quo und eines fachbezogenen Ausblicks,
vor allem eine Art radiologischer "Blütenlese". Ausgedehnte Bildstrecken
geben zudem außergewöhnliche Einblicke in die Welt der Radiologie mit
ihren vielen bildgebenden Verfahren. "Wenn man das Buch aufschlägt,
springt einem als erstes die Gestaltung ins Auge. Die Radiologie mit ihren
bildgebenden Verfahren wird hier natürlich auch in Bildern repräsentiert -
nahezu die Hälfte des Buches nimmt das ein. Das zeichnet ja auch die
Medizin insgesamt aus: der Mensch im Zentrum und die Orientierung am Bild,
an der Topografie, an der Anatomie", erläutert Prof. Dr. Stefan O.
Schönberg, Präsident der Deutschen Röntgengesellschaft e.V.

Den ganzen Menschen im Blick

Die Beiträge von 15 Autorinnen und Autoren aus der klinischen und
wissenschaftlichen Praxis eröffnen ein weites Spektrum an Themen sowie
textlichen und grafischen Darstellungsformen. Sie alle wollen nicht nur
Orientierung und Anstöße geben, sondern auch die Menschen hinter dem Fach
Radiologie zeigen. Hier schreiben Radiologinnen und Radiologen,
Medizinphysiker sowie Medizinisch-Technische Radiologie-Assistentinnen und
-Assistenten (MTRA) über ihre Arbeit mit und für Patienten. Sie wenden
sich damit gleichermaßen an Laien wie an Profis. Dr. Stefan Lohwasser,
DRG-Geschäftsführer: "Vor allem liefern die Texte und Bilder Einblicke von
denjenigen, die Radiologie in Deutschland täglich in ihrer Arbeit
gestalten. Und dafür ist so ein Weißbuch wichtig: dass die Radiologie
einmal ihre Geschichte erzählt, aus den unterschiedlichsten Perspektiven
und Arbeitskontexten heraus. Diese radiologische Vielfalt der Menschen,
Themen und Positionen kann Grundlage und Ausgangspunkt sein, um ins
Gespräch zu kommen - untereinander, aber besonders auch mit allen
anderen."

Das Buch ist in drei Kapitel gegliedert, die jeweils mit einer fachlichen
Einführung beginnen und in der Folge Namensbeiträge versammeln. Das erste
Kapitel "Funktion. Den ganzen Menschen im Blick" stellt die Radiologie als
ein Fach zwischen Mensch, Technik und Versorgung vor. Als
Querschnittsdisziplin und zugleich hochspezialisierte Medizin setzt die
Radiologie bildgebende Verfahren zu Früherkennung, Diagnostik und Therapie
ein und arbeitet dabei auch mit Strahlentherapie und Nuklearmedizin
zusammen. Auch im zweiten Kapitel "Struktur. Vielfalt und Teamwork" stehen
die Menschen im Mittelpunkt. Teamwork in der Radiologie bedeutet
zweierlei: Zum einen braucht es die Zusammenarbeit der drei Berufsgruppen.
Zum anderen arbeiten Radiologinnen und Radiologen in interdisziplinären
Teams und Netzwerken. Im dritten Kapitel "Entwicklung. Perspektiven und
Herausforderungen" geht es um die Zukunft der Radiologie. Seit der
Entdeckung der Röntgenstrahlen war und ist die Radiologie einer der
Motoren des technischen und medizinischen Wandels. Schlagworte wie Big
Data, Künstliche Intelligenz und personalisierte Medizin bzw.
Präzisionsmedizin werden hier in Bezug auf die Radiologie erläutert.
"Wissensvermittlung gehört für mich ganz zentral zur Radiologie. Aus
dieser Wissensvermittlung hat sich ein ganz neuer Dialog mit anderen
Fachgruppen, mit Ärztinnen, aber auch mit Nichtärzten entwickelt. Das ist
in den Beiträgen in der vollen Breite abgebildet", so Schönberg.

Radiologie in Deutschland. Ein Weißbuch

Deutsche Röntgengesellschaft e.V. (Hrsg.)

Berlin, 2019

ISBN 978-3-00-062663-0

39 Euro / 29 Euro (DRG-Mitglieder)


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.drg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution449
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Deutsche Röntgengesellschaft e.V. - 20.05.2019
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STATISTIK/023: AMNOG-Report 2019 - 100.000 Euro und mehr für neue Medikamente (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 21. Mai 2019

AMNOG-Report 2019: 100.000 Euro und mehr für neue Medikamente

DAK-Gesundheit kritisiert enormen Kostenanstieg bei Arzneimitteln



Neu zugelassene Medikamente werden immer teurer. Das geht aus dem
aktuellen AMNOG-Report der DAK-Gesundheit hervor. Demnach kostete im
vergangenen Jahr jedes Vierte neue Arzneimittel mehr als 100.000 Euro.
Damit hat sich der Anteil der Hochpreis-Medikamente in den vergangenen
vier Jahren verdoppelt. Im Jahr 2017 gaben die gesetzlichen
Krankenkassen insgesamt 41,5 Milliarden Euro für Arzneimittel aus -
ein Plus von 3,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. Trotz der hohen
Preise ist bei der Bewertung eines Zusatznutzens die Datenlage bei
Markteintritt oft dünn, kritisieren die Forscher der Universität
Bielefeld, die den AMNOG-Report für die DAK-Gesundheit erstellen.

Bis Ende 2018 wurden insgesamt 224 neue Wirkstoffe in 349 Verfahren
durch den G-BA (Gemeinsamen Bundesausschuss) auf einen Zusatznutzen
hin geprüft. Bei mehr als der Hälfte dieser Nutzenbewertungen (57
Prozent) konnte ein solcher belegt werden. Dabei zeigte sich laut
DAK-Report auch in diesem Jahr weiterhin der Trend zu immer höheren
Markteintrittspreisen. Kostete zwischen 2011 und 2014 im Durchschnitt
pro Patient und Jahr nur jedes achte Arzneimittel über 100.000 Euro,
so traf dies zwischen 2015 und 2018 bereits auf jedes vierte zu.
"Viele neue Medikamente knacken die 100.000-Euro-Marke. Deshalb
brauchen wir neue Vertragsmodelle mit den Herstellern. Das
Solidarsystem darf nicht überfordert werden, gleichzeitig müssen
medizinische Innovationen auch beim Patienten ankommen", sagt Andreas
Storm, Vorsitzender des Vorstandes der DAK-Gesundheit. "Vor diesem
Hintergrund ist es enorm wichtig, nicht nur streng nach den
Überlebenschancen zu urteilen. Auch die Lebensqualität nach der
Arzneigabe muss stärker berücksichtigt werden."

Die Frage nach der Lebensqualität geht über eine reine
Lebensverlängerung hinaus. Sie widmet sich den konkreten
Lebensumständen nach der Therapie und inwiefern der Patient
anschließend einem selbstbestimmten Leben nachgehen kann. Laut
AMNOG-Report ist die Entwicklung der Daten zur gesundheitsbezogenen
Lebensqualität im Allgemeinen positiv: Während diese zur Einführung
des AMNOG-Prozesses in vielen Dossiers der Pharmaunternehmen noch
fehlten, beinhalteten im Jahr 2018 über drei Viertel (79 Prozent)
solche Erhebungen. "Nur durch Daten zur Lebensqualität kann ein
vollständiges Bild des Nutzens und des Schadens von neuen
Arzneimitteln dargestellt werden", sagt Prof. Dr. Wolfgang Greiner,
Gesundheitsökonom an der Universität Bielefeld und Autor des
AMNOG-Reports 2019. "Die Lebensqualität selbst wird immer öfter zum
bedeutenden Therapieziel, nicht mehr nur das Überleben des Patienten
an sich. Das ist eine begrüßenswerte Entwicklung. Dennoch lässt die
Datenqualität oft noch zu wünschen übrig. Wir müssen gemeinsam daran
arbeiten, bessere Daten zu erheben und gleichzeitig die verfügbaren
Informationen besser nutzbar zu machen", so Greiner.

Insgesamt waren seit Einführung der Nutzenbewertung im Jahr 2011 in
drei Vierteln (74 Prozent) der Verfahren Daten zur Lebensqualität
verfügbar. Davon waren jedoch nur 65 Prozent auch verwertbar. Für eine
umfassende und abschließende Bewertung ist dies noch zu wenig. Dabei
kann eine Verbesserung oder der Erhalt der Lebensqualität gerade in
der Anwendung besonders kostspieliger Arzneimittel entscheidend sein.

Es zeigt sich als problematisch, dass vielfach eine fehlerhafte
Datengrundlage im Allgemeinen eine umfassende Nutzenbewertung im
AMNOG-Prozess unmöglich macht. In 40 Prozent aller Nutzenbewertungen
führten mangelnde Daten bislang dazu, dass der G BA keine Bewertung
vornehmen konnte. In insgesamt 30 Prozent waren zwar Daten vorhanden,
diese aber aus verschiedenen Gründen nicht geeignet. Dabei setzte sich
2018 der Trend der vergangenen Jahre fort. Positiv jedoch: Die
umfassende Nutzenbewertung ist in Deutschland fest etabliert. Eine
Umgehung des Verfahrens durch Nichteinreichung eines Dossiers gab es
seit 2016 nicht mehr. Und auch Schiedsverfahren zur Festsetzung eines
neuen Erstattungsbetragsverfahrens waren zuletzt deutlich seltener
erforderlich.

Die eingereichten Dabei zur Lebensqualität unterschieden erheblich
zwischen den Erkrankungsgruppen. Während die Lebensqualitätssteigerung
bei Hauterkrankungen sowie Krankheiten des Nerven- oder des
Atmungssystems bei allen eingereichten Wirkstoffen erfasst war, fehlt
diese Bewertung bei Stoffwechsel- und Infektionskrankheiten noch
häufig.

Generell ist zu beobachten, dass im Hinblick auf die Daten zur
Lebensqualität das AMNOG-Verfahren von einem reinen Instrument für die
Preisfindung immer weiter abrückt. Es regelt vermehrt auch, auf
welcher Basis die Versichertengemeinschaft bereit ist, Höchstpreise
für Arzneimittel zu bezahlen. So genügten laut AMNOG-Report 2018
Lebensqualitätsdaten inzwischen genauso häufig für den Nachweis eines
Zusatznutzens wie die Daten zum Gesamtüberleben. Dieser Zusatznutzen
ist ein wesentliches Kriterium für die Preisverhandlungen zwischen dem
Hersteller und dem Spitzenverband der Gesetzlichen Krankenkassen.

Im AMNOG-Report 2019 der DAK-Gesundheit werden die insgesamt 349
Nutzenbewertungsverfahren analysiert. 2018 kamen 72 neue Verfahren
gegenüber dem Vorjahr hinzu. Das Ergebnis über den gesamten Zeitraum
hinweg: In 43 Prozent der Verfahren bescheinigte der G-BA keinen
Zusatznutzen. Bei 57 Prozent konnte hingegen in wenigstens einem
Teilanwendungsgebiet ein Zusatznutzen belegt werden. Letzteres ist
aufgrund eines zu vereinbarenden Mischpreises politisch besonders
umstritten, da unklar ist, inwiefern ein Mischpreis tatsächlich das
Versorgungsverhalten abbildet. Für insgesamt 26 Prozent aller neuen
Wirkstoffe musste ein solcher vereinbart werden. Ebenfalls umstritten
ist auch nach dem Urteil des Bundessozialgerichts, wie zukünftig eine
bessere Bildung von Mischpreisen gelingen kann. Eine bessere
Integration von Versorgungsdaten erscheint hierzu unumgänglich. Dies
gilt auch für Hochpreistherapien, welche häufig nur bei wenigen
Patienten und auf Basis eingeschränkter Studiendaten eingesetzt
werden. "Wie und an welcher Stelle Versorgungsdaten im System zur
Sicherstellung einer qualitativ hochwertigen Patientenversorgung
generiert oder neu strukturiert werden können, sollte ein wichtiger
Bestandteil der gesundheitspolitischen Agenda sein", so Prof. Greiner.

Die DAK-Gesundheit ist eine der größten gesetzlichen Kassen in
Deutschland und versichert 5,7 Millionen Menschen. 2018 gab sie 3,7
Milliarden Euro für Arzneimittel aus - das entspricht 544,90 Euro pro
Versichertem. Nach den Ausgaben für Krankenhausbehandlungen waren
Arzneimittel damit der zweitgrößte Ausgabenblock.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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FORSCHUNG/266: Forscher identifizieren Angst-Erinnerungen im Hypothalamus (idw)


Zentralinstitut für Seelische Gesundheit - 20.05.2019

Forscher identifizieren Angst-Erinnerungen im Hypothalamus



Einem internationalen Forscherteam unter Beteiligung des Zentralinstituts
für Seelische Gesundheit (ZI) in Mannheim ist es gelungen, Strukturen im
Gehirn für das Erinnern von Angst zu identifizieren. Dadurch sind völlig
neue Therapieansätze denkbar.

Ein internationales, interdisziplinär besetztes Forscherteam hat
nachgewiesen, dass Erinnerungen auch im Hypothalamus, einer evolutionär
alten Hirnregion, abgebildet werden können. Bisher war man davon
ausgegangen, dass Erinnerungen ausschließlich im Hippocampus entstehen und
später im Cortex gespeichert werden. Die Arbeit kann als wichtige
Grundlage angesehen werden, um neue Therapieansätze für Menschen mit
allgemeinen Angstzuständen und insbesondere mit post-traumatischen
Belastungsstörungen zu entwickeln. Veröffentlicht wurde die
Forschungsstudie, an der auch Prof. Dr. Valery Grinevich, Leiter der
Abteilung Neuropeptidforschung in der Psychiatrie am Zentralinstitut für
Seelische Gesundheit (ZI) in Mannheim, beteiligt war, in der
Fachzeitschrift Neuron.

Im Gehirn werden Erinnerungen durch selektiv aktivierte "Zell-Ensembles"
organisiert, sogenannte Engramme. Es handelt sich also um ganz bestimmte
Konstellationen interagierender Zellen. Die Wissenschaftler zielten nun im
Hypothalamus auf ganz bestimmte Zelltypen ab, nämlich auf Neuronen, die
das Hormon Oxytocin produzieren. Oxytocin ist ein Botenstoff
(Neuropeptid), der verschiedene emotionale Gehirnfunktionen,
einschließlich der Angst, steuert. Das internationale Forscherteam
entwickelte eine neuartige genetische Methode zur selektiven Markierung
der Oxytocin-Neuronen, die während des Lernens, der Gedächtnisbildung und
des Gedächtnisabrufes beteiligt sind. Mit Hilfe dieser Technik entdeckten
sie, dass tatsächlich in den hypothalamischen Schaltkreisen des Gehirns
kontextspezifische Engramme gebildet und erhalten werden können und dass
die Störung dieser Engrammkreise die Angsterinnerungen drastisch
beeinflusst.

Den Forschern ist es gelungen, genetische Schalter in die Zellen im
Hypothalamus einzuschleusen, um die bei einem Angstempfinden aktivierten
Oxytocin-Neuronen selektiv zu markieren. Diese markierten Zellen konnten
in Versuchen mit Ratten dann durch die Stimulation mit Blaulicht
(Optogenetik) aktiviert oder durch Zugabe einer synthetischen Chemikalie
(Chemogenetik) stummgeschaltet werden. Als die Forscher diese markierten
Zellen aktivierten, bewegten sich die Tiere, die gelernt hatten, sich in
einer gefährlichen Umgebung nicht zu bewegen. Sobald das blaue Licht
wieder ausgeschaltet wurde, kehrte die Angst zurück und die Tiere
verharrten wieder regunglos. "Auf diese Weise konnten wir zeigen, dass die
markierten Zellen das Wissen über die Angst enthalten", sagt ZI-Forscher
Prof. Dr. Valery Grinevich. Die Forscher führten zudem das umgekehrte
Experiment durch Stummschalten der Engramm-Oxytocin-Neuronen durch. Sie
fanden heraus, dass derselbe Schaltkreis auch erforderlich ist, um die
Angstgedächtnisse wieder zu löschen. Bemerkenswerterweise erfahren diese
Zellen eine enorme Formbarkeit (Plastizität), indem sie von einer
langsamen Übertragung, die durch das Neuropeptid Oxytocin vermittelt wird,
zu einer schnellen Reaktion durch die schnell aktivierende
Glutamatübertragung wechseln.

Diese Entdeckung kann als sehr vielversprechend gelten und ermöglicht neue
Studien, um die Engramme des Gedächtnisses in den verschiedenen
Hirnregionen zu untersuchen, sowohl in den unteren als auch in den höheren
Hirnstrukturen. Durch das Verständnis der anatomischen und funktionellen
Angstschaltungen sollte es möglich sein, innovative Strategien zur
Behandlung von psychischen Erkrankungen des Menschen zu entwickeln. Ein
pathologisches Angstgedächtnis liegt zum Beispiel bei allgemeinen
Angstzuständen und insbesondere bei posttraumatischen Belastungsstörungen
vor.


Originalpublikation:

"A Fear Memory Engram and Its Plasticity in the Hypothalamic Oxytocin
System", Neuron. 2019

doi:10.1016/j.neuron.2019.04.029.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution826

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Zentralinstitut für Seelische Gesundheit - 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/1022: Neue Broschüre "Menschen in Bewegung bringen" (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 20.05.2019

Neue Broschüre "Menschen in Bewegung bringen"



Körperliche Aktivitäten sind in jeder Lebensphase sinnvoll. Die neue
Broschüre "Menschen in Bewegung bringen - Strukturen schaffen, Bewegung
fördern, lebenslang bewegen" gibt zielgruppengenaue Bewegungsempfehlungen.
Die Broschüre ist eine Kurzversion der Nationalen Empfehlungen für
Bewegung und Bewegungsförderung. Die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung (BZgA) hat mit dem Informationsmaterial die für Deutschland
geltenden, wissenschaftlich fundierten Bewegungsempfehlungen anschaulich
zusammengefasst.

Ausreichende und regelmäßige Bewegung hat nachweislich positive Effekte
auf Körper, Geist und Seele: Beispielsweise fördert sie einen gesunden
Lebensstil, verbessert die motorische sowie kognitive Leistungsfähigkeit
und stärkt das Selbstvertrauen. Ein Mangel an Bewegung ist eine der
Hauptursachen für nichtübertragbare Krankheiten wie Typ-2-Diabetes. Wer
täglich nach dem Essen nur rund zehn Minuten zügig spazieren geht, kann
damit sein Risiko für Diabetes schon erheblich reduzieren. Auch Menschen
mit manifestem Diabetes profitieren noch von Bewegung. Je mehr sie sich
bewegen, desto mehr können sie ihren Medikamenten- oder Insulinbedarf
verringern. Gesundheitsrelevante positive Effekte sind nicht nur durch
Sport zu erreichen, sondern auch in Form von Alltagsaktivitäten.
Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung, betont: "Bewegung und Bewegungsförderung sind wesentliche
Faktoren im Bereich der Prävention und Gesunderhaltung in allen
Lebensphasen. Körperliche Bewegung sollte deshalb jeder Mensch, ob jung
oder alt, für sich als positiv entdecken und in den Alltag integrieren."
Die Empfehlungen richten sich zielgruppenspezifisch an Kinder und
Jugendliche, Erwachsene, ältere Menschen, Erwachsene mit chronischen
Erkrankungen und die Gesamtbevölkerung. Die neue Broschüre "Menschen in
Bewegung bringen" ergänzt das Sonderheft "Nationale Empfehlungen für
Bewegung und Bewegungsförderung" aus dem Jahr 2017 und informiert sowohl
die Allgemeinbevölkerung wie auch alle Akteurinnen und Akteure, die
beruflich in diesem Kontext aktiv sind, über Art und Umfang einer
gesundheitsförderlichen Bewegung.

Die Broschüre und das Sonderheft können kostenlos bei der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung bestellt werden unter:
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 50819 Köln
Online-Bestellsystem: 

https://www.bzga.de/infomaterialien
Fax: 0221/8992257

E-Mail: order@bzga.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1003: Telefonische GASTRO-Sprechstunde - Leberzirrhose ... auch das Gehirn leidet, 05.06.2019


Gastro-Liga e.V. - Gießen, 20. Mai 2019

Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Krankheiten von Magen, Darm und Leber 

sowie von Störungen des Stoffwechsels und der Ernährung e.V.

Leberzirrhose - auch das Gehirn leidet

Leberzirrhose - auch das Gehirn leidet GASTRO-Sprechstunde mit
Experten der Gastro-Liga e. V. zum Thema Leberzirrhose am Mittwoch,
dem 5. Juni 2019, von 18 bis 20 Uhr



Leberzirrhose ist meist die Folge einer langjährigen chronischen
Grunderkrankung. Leberzellen sterben ab und werden durch Bindegewebe
ersetzt. Es kommt zu einem schrittweisen Funktionsverlust der Leber.
Auch die Gehirnfunktion kann beeinträchtigt werden, da sich
Abfallstoffe wie Ammoniak im Körper anreichern. Die sogenannte
hepatische Enzephalopathie (HE) ist jedoch behandelbar.

Leberzirrhose tritt oft im späten Stadium einer leberschädigenden
Grunderkrankung auf. Die häufigsten Auslöser sind ein langjährig hoher
Alkoholkonsum, eine Virushepatitis (chronische Hepatitis-B-
und -C-Infektion) oder eine nicht alkoholische Fettleberhepatitis. Bei
einer Leberzirrhose gehen die Leberzellen zugrunde und an ihre Stelle
tritt Bindegewebe. Die Leber vernarbt, verhärtet sich und schrumpft.
Schritt für Schritt wird die Leber funktionsunfähig. "Eine
erfolgreiche Behandlung der Grunderkrankung und die Vermeidung
schädlicher Einflüsse kann den krankhaften Umbau der Leber jedoch
stoppen", sagt Prof. Dr. Elke Roeb, Leiterin des Schwerpunktes
Gastroenterologie am Universitätsklinikum UKGM Gießen und Mitglied des
Wissenschaftlichen Beirates der Gastro-Liga.

Ammoniak verhindert klares Denken

Meist erst nach Jahren oder Jahrzehnten verursacht eine Leberzirrhose
Beschwerden. Häufig treten zu Beginn Symptome wie Juckreiz, Müdigkeit
und Appetitlosigkeit auf. Eine Gelbfärbung der Augen und der Haut mit
Dunkelfärbung des Urins machen die eingeschränkte Funktionsfähigkeit
der Leber sichtbar. Der zunehmende bindegewebsartige Umbau der Leber
führt zudem zu einer unzureichenden Entgiftung des Körpers. Daraus
resultiert ein erhöhter Ammoniakspiegel im Blut, welcher anfangs oft
unbemerkt zu Konzentrationsschwäche, Sehstörungen und einer
verringerten motorischen Geschwindigkeit und Genauigkeit führt.

Diagnose: hepatische Enzephalopathie

"Eine Störung der Gehirnfunktion, die als Folge einer akuten oder
chronischen Lebererkrankung auftritt, wird als hepatische
Enzephalopathie bezeichnet", erklärt Prof. Roeb. "Bereits im sehr
frühen Stadium der Funktionsstörung sind die Betroffenen in ihrer
Arbeitsfähigkeit und Fahrtüchtigkeit beeinträchtigt. Im Gegensatz zu
demenziellen Erkrankungen ist die hepatische Enzephalopathie gut
behandelbar und in den meisten Fällen sogar reversibel."

Effektive Hilfe bei neuronalen Ausfällen

Die Grundlage der Therapie besteht darin, den Übergang von Ammoniak
ins Blut zu verhindern. Hier gibt es drei verschiedene Ansätze:


	Indem der Zucker Laktulose verabreicht wird, wird die Aufnahme von Giftstoffen über den Darm effektiv reduziert.

	Durch die Gabe spezieller Antibiotika wird die Anzahl von ammoniakproduzierenden Bakterien im Darm dezimiert.

	Die Einnahme von Ornithin-Aspartat fördert den Abbau von Ammoniak zu Harnstoff und unterstützt somit aktiv die Leber.



Eine Ernährungsberatung kann zusätzlich helfen, sich möglichst
leberschonend und dennoch ausreichend mit Nährstoffen, Vitaminen und
Mineralien zu versorgen. Haben Sie Fragen zu den Themen Leberzirrhose
und hepatische Enzephalopathie? Dann rufen Sie an. Die Experten der
Gastro-Liga e. V. geben Ihnen gerne Antwort. Am Mittwoch, dem 5. Juni
2019, von 18 bis 20 Uhr ist die GASTRO-Sprechstunde unter 

Tel.: 0641 - 9 74 81 20 zu erreichen.


Unter www.gastro-liga.de steht Ihnen im Bereich "Unser Service"
eine Vielzahl an Broschüren zu unterschiedlichen Verdauungsthemen
kostenlos zum Download zur Verfügung, unter anderem zu den Themen
Leberzirrhose, Gelbsucht, Fettleber und Hepatitis B und C.

 * 

Quelle:

Gastro-Liga e.V. - Pressemitteilung 20. Mai 2019

Herausgeber:

Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Krankheiten von Magen, Darm

und Leber

sowie von Störungen des Stoffwechsels und der Ernährung e.V.

Friedrich-List-Str. 13, D-35398 Gießen

Telefon: 0641 / 97 481-0, Fax: 0641 / 97 481-18

E-Mail: geschaeftsstelle@gastro-liga.de

Internet: www.gastro-liga.de
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TAGUNG/1078: Dortmund - In Schicht gesund in Rente?, 18.06.2019


Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft e.V. (iso) - 20.05.2019

In Schicht gesund in Rente? Fachtagung in Dortmund



Für viele Unternehmen in Industrie und Dienstleistungen ist es eine
wachsende Herausforderung, ihre Mitarbeiter gesund und leistungsfähig bis
zur Rente im Betrieb zu halten. Dies gilt vor allem für Unternehmen mit
Schichtarbeit, die besondere Belastungen für die Beschäftigten mit sich
bringt. Die Herausforderungen, Praxiserfahrungen und Zielkonflikte bei der
Gestaltung von Schichtarbeit wurden in einem Modellvorhaben des
Saarbrücker iso-Instituts zusammen mit vier Partnerunternehmen bearbeitet.
Auf einer öffentlichen Fachtagung bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin in Dortmund werden am 18. Juni 2019 die Ergebnisse des
Projekts "Gute Schichtarbeit" vorgestellt.

Wie bleiben Beschäftigte in Schichtarbeit langfristig gesund und
leistungsfähig? Für viele Unternehmen, vor allem aber für die in
Schichtarbeit tätigen Menschen wird dies zu einer wachsenden
Herausforderung. Denn langjährige Schichtarbeit ist für die Gesundheit der
Beschäftigten, aber auch für ihre Familien und das soziale Leben nach wie
vor besonders belastend. Angesichts älter werdender Belegschaften und
knapper Fachkräfte werden Prävention sowie die gesundheitsförderliche
Gestaltung von Schichtmodellen und Arbeitsumgebung zu wichtigen
Stellschrauben, um die Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten
zu erhalten. Nicht zuletzt hängen davon die Chancen der Unternehmen ab,
auch zukünftig ihre Personalbedarfe für einen effizienten Schichtbetrieb
sichern zu können.

Im INQA-Modellvorhaben "Gute Schichtarbeit in gesunden Organisationen"
(GuSagO) wurden mit namhaften Unternehmen aus Industrie und
Gesundheitssektor praxistaugliche Maßnahmen zur Prävention und zur
Bewältigung von Belastungen der Schichtarbeit entwickelt und erprobt. Auf
der Tagung stellen die beteiligten Partnerunternehmen ihre Erfahrungen und
Lösungen vor. Darüber hinaus werden im Rahmen der Veranstaltung aktuelle
Entwicklungen der Schichtarbeit sowie Zielkonflikte und Spannungsfelder
der Arbeitszeitgestaltung beleuchtet.

Die Veranstaltung findet am 18. Juni 2019 ab 13.00 Uhr in den Räumen der
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin in Dortmund statt. Die
Teilnahme ist kostenlos, eine Anmeldung wird erbeten  bei Hildegard
Brinkmann, Telefon +49 231 9071-2614, E-Mail: veranstaltungen@baua.bund.de


Originalpublikation:

Volker Hielscher, Elena Kreutzer, Ingrid Matthäi (2019): Schichtarbeit
unter Veränderungsdruck. Praxiserfahrungen - Herausforderungen - Zielkonflikte,
Nomos-Verlagsgesellschaft Baden-Baden. ISBN 978-3-8487-5913-2

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Link zum Programm:

https://www.baua.de/DE/Angebote/Veranstaltungen/Termine/2019/pdf/Programm-Schichtarbeit.pdf?__blob=publicationFile&v=2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1519

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Sozialforschung und Sozialwirtschaft e.V. (iso) - 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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LABEL/5095: Warner Music Klassik News - 22. Mai 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 22. Mai 2019



Zum 30. Todestag eines Barock-Rebells: Scott Ross und sein
Bach-Projekt

Lederjacke statt Frack, Boots statt Lackschuhe: Nicht nur wegen
seines Outfits, mit dem er sich auf vielen Fotos präsentierte, galt
der amerikanische Cembalist Scott Ross (1951-1989) als Rebell. Er war
auch als Interpret, als Pionier der historischen Aufführungspraxis im
frühen Digitalzeitalter, ein Klang-Aufrührer. Als Erster spielte er
das ganze halbe Tausend der Cembalosonaten von Domenico Scarlatti
ein. Am 13. Juni begeht die Musikwelt seinen 30. Todestag. Zu diesem
Anlass veröffentlichen wir seine Aufnahmen der Klavierwerke von
Johann Sebastian Bach. Mit dabei sind etliche CD-Premieren.

VÖ: 07. Juni 2019, 11 CDs 01290295458423


Die kurze Karriere eines Jahrhunderttalents: Ginette Neveu -
 sämtliche Aufnahmen neu remastered

Endlich war der Zweite Weltkrieg zu Ende, endlich war die Bahn frei
für Ginette Neveu - eine der größten Geigentalente in der ersten
Hälfte des 20. Jahrhunderts. Doch dann verhinderte ein
Flugzeugabsturz die Weltkarriere. Das Jahrhunderttalent starb 1949
zusammen mit dem Bruder Jean - als Pianist ihr Kammermusikpartner -
auf dem Weg zu einer USA-Tournee. Nur 30 Jahre alt wurde Ginette
Neveu, die vor 100 Jahren (11. August 1919) geboren wurde. Die
wenigen Aufnahmen ihrer kurzen Karriere bilden einen ganz besonderen
Schatz der Schallplattengeschichte. Jetzt erscheinen zum Jubiläum
ihre kompletten Studio-Produktionen im modernen Remastering in einer
4-CD-Box.

VÖ: 21. Juni 2019, 4 CDs 0190295490485


Alle Facetten einer großen Sängerinnenkarriere: Zum
achtzigsten Geburtstag von Brigitte Fassbaender

Wenn eine große Sängerin achtzig Jahre alt wird, dann schaut man
meist weit zurück in die Vergangenheit: Auf große Partien, auf
besondere Konzerte, auf den - meist Jahrzehnte zurückliegenden -
Abschied von der Bühne. Bei Brigitte Fassbaender, die am 3. Juli ihr
achtzigstes Lebensjahr vollendet, ist das anders: Sie hat zwar schon
1994 zum letzten Mal auf der Bühne gesungen, doch dann schloss sich
eine Karriere an, die bei anderen ein ganzes Leben füllt: als
Gesangspädagogin, als Regisseurin, als Libretto-Übersetzerin und
-Autorin und sogar als Malerin. Einen besonderen Schatz ihrer ersten
Laufbahn bilden die Einspielungen aus dem EMI-Archiv, die nun ihre
Wiederveröffentlichung erleben.

VÖ: 7. Juni 2019, 8 CDs 5099968296827


SHOWCASE CARLOS CIPA 

Retronyms, das dritte Album des Münchener Komponisten Carlos Cipa,
erscheint am 23. August. Nachdem auf den Vorgänger-Alben das Piano im
Zentrum von Cipas Schaffen stand, erweitert er auf Retronyms seinen
künstlerischen Ansatz ebenso wie sein musikalisches Farbspektrum um
ein Vielfaches. Auf acht Stücken bringt Cipa seinen Hintergrund als
klassisch ausgebildeter Pianist und Komponist ein, lässt aber genauso
sein Interesse für Pop, Jazz und elektronische Musik in all ihren
Facetten durchscheinen. Jeder Ton auf diesem Album ist genau
durchdacht und doch brilliert Retronyms durch eindringliche
Lebendigkeit.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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NACHLESE/034: 50 Jahre später ... Grateful Dead - Live-Dead (SB)


Wenn der schwarze Stern nach einem Leben voller magischer Momente und
lichterfüllter Visionen aufkommt und zerspringt, wenn seine Strahlen sich zu
Asche wandeln und jeder Sinn und Zweck zerreißt, wenn sich die angespannten
Kräfte verflüchtigen und ein trübes Licht in den Wolken der Täuschung nach einem
Durchlaß sucht, dann bleibt nichts mehr als der Schritt in die hereinbrechende
diamantene Nacht, der Grenze alles Vorstellbaren, lichtlos, raumlos und bar
aller Antworten.
 
Grateful Dead - Dark Star - in freier Improvisation des Originaltextes



Unter den US-Bands, die in der Hippie-Ära entstanden und die heute wie das ferne
Nachbeben einer gesellschaftlich wie kulturell umwälzenden Erschütterung nur
noch mit feinsten sensorischen Antennen in ihrer originären Relevanz zu
verstehen sind, sind The Grateful Dead zweifellos diejenigen, die das Bild einer
sich ständig auf Tour befindlichen Gemeinschaft von Musikern am glaubwürdigsten
erfüllen. Über 2300 Konzerte gab die meist in siebenköpfiger Formation
auftretende Gruppe im Verlauf ihrer von 1965 bis 1995 währenden Geschichte,
darunter viele, für die kein Eintritt genommen wurde. Da das zum Schluß gut 400
Titel umfassende Repertoire der Gruppe mit einem hohen Anteil an
Instrumentalimprovisationen auf jeweils unterschiedliche Weise gespielt wurde
und die Band das Publikum aufforderte, die bis zu vier Stunden dauernden
Konzerte mitzuschneiden, sammelte sich bald eine Schar begeisterter Fans, die
der Gruppe auch dann hinterherreisten, wenn sie auf anderen Kontinenten spielte. 
Die als Dead Heads, in loser Assoziation angelehnt an Acid Heads, bekannten
BegleiterInnen der Gruppe festigten den Ruf der kalifornischen Band, eine der
interessantesten, der Musik und nicht nur des Erfolgs wegen spielenden Bands der
USA zu sein.

Noch bevor die halluzinogene Substanz LSD 1966 in den USA verboten wurde,
reiste die Band mit dem Schriftsteller Ken Kesey und dessen Kommune mit einem
in psychedelische Farben getauchten Bus durch die Lande. Bei sogenannten
Acid-Tests, von bis zu 20.000 Menschen besuchten öffentlichen Happenings, wurde
LSD verteilt, getanzt, geredet, gemalt und Musik gemacht. Unter dem Einfluß der
für die Hippies wie ein Sakrament verehrten Droge kam es zu Erlebnissen
gemeinschaftlicher Art, die die Grenzen kleinfamiliärer Rituale und
gesellschaftlicher Ordnungsvorstellungen wirksam außer Kraft setzten. Diese
Experimente waren mitverantwortlich dafür wie Ausdruck dessen, daß in der
zweiten Hälfte der 1960er Jahre mehrere Millionen Menschen in den USA die Utopie
eines kollektiven, häufig ohne Privateigentum auskommenden und meist
naturverbundenen Lebens auf dem Lande wagten.

Orange Sunshine, Blue Cheer, Window Pane - die Namen für das meist auf
Löschblätter oder in Form winzig kleiner Pillen verabreichte Acid symbolisierten
eine Zeit, in der es nicht so viel Mut wie heute bedurfte, persönliche und
gesellschaftliche Grenzüberschreitungen zu wagen, die die Aufkündigung
gesellschaftlicher Überlebensgarantien und beruflicher Karrieren zugunsten eines
Lebens voller Ungewißheiten und Überraschungen zwingend zur Voraussetzung
hatten. Auf sogenannten Be-Ins wurden die Dimensionen der neuen psychedelischen
Kultur mit Filmen, Light-Shows, improvisierter Musik und frei erhältlichen
Halluzinogenen erforscht, was erhebliche Auswirkungen auf die künstlerische
Entwicklung der Epoche hatte. Zugleich kämpfte in den urbanen Zentren eine
linksradikale Bewegung, die im Falle der Black Panther wie eine
marxistisch-leninistische Kaderpartei organisiert und zudem bewaffnet war, gegen
Krieg, Rassismus und Kapitalismus.

So kurzlebig der Mythos einer frei und sofort verfügbaren sozialen Utopie
inmitten der fordistischen Industriegesellschaft der Vereinigten Staaten war und
so schnell der konsumistisch hocheffiziente Kapitalismus die vielfältige und im
politischen Sinne durchaus streitbare Hippie-Bewegung mit Flower Power-Zuckerguß
überzog, um sie als drogeninduzierte Seifenblase so hoch aufsteigen zu lassen,
daß sie platzen mußte und nicht wenige zerstörte Existenzen auf ihrer kurzen
Hochgeschwindigkeitsstrecke ließ, so groß war der Einfluß der MusikerInnen und
KünstlerInnen, die auf der kalifornischen Seite der 1960er Jahren groß geworden
sind, auf die Popkultur insgesamt.

Auf den Acid-Tests hatten The Grateful Dead den für sie typischen, gelösten und
fließenden Sound entwickelt, dessen kommunikative Freiheit Form wie Inhalt
bestimmte. So traten im Hintergrund weitgehend unbeachtet gebliebene
Rhythmusinstrumente wie Soloinstrumente hervor, und simple Lieder verwandelten
sich in einen vibrierenden Klangteppich. Dieses vielschichtige, teilweise aus
mehreren parallel gespielten Rhythmen gesponnene Gewebe wurde zum Markenzeichen
der psychedelischen kalifornischen Musik. In der Atmosphäre einer Generation im
Aufbruch entwickelte sich ein sehr spezifischer Sound, bei dem viel Wert darauf
gelegt wurde, die Distanz zwischen Bühne und Publikum so gering wie möglich zu
halten.

Die musikalische Verständigung mit den anderen Bandmitgliedern befruchtete die
ausladenden Improvisationen, die um bekannte, zum Teil den Liedern des
amerikanischen Westens entnommene Songstrukturen kreisten. Technischen
Innovationen nicht abgeneigt verwendeten The Grateful Dead auf ihren Konzerten
schon früh ein ausgetüfteltes Sound System, das der legendäre
Undergroundchemiker Owsley Stanley konstruiert hatte, der die Gruppe in ihren
Anfängen mit dem Geld, das er aus dem Verkauf des von ihm produzierten LSD
erzielte, finanzierte.

Jerry Garcia, Leadgitarrist und Sänger der Gruppe, erklärte am Beispiel seines
Zusammenspiels mit Schlagzeuger Bill Kreutzmann und Bassist Phil Lesh, wie der
Prozeß der Improvisation verlief:

Wir versuchen, von den Sololinien wegzukommen. Nach der Standardroutine haben
 diese Mitglieder zu begleiten, und jenes hat zu führen. Wir suchen dagegen
 gemeinsame Musik, aber nicht in der Art des Dixieland. Etwas anderes, über
 das wir noch nichts wissen. Bill zum Beispiel spielt ein wenig mit jedermann. 
 Wenn ich eine Linie spiele, weiß er genug über die Art und Weise meines
 Spielens und Denkens, da wir ja die ganze Zeit zusammen gespielt haben; er
 kann also gewöhnlich die Art und Weise, wie ich mir die Linie vorstelle,
 vorhersehen. So ist er eine großartige rhythmische Verstärkung für jede
 Figur, die ich spielen kann, gleichgültig, wie sie weitergeht. Er spielt auch
 wunderbar mit Phil, unserem Bassisten. In einer Standard-Rock'n-Roll-Band
 arbeiten Baß und Schlagzeug im allgemeinen wie eine Einheit zusammen. 
 Motown-Schallplatten sind dafür das eindrucksvollste Beispiel. Es gibt immer
 nur einen Weg, eine rhythmische Situation zu beschreiben. Wir versuchen
 dagegen, dorthin zu gelangen, wo der Rhythmus mehr einbezogen und weniger
 offensichtlich ist. Wo er immer da und schwer genug ist, daß man auf ihm
 Tanzen kann, ohne daß jeder im Zweier- und Vierertakt spielen muß. Daß also
 etwas anderes passiert. [1] 



Der 1942 in San Francisco geborene Jerry Garcia ist der nebligen Hafenstadt am
Pazifik immer treu geblieben. Gitarre lernte er zuerst als Autodidakt, wobei er
wie so viele seiner Kollegen Chuck Berry nacheiferte, erst später ließ er sich
von anderen Musikern musikalisches Basiswissen beibringen. Nach einer
zweijährigen Phase, in der er Rock 'n' Roll spielte, wandte er sich dem Folk zu
und erlernte das Fingerpicking. Nun folgte eine Zeit der intensiven
Beschäftigung mit Country und weiß eingefärbtem Gospel, was darin mündete, daß
er zum Banjo griff und drei Jahre lang in einer Bluegrassband spielte.

Mit Bob Weir traf Garcia auf einen Musiker, der seine Vorliebe für Folk und
Bluegrass teilte. Sie gründeten eine Jug Band, die eine dem europäischen Skiffle
ähnliche Musik machte, in der Jerry Banjo und Bob Gitarre spielte. Als nächstes
stieß Ron "Pigpen" McKernan zu ihnen, der mit seiner Vorliebe für Lightning
Hopkins den Rythm & Blues in die Band einbrachte. Mit dem Bassisten Phil Lesh,
der vom Jazz kam und ein Faible für moderne Zwölftonmusik hatte, und den
Schlagzeugern Bill Kreutzman und Mickey Hart wurden The Grateful Dead 1965 im
kalifornischen Palo Alto offiziell gegründet. Bis auf den 1973 verstorbenen
McKernan bildeten sie für drei Jahrzehnte den Nukleus einer bis zu 70 Personen
umfassenden Gemeinschaft, die teilweise zusammen lebten und eine eigene
Produktionsfirma betrieben.

Das zwischen Ende Januar und Anfang März 1969 im Fillmore West und Avalon
Ballroom in San Francisco aufgenommene Doppelalbum Live/Dead markiert den
kreativen Höhepunkt der psychedelischen Phase der Band. Zu der Zeit war
Keyboarder Tom Constanten erst einige Monate Mitglied der Gruppe. Seine in
Konzeptmusik verankerte Ideen vertrugen sich nicht mit der
Improvisationsauffassung der anderen Musiker, so daß er die Band 1970 wieder
verließ, doch auf Live/Dead spielt er einen für den Gesamteindruck des Albums
wichtigen und unverzichtbaren Part.

Das 23minütige, nur sparsam mit Textelementen versehene, dafür aber mit damals
nie gehörten Tonfolgen aufwartende Stück Dark Star nimmt die ganze erste
Plattenseite ein. Es bringt die dunklen Horizonte imaginativer Klangwelten auf
eine Weise hervor, die das Stück zur sinnstiftenden Hymne vieler Hippies machte. 
Das wenn nicht im All, dann sicher nicht auf der Erde beheimatete Werk war der
Höhepunkt vieler Konzerte und stetiger Anlaß darüber zu diskutieren, welche der
verschiedenen Versionen die Verheißungen, auf Trip zu gehen, wie es damals hieß,
am authentischsten verkörpert.

Auf den Seiten 2 und 3 wird ein optimistischer, freudiger, ja euphorischer Ton
angeschlagen. Auch St. Stephen, The Eleven und Turn On Your Love Light gehören
zu den Klassikern der Band in ihrer frühen Ära, die den Anspruch auf freie Form
mit zum Teil recht dissonanten Klangexkursionen vollständig erfüllte. Death
Don't Have No Mercy, ein nicht nur Ohnmacht beklagender, sondern deren
Überwindug einklagender Blues von Reverend Gary Davis nimmt die ersten 10,5
Minuten von Seite 4 ein. Feedback kann, wie der programmatische Titel sagt, als
fast achtminütiger Abgesang auf die industrielle Zivilisation gehört werden. Das
paßt auch deshalb gut, weil das Kalifornien der Grateful Dead heute als Wiege
des digitalen Zeitalters glorifiziert wird, allerdings ohne die Scheuklappen
abzunehmen, die erkennen ließen, daß dessen dystopische Wirklichkeit alles
überholt, was schon damals zu befürchten war. In weniger als einer Minute
beschließt das Gutenachtlied And We Bid You Goodnight das Album mit einer
versöhnlichen Note, der, wenn man will, das Subversive der Botschaft durchaus
anzuhören ist.

Live/Dead war eine Offenbarung und wurde zu dieser Zeit als solche erlebt. In
den Worten des bis heute als verschollen geltenden Musikjournalisten,
Produzenten und LSD-Missionars Rolf-Ulrich Kaiser kann nachempfunden werden, mit
welcher Emphase Musikfans damals vom Gegenstand ihrer Inspiration schwärmen
konnten:

Live/Dead bringt die Botschaft von der Idee des Menschen und von seiner
 Gemeinschaft in der hellsten und leuchtendsten Farbe. Auf diesem Album ist
 die Gruppe der Trip selbst. Sie erzählt nicht von der Reise; das ist unsere
 Deutung; sie ist die Reise. Nur wer mit einsteigt und mitmacht, ist die
 Reise. [2]




Fußnoten:

[1] Rolf Ulrich-Kaiser: Rock-Zeit, Düsseldorf 1972, S. 90

[2] a.a.O., S. 91
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9073: Aus aller Welt - 22.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tote und Verletzte bei Straßenkämpfen in Jakarta

In der indonesischen Hauptstadt Jakarta ist es nach der Wiederwahl
von Präsident Joko Widodo zu schweren Straßenprotesten gekommen. Wie
der Gouverneur der Hauptstadt, Anies Baswedan, am Mittwoch mitteilte,
habe es bei Zusammenstößen zwischen Anhängern der Opposition und
Sicherheitskräften sechs Tote und 200 Verletzte gegeben. Auslöser der
Proteste sind Vorwürfe des unterlegenen Gegenkandidaten Prabowo
Suhanto, die Wahl Mitte April sei manipuliert worden. Die
Wahlkommission weist dies zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9073: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Polizei erschießt 34jährigen in Hamburg

Bei einem Polizeieinsatz im Hamburger Stadtteil Hausbruch haben
Beamte einen Mann in seiner Wohnung erschossen. Nach Angaben einer
Behördensprecherin soll der 34jährige seine 32 Jahre alte Ehefrau und
deren Kleinkind mit einem Messer bedroht haben. Beim Eintreffen der
alarmierten Polizisten habe der Mann auch die Beamten mit dem Messer
bedroht. Daraufhin seien Schüsse gefallen. Weitere Details zu dem
Vorfall wurden nicht genannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9070: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehreinsatz im Kosovo um ein Jahr verlängert

Das Bundeskabinett hat die Verlängerung des KFOR-Einsatzes der
Bundeswehr im Kosovo beschlossen. Der Bundestag muß dem noch
zustimmen. Das neue Mandat sieht eine Senkung der Personalobergrenze
von 800 auf 400 Soldaten vor. Derzeit sind 68 Bundeswehrangehörige
auf dem westlichen Teil der Balkanhalbinsel im Einsatz. Die
Kosovo-Truppe konzentriert sich auf die Überwachung der Entwicklung
von Sicherheitsstrukturen. Ihr Hauptquartier befindet sich in der
Hauptstadt Pristina.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9072: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



CDU-Generalsekretär kritisiert SPD-Konzept zur Grundrente

Die Union hat den Gesetzentwurf von Bundesarbeitsminister Hubertus
Heil (SPD) für die Grundrente scharf kritisiert. Der Generalsekretär
der CDU, Paul Ziemiak, sprach von Luftbuchungen und sagte, das
Konzept werde so nie den Bundestag passieren. Er forderte Heil auf,
die Vorlage zu überarbeiten. Zugleich erneuerte Ziemiak die
Unionsforderung nach einer Bedürftigkeitsprüfung. Der Arbeitsminister
lehnt diese bislang ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9071: Tragisches und Kurioses - 22.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Kinder ertrinken im Gartenteich

Im niedersächsischen Heere sind zwei Jungen im Alter von vier und
sieben Jahren in einem Gartenteich ertrunken. Die Behörden in
Salzgitter gehen von einem Unglück aus. Die Kinder konnten nicht
schwimmen. Die beiden Cousins waren am Dienstag als vermißt gemeldet
worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8156: Aus Forschung und Technik - 22.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indien startet Allwetter-Satellit RISAT 2B

Eine indische Trägerrakete vom Typ PSLV-C46 hat in der Nacht zum
Mittwoch einen Radarbeobachtungssatelliten erfolgreich in eine
Erdumlaufbahn gebracht. Wie die Indian Space Research Organisation
(ISRO) mitteilte, erfolgte der Start vom Raumflugzentrum Satish
Dhawan in Sriharikota im Bundesstaat Andhra Pradesh. Bei der Nutzlast
handelt es sich um den Satelliten RISAT-2B (Radar Imaging
Satellite-2B) mit einer Startmasse von 615 Kilogramm. Nach
fünfzehnminütiger Flugzeit trennte sich das Raumfahrzeug von der
Rakete. Ausgestattet mit X-Band-Radargeräten kann RISAT-2B die Erde
Tag und Nacht bei jedem Wetter beobachten. Der Satellit wird vor
allem militärische Aufgaben übernehmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8169: Aus aller Welt - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Bundesstaat Washington erlaubt Kompostierung von Leichnamen

Im US-Bundesstaat Washington tritt in einem Jahr ein Gesetz in Kraft,
wonach die Kompostierung von Leichnamen erlaubt ist. Der
demokratische Gouverneur Jay Inslee sagte bei der Unterzeichnung der
Novelle am Dienstag, das Kompostieren sei umweltfreundlicher und
kostengünstiger als die Erdbestattung. Die Kompostierung der Leichen
wird das gemeinnützige Start-up Recompose aus Seattle durchführen.
Das Unternehmen hat die erste Kompostierungseinrichtung entwickelt.
Für die Kompostierung werden die Toten in Behälter voll Stroh,
Holzspänen und Schneckenklee gelegt. Unter Sauerstoffzufuhr zersetzen
Mikroorganismen die Leichname binnen 30 Tagen. Übrig bleibt rund ein
Kubikmeter Kompost, den die Angehörigen der Verstorbenen nach ihren
Wünschen verwenden können. Recompose hat das Verfahren in
Zusammenarbeit mit der Washington State University aus der seit
Jahrzehnten in der Landwirtschaft eingesetzten Kompostierung von
Tierkadavern entwickelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8128: Medizin und Gesundheitswesen - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Fast 10.000 Masernfälle seit 2001

In den letzten zehn Jahren sind in Deutschland 9.907 Masernfälle
registriert worden. Die meisten Fälle, nämlich 2.465, wurden dem
Deutschen Ärzteblatt zufolge 2015 an das Robert-Koch-Institut (RKI)
übermittelt. Insbesondere der Anteil der Masernfälle bei Erwachsenen
stieg seit 2001 von zwölf Prozent auf 47 Prozent im Jahr 2018. Vor
dem Hintergrund, daß die Masernimpfpflicht zum 1. März 2020 in Kraft
treten soll, hatte die FDP-Fraktion eine Kleine Anfrage an die
Bundesregierung gestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8157: Kriminalität und Rechtsprechung - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Razzien im Umfeld von Al-Salam-313 in NRW

Polizei in Nordrhein-Westfalen hat am Mittwochmorgen im Zusammenhang
mit der irakischen Rockergruppe Al-Salam-313 Razzien in zwölf Städten
durchgeführt. 49 Objekte wurden zum Teil von Spezialeinsatzkräften
durchsucht. Das berichtete Innenminister Reul am Mittag in
Düsseldorf. An der Aktion waren rund 800 Beamte beteiligt. Sie
beschlagnahmten Falschgeld, Drogen, Datenträger und Handys. Als
verdächtig unter anderem wegen Waffenhandels und
Schleuserkriminalität gelten 34 Personen aus dem Umfeld der
Organisation. Sie stammen zumeist aus dem Irak und aus Syrien. Eine
Person wurde festgenommen, wie eine Sprecherin der Essener Polizei
erklärte. Federführend bei den Razzien waren die Staatsanwaltschaft
und die Polizei von Essen.
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KULTUR/8080: Sprache, Kunst und Medium - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutschsprachiger Karikaturenpreis feiert 20. Jubiläum

Zum 20. Mal wurde der Deutsche Karikaturenpreis ausgerufen. Bis zum
15. August können alle, die sich berufen fühlen, bis zu vier Arbeiten
zum diesjährigen Thema "Prima Klima" einreichen.

Die Zeichner werden aber nicht auf das Wetter beschränkt, sie könnten
sich auch "gern zwischen die Fronten begeben - sei es zwischen die
Wetterfronten oder die zwischenmenschlichen Gräben", teilte die
"Sächsische Zeitung" als Mitveranstalter in Dresden mit.

Die vier Jury-Preise sind mit insgesamt 11.000 Euro dotiert. Darüber
hinaus bestimmt das Publikum die beste Newcomerin/den besten
Newcomer.

Die Übergabe der "Geflügelten Bleistifte" findet am 17. November im
Dresdner Schauspielhaus statt.
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MILITÄR/8147: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Außenamt in Washington ermittelt zu Chlorgaseinsatz in Syrien

Das US-Außenministerium geht Hinweisen auf den Einsatz von Chlorgas
im syrischen Bürgerkrieg nach. Syrisches Militär hat am vergangenen
Sonntag im Kampf gegen Aufständische möglicherweise das Gas
eingesetzt. Die Sprecherin des Statedepartments in Washington, Morgan
Ortagus, drohte am Dienstag der syrischen Regierung mit einer
angemessenen Antwort der USA und ihrer Verbündeten, sollte sich der
Verdacht bestätigen. Russische Militärs hatten unter Berufung auf
gefangene, Al-Kaida nahestende Milizen von dem Plan berichtet,
Chemiewaffenangriffe zu fingieren und den syrischen Streitkräften in
die Schuhe zu schieben. Ortagus sprach in dem Zusammenhang von einer
permanenten Desinformationskampagne, um andere Gruppen als die
Truppen von Präsident Assad fälschlicherweise des Einsatzes von
Chemiewaffen zu bezichtigen.
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POLITIK/8161: Aus Parlament und Gesellschaft - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



OECD-Prinzipien für Künstliche Intelligenz

Die Mitgliedstaaten der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) haben sich auf ihrer
Jahrestagung am Mittwoch in Paris mit sechs weiteren Ländern auf
Leitlinien für den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI)
verständigt. Diese sollen den Vorteilen der Technologie Rechnung
tragen sowie den Ängsten und ethischen Bedenken ihr gegenüber. Die
OECD schlägt unter anderem vor, laufend die von KI ausgehenden,
potentiellen Risiken zu untersuchen. Zu den 42 Unterzeichnern der
Leitlinien gehören Deutschland und eine Reihe von EU-Staaten. Die
abgesprochenen fünf Grundprinzipien sind rechtlich nicht
verbindlichen. Laut OECD soll KI Wohlstand, nachhaltige Entwicklung
und gute Lebensbedingungen aller Menschen fördern. Bei der
Entwicklung von KI-Systemen sollen Gesetze, Menschenrechte,
demokratische Werte und Gleichberechtigung Vorrang haben, wobei immer
Menschen die Maschinen stoppen können sollen. Die Menschen sollen
transparent über KI aufgeklärt werden. KI-Systeme sollen während
ihrer Einsatzzeit sicher sein und hinsichtlich eventueller Risiken
kontinuierlich überwacht werden. Die Verantwortung für KI-Systeme
soll bei den Organisationen und Einzelpersonen liegen, welche sie
entwickelt haben. Die Regierungen der Unterzeichnerstaaten sind unter
anderem gehalten, diese Prinzipien möglichst weltweit durchzusetzen.
Die OECD begleitet die Entwicklung mit ihrem
"KI-Politik-Observatorium" wissenschaftlich.
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SONSTIGES/8130: Tragisches und Kurioses - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Zwei Brüder "spielen" fahrerlosen Autoverkehr

Zwei 13 und 14 Jahre alte Jungs haben auf einer Gaspipeline-Baustelle
an der B110 zwischen Anklam und Stolpe die Ära fahrerloser Fahrzeuge
auf ihre Weise eingeläutet, als sie auf einem verwaisten
Tiefbaugelände einen Traktor und einen Kleintransporter starteten, das
Gaspedal blockierten und dann von den Fahrzeugen absprangen.

Laut NDR1 Welle Nord fraßen sich der Rohrleger und ein Schweißbagger
irgendwann im Sand fest. Obendrein beschädigten die Jungen weitere
Baufahrzeuge mit einem Hammer. Die beiden Brüder wurden aber von
Polizisten erwischt, nachdem Autofahrer die herumkurvenden
Transportfahrzeuge bemerkt hatten.
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SOZIALES/8158: Arbeit, Soziales und Familie - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Tausende Frauen in den USA beenden Schwangerschaft medikamentös

Seit Oktober vergangenen Jahres haben sich in den USA monatlich rund
4200 Frauen an die Organisation Aid Access mit der Bitte um
Abtreibungspillen gewandt. Ein Jahr zuvor waren es durchschnittlich
600 Frauen gewesen, die eine ungewollte Schwangerschaft medikamentös
beenden wollten. Das meldete der Deutschlandfunk am Mittwoch mit
Verweis auf den britischen Guardian, der sich seinerseits auf Aid
Access beruft. Die Organisation führt die Entwicklung auf die
Verschärfung der Abtreibungsgesetze in mehreren Bundesstaaten der USA
zurück.
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UMWELT/8139: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Umwelthilfe fordert Pfand auf Kaffeebechern

Coffee-to-go ist heute allgegenwärtig. Morgens kann man den Weg zur
Arbeit nicht mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurücklegen, ohne auf
Menschen mit entsprechenden Bechern in der Hand zu treffen. Nicht
weniger als 2,8 Milliarden Einweg-Becher vor allem für Kaffee werden
im Jahr in Deutschland verbraucht. Das belastet die Umwelt. Daher
fordert die Deutsche Umwelthilfe (DUH) laut n-tv.de ein bundesweites
Pfandsystem für Mehrwegbecher, an dem sich auch die großen
Kaffeeketten beteiligen sollen.
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WIRTSCHAFT/8146: Märkte und Finanzen - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



RMV plant größte Flotte von Brennstoffzellenzügen der Welt

Der Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV) plant für vier
Regionalbahnstrecken im Taunus den Einsatz von Zügen mit
Brennstoffzellen. RMV hat über seine Tochter Fahma beim
deutsch-französischen Zughersteller Alstom in Salzgitter 27
Brennstoffzellenzüge bestellt. Die elektrischen Züge tanken
Wasserstoff, der bei der Chlor-Produktion im Industriepark Höchst
anfällt, ohne energieaufwendig hergestellt werden zu müssen. Für den
Bau der Wasserstofftankstelle hält sich der Industrieparkbetreiber
Infraserv bereit. Das Gesamtpaket einschließlich Instandhaltung über
25 Jahre und Reservezügen hat ein Volumen von rund 500 Millionen Euro.
Europäische Union und Bund unterstützen das Vorhaben finanziell. Die
beteiligten Unternehmen sprachen am Dienstag von der weltweit größten
Flotte an Brennstoffzellenzügen.
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WISSENSCHAFT/8162: Aus Forschung und Technik - 22.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Gesichtserkennungs-App für Pandas

Chinesische Wissenschaftler haben angekündigt, daß eine App zur 
Gesichtserkennung Artenschützern künftig helfen soll, Pandas zu 
identifizieren und mehr über das Leben und Verhalten der stark 
bedrohten Bärenart zu erfahren. Durch die Analyse von 120.000 Bildern 
und 10.000 Videos von Pandas sehen sich die Wissenschaftler dpa 
zufolge in der Lage, ihr Vorhaben durchzuführen. Das scheint dringend 
notwendig zu sein. Denn weltweit gibt es nur 550 Pandas in 
Gefangenschaft - etwa in Zoos - und etwas weniger als 2000 Pandas, 
die wild vor allem in den chinesischen Provinzen Sichuan und 
Shaanxi leben. Datenschützer wenden allerdings ein, daß das 
Panda-Erkennungsprogramm auch beim Menschen für eine Totalüberwachung 
eingesetzt werden kann. Dabei gibt es schon jetzt Überwachungskameras, 
die Passanten per Gesichtserkennung orten können. Auch setzen 
Flughäfen, Universitäten und Restaurants Gesichtserkennung beim 
Einchecken, Einlaß oder zum Bezahlen ein.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/678: Planetologen erklären, wie die Entstehung des Mondes Wasser auf die Erde brachte (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 20.05.2019

Planetologen erklären, wie die Entstehung des Mondes Wasser auf die Erde
brachte



Als einziger terrestrischer Planet besitzt die Erde eine große Menge an
Wasser und einen relativ großen Mond, der die Erdachse stabilisiert. Beide
sind essentiell, damit sich Leben auf der Erde entwickeln konnte.
Planetologen der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster konnten nun
erstmals zeigen, dass das Wasser mit der Entstehung des Mondes vor
ungefähr 4,4 Milliarden Jahren auf die Erde gekommen ist. Die Ergebnisse
sind in der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins "Nature Astronomy"
veröffentlicht.




[image: Bild: © NASA Goddard]

Die aufgehende Erde aus Mondperspektive

Bild: © NASA Goddard



Die Erde ist einzigartig in unserem Sonnensystem: Als einziger
terrestrischer Planet besitzt sie eine große Menge an Wasser und einen
relativ großen Mond, der die Erdachse stabilisiert. Beide sind essentiell,
damit sich Leben auf der Erde entwickeln konnte. Planetologen der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU) konnten nun erstmals
zeigen, dass das Wasser mit der Entstehung des Mondes vor ungefähr 4,4
Milliarden Jahren auf die Erde gekommen ist. Der Mond bildete sich durch
den Einschlag eines etwa Mars-großen Körpers - auch Theia genannt - auf
der Erde. Bisher waren Experten davon ausgegangen, dass Theia im inneren
Sonnensystem nahe der Erde entstanden ist. Die münsterschen
Wissenschaftler können jetzt zeigen, dass Theia aus dem äußeren
Sonnensystem kommt, von wo der Protoplanet große Mengen Wasser mit auf die
Erde brachte. Die Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe des
Fachmagazins "Nature Astronomy" veröffentlicht.

Vom äußeren in das innere Sonnensystem

Da die Erde sich im wasserarmen inneren Sonnensystem gebildet hat, könnte
man erwarten, dass sie trocken ist. Um zu verstehen, warum es dennoch
Wasser auf der Erde gibt, muss man sich auf eine Reise in die
Vergangenheit begeben, als das Sonnensystem vor ungefähr viereinhalb
Milliarden Jahren entstanden ist. Frühere Studien haben ergeben, dass
sogenannte 'kohlige' Meteorite aus dem äußeren Sonnensystem stammen,
wohingegen 'nicht-kohlige' Meteorite aus dem inneren Sonnensystem kommen.

Kohlige Meteorite sind relativ wasserreich und Studien haben gezeigt, dass
das Wasser auf der Erde wahrscheinlich von diesen Körpern stammt. Es war
aber bisher unbekannt, wann und wie dieses kohlige Material - und damit
das Wasser - auf die Erde gekommen ist. "Wir haben Molybdän-Isotope
benutzt, um diese Frage zu beantworten. Die Molybdän-Isotope ermöglichen
uns, kohliges und nicht-kohliges Material klar zu unterscheiden - sie
stellen sozusagen einen genetischen Fingerabdruck von Material aus dem
äußeren und inneren Sonnensystem dar", erklärt Dr. Gerrit Budde vom
Institut für Planetologie der WWU und Erstautor der Studie.

Die Messungen der münsterschen Planetologen zeigen, dass die
Molybän-Isotopie der Erde zwischen der der kohligen und nicht-kohligen
Meteorite liegt. Ein Teil des irdischen Molybdäns stammt daher aus dem
äußeren Sonnensystem. Die chemischen Eigenschaften von Molybdän spielen in
diesem Zusammenhang eine Schlüsselrolle, weil sich Molybdän als
Eisen-liebendes Element zum Großteil im Erdkern befindet. "Das Molybän,
welches heute zugänglich ist, stammt daher aus den späten Stadien der
Erdentstehung, während das Molybdän aus früheren Phasen im Erdkern ist",
erklärt Dr. Christoph Burkhardt, Zweitautor der Studie. Die Ergebnisse der
Wissenschaftler zeigen daher erstmals, dass kohliges Material aus dem
äußeren Sonnensystem erst spät auf die Erde gekommen ist.

Die Wissenschaftler gehen aber noch einen Schritt weiter. Sie zeigen, dass
der Großteil des Molybdäns im Erdmantel durch den Protoplaneten Theia
geliefert wurde, dessen Kollision mit der Erde vor 4,4 Milliarden Jahren
zur Entstehung des Mondes geführt hat. Da aber ein Großteil dieses
Molybdäns aus dem äußeren Sonnensystem stammt, bedeutet dies, dass Theia
selbst auch aus dem äußeren Sonnensystem stammt. Die Kollision reichte
nach Einschätzungen der Wissenschaftler aus, um ausreichend kohliges
Material auf die Erde zu bringen, das für die gesamte Menge an Wasser auf
der Erde verantwortlich ist. "Unser Ansatz ist einzigartig, weil er uns
erstmalig erlaubt, die Herkunft des Wassers auf der Erde mit der
Entstehung des Mondes in Verbindung zu bringen. Vereinfacht könnte man
sagen, ohne Mond kein Leben auf der Erde", sagt Prof. Dr. Thorsten Kleine,
Professor für Planetologie an der WWU.

Die Arbeit entstand im Rahmen des Sonderforschungsbereich/Transregio (TRR)
170 "Late accretion onto terrestrial planets" ("Spätes Wachstum
erdähnlicher Planeten") und wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
sowie dem europäischen Forschungsrat (ERC, contract 616564) unterstützt.


Originalpublikation:

Gerrit Budde, Christoph Burkhardt und Thorsten Kleine (2019):

Molybdenum isotopic evidence for the late accretion of outer Solar System
material to Earth.

Nature Astronomy,

doi: 10.1038/s41550-019-0779-y.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/398: Stellarer Paartanz mit dramatischem Ende (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 21.05.2019

Stellarer Paartanz mit dramatischem Ende



Astrophysiker der Universität Bonn haben zusammen mit Kollegen aus Moskau
ein ungewöhnliches Himmelsobjekt identifiziert. Es handelt sich vermutlich
um das Produkt der Fusion zweier "Stern-Leichen". Nach einem
Jahrmilliarden dauernden Paartanz sind diese so genannten weißen Zwerge
miteinander verschmolzen. In Kürze könnte nun ihre Entwicklung endgültig
enden - mit einem gewaltigen Knall. Die Forscher stellen ihre Ergebnisse
jetzt in der Zeitschrift Nature vor.

Entdeckt wurde das extrem seltene Fusions-Produkt von Wissenschaftlern der
Universität Moskau. Sie hatten auf Teleskop-Aufnahmen einen Gasnebel
ausgemacht, in dessen Zentrum sich ein heller Stern befindet.
"Erstaunlicherweise emittierte das Gebilde jedoch fast ausschließlich
Infrarot-Strahlung und kein sichtbares Licht, wie die Aufnahmen unseres
Moskauer Kollegen Vasilii Gvaramadze zeigen?, erklärt Dr. Götz Gräfener
vom Argelander-Institut für Astronomie (AIfA) der Universität Bonn. "Das
sprach bereits für eine ungewöhnliche Entstehungsgeschichte."

In Bonn wurde das Spektrum der von Nebel und Stern ausgesandten Strahlung
detailliert analysiert. Auf diese Weise konnten die AIfA-Forscher zeigen,
dass das rätselhafte Himmelsobjekt weder Wasserstoff noch Helium enthielt.
Eine Eigenschaft, die für weiße Zwerge typisch ist: Sonnenähnliche Sterne
erzeugen ihre Energie durch die Fusion von Wasserstoff-Kernen. Wenn der
Wasserstoff verbraucht ist, nutzen sie Helium als Brennstoff. Noch
schwerere Elemente können sie jedoch nicht fusionieren - ihre Masse reicht
nicht aus, um die dazu nötigen hohen Drücke und Temperaturen zu erzeugen.
Sobald das Helium aufgebraucht ist, verlöschen sie und kühlen ab. Sie sind
dann weiße Zwerge.

Normalerweise ist ihre Geschichte damit zu Ende. Nicht jedoch bei J005311
- so haben die Wissenschaftler ihren Fund im Sternbild Cassiopeia, 10.000
Lichtjahre von der Erde entfernt, getauft. "Wir vermuten, dass sich dort
vor vielen Milliarden Jahren in enger Nachbarschaft zwei weiße Zwerge
gebildet haben", erklärt Prof. Dr. Norbert Langer vom AIfA. "Diese
umkreisten einander und erzeugten dabei exotische Verzerrungen der
Raumzeit, so genannte Gravitationswellen." Bei diesem Vorgang büßten sie
nach und nach Energie ein. Im Gegenzug wurde der Radius ihres Paartanzes
immer kleiner, bis sie schließlich verschmolzen.

Nur fünf dieser Objekte in der gesamten Milchstraße

Nun reichte ihre Gesamtmasse aber aus, um auch schwerere Elemente als
Wasserstoff oder Helium zu fusionieren. Das Sternenfeuer glomm also wieder
auf. "Ein solches Ereignis ist extrem selten", betont Gräfener. "In der
ganzen Milchstraße gibt es vermutlich nicht einmal ein halbes Dutzend
solcher Objekte, und wir haben eines davon entdeckt."

Ein extremer Glückstreffer also. Dennoch sind die Forscher davon
überzeugt, dass sie mit ihrer Interpretation richtig liegen. Zum Einen
leuchtet der Stern im Zentrum des Nebels 40.000 Mal so hell wie die Sonne,
weit heller, als es ein einzelner weißer Zwerg könnte. Zudem deuten die
Spektren darauf hin, dass J005311 einen extrem starken Sternwind hat - das
ist der Materiestrom, der von seiner Oberfläche ausgeht. Sein Motor ist
die Strahlung, die beim "Brennvorgang" entsteht. Der Wind in J005311 ist
aber mit einer Geschwindigkeit von 16.000 Kilometern pro Sekunde so
schnell, dass dieser Faktor allein nicht ausreicht, ihn zu erklären.
Verschmolzene weiße Zwerge weisen jedoch ein sehr starkes rotierendes
Magnetfeld auf. "Unsere Simulationen zeigen, dass dieses Feld wie eine
Turbine wirkt, die den Sternwind zusätzlich beschleunigt", sagt Gräfener.

Das Wiederaufflackern von J005311 wird übrigens wohl nicht von langer
Dauer sein. Bald wird der Stern alle Elemente zu Eisen verbrannt haben und
dann erlöschen. Da seine Masse durch die Verschmelzung der zwei weißen
Zwerge auf mehr als das Doppelte der Sonne angestiegen ist, wird ihn dann
ein besonderes Schicksal ereilen: Unter dem Einfluss seiner eigenen
Gravitation wird der Stern in sich zusammenfallen. Dabei fusionieren die
Elektronen und Protonen seiner Materie zu Neutronen. Der resultierende
Neutronenstern hat nur noch einen Bruchteil seiner vorherigen Ausdehnung -
er misst dann ein paar Kilometer im Durchmesser, wiegt aber weit mehr als
das gesamte Sonnensystem.

Ganz ohne Trommelwirbel wird sich J005311 allerdings nicht verabschieden:
Der Kollaps wird vermutlich von einem gewaltigen Knall begleitet, einer so
genannten Supernova-Explosion.


Originalpublikation:

Vasilii V. Gvaramadze, Götz Gräfener, Norbert Langer, Olga V. Maryeva,
Alexei Y. Kniazev, Alexander S. Moskvitin & Olga I. Spiridonova:

A massive white-dwarf merger product before final collapse;

Nature,

https://doi.org/10.1038/s41586-019-1216-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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ZOOLOGIE/1638: Namenlose Fliegen (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 21.05.2019

Namenlose Fliegen



Unsere heimischen Fliegen und Mücken zählen mit knapp 10.000 bekannten
Arten zu einer der vielfältigsten Insektengruppen in Deutschland. Von
5.200 nun genetisch erfassten Arten dieser Gruppe konnte für über die
Hälfte noch kein wissenschaftlicher Name zugeordnet werden. Die Ergebnisse
ihrer Studie haben Forscher der Zoologischen Staatssammlung München
(SNSB-ZSM), des Museum Alexander Koenig in Bonn (ZFMK) und der University of
Guelph, Kanada in der biologischen Fach-zeitschrift Molecular Ecology
Resources veröffentlicht.




[image: Bild: © ZFMK, Bonn - GBOL - German Barcode of Life]

Exemplar von Cephalia rufipes aus der Gruppe der Schmuckfliegen, das
im Rahmen des "German Barcode of Life" Projekts genetisch erfasst
wurde.

Bild: © ZFMK, Bonn - GBOL - German Barcode of Life



Im Rahmen ihrer rund 10 Jahre andauernden Studie analysierten die
Wissenschaftler insgesamt 45.000 sogenannte Zweiflügler (Diptera) aus
Deutschland, zu denen Fliegen und Mücken gehören - mit einem
überraschenden Ergebnis! Insgesamt wurden aus den Proben mittels
DNA-Barcoding 5.200 verschiedene genetische Linien (sogenannte DNA Barcodes)
ermittelt. Rund 2.500 davon konnten als bereits bekannte Arten
identifiziert werden. Jedoch konnte für circa die Hälfte der genetischen
Kennsequenzen kein wissenschaftlicher Artname zugeordnet werden. Die
Wissenschaftler sprechen von sogenannten "Dark Taxa" - Arten, die entweder
noch keinen Namen haben oder deren Identifikation extrem schwierig ist.

Grundsätzlich ist die Gruppe der Diptera unter den Insekten die
artenreichste Ordnung in Deutschland. Die meisten Arten sind allerdings
sehr klein und unscheinbar und selbst für Experten anhand ihrer äußeren
Merkmale nur sehr schwer zu bestimmen. "Uns fehlen weltweit die Fachleute
für diese Insektengruppe," erklärt Jérôme Morinière, von der Zoologischen
Staatssammlung München (SNSB-ZSM) und Erstautor der Studie, "Wir hoffen
nun, genug Diptera-Experten zu finden, die diese vielen unbekannten Arten
bestimmen oder neu beschreiben können."




[image: Bild: © ZFMK, Bonn - GBOL - German Barcode of Life]

Exemplar von Conops scutellatus aus der Gruppe der Dickkopffliegen,
das im Rahmen des "German Barcode of Life" Projekts genetisch erfasst
wurde.

Bild: © ZFMK, Bonn - GBOL - German Barcode of Life



Die Gensequenzierung erfolgte im Rahmen der Projekte "Barcoding Fauna
Bavarica" und "German Barcode of Life" (www.barcoding-zsm.de). In diesen
Projekten ermitteln die Münchner Forscher genetische Kennsequenzen
(DNA-Barcodes) aller bayerischen, beziehungsweise deutschen Tierarten und
stellen sie in einer Online-Bibliothek Fachleuten und der Öffentlichkeit
frei zur Verfügung. Ziel der Initiativen ist es, eine Datenbank zu
schaffen, mit der jedes unbekannte Tier, das in Deutschland gefunden wird,
an Hand seiner DNA bestimmt werden kann. Bisher wurden von den
ZSM-Wissenschaftlern DNA-Barcodes von etwa 23.000 deutschen Tierarten
erstellt.

Bis die noch unerforschten "Dark Taxa" einen wissenschaftlichen Namen
erhalten, vergeben die Forscher vorläufige Zwischenbezeichnungen, die auf
der genetischen Abgrenzung der Arten basieren. Gerade besonders
artenreiche Gruppen wurden bisher in der Biodiversitätsforschung, im
Naturschutz und in der ökologischen Forschung aufgrund ihrer schwer zu
entschlüsselnden Verwandtschaftsverhältnisse oft vernachlässigt. Die nun
publizierte Studie zeigt: Auch die umfassende Sammlung der "genetischen
Arten ohne Namen" erweist sich als effektive Referenz-Bibliothek für die
Untersuchung solcher Gruppen.


Originalpublikation:

Morinière, J., Balke, M., Doczkal, D., Geiger, M. F., Hardulak, L. A.,
Haszprunar, G., Hausmann, A., Hendrich, L., Regalado, L., Rulik, B.,
Schmidt, S., Wägele, J. and Hebert, P. D. (2019),

A DNA barcode library for 5,200 German flies and midges (Insecta: Diptera)
and its implications for metabarcoding-based biomonitoring.

Mol Ecol Resour.

https://doi.org/10.1111/1755-0998.13022

Weitere Informationen unter:

http://www.snsb.de

- Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns

http://www.zsm.mwn.de

- SNSB-Zoologische Staatssammlung München

http://www.barcoding-zsm.de

- DNA-Barcoding an der SNSB-Zoologischen Staatssammlung München
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ZOOLOGIE/1637: Bonobo Mütter verhelfen ihren Söhnen zu mehr Nachwuchs (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 20.05.2019

Bonobo Mütter verhelfen ihren Söhnen zu mehr Nachwuchs



Bei vielen sozialen Tierarten teilen sich Individuen die Aufgaben der
Kindererziehung, doch neue Forschungsergebnisse aus dem
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie in Leipzig zeigen, dass
Bonobo-Mütter sogar noch einen Schritt weitergehen, indem sie Maßnahmen
ergreifen, um sicherzustellen, dass ihre Söhne Väter werden. So können
Bonobo-Mütter, die Wahrscheinlichkeit, dass ihre Söhne Väter werden,
verdreifachen.




[image: Bild: © Martin Surbeck, Kokolopori Bonobo Research]

Erwachsener männlicher Bonobo, Kokolopori Bonobo Reserve,
Demokratische Republik Kongo.

Bild: © Martin Surbeck, Kokolopori Bonobo Research



"Dies ist das erste Mal, dass wir den Einfluss der Mutter auf ein sehr
wichtiges männliches Fitnessmerkmal zeigen können, nämlich die
Fruchtbarkeitsrate", sagt Martin Surbeck, Primatologe am Max-Planck-Institut
für evolutionäre Anthropologie. "Wir waren überrascht zu sehen,
dass die Mütter einen so starken, direkten Einfluss auf die Anzahl der
Enkelkinder haben, die sie bekommen."

Surbeck und seine Kollegen beobachteten freilebende Bonobos in der
Demokratischen Republik Kongo sowie freilebende Schimpansen an der
Elfenbeinküste, in Tansania und Uganda. Sie fanden heraus, dass sowohl
Bonobo- als auch Schimpansenmütter bei Konflikten zwischen Männchen für
ihre Söhne einstehen. Doch Bonobo-Mütter gehen sogar noch einen Schritt
weiter, indem sie ganz aktiv die Bemühungen ihrer Söhne bei der Wahl einer
Fortpflanzungspartnerin unterstützen. Dazu gehört, die Paarungsversuche
ihrer Söhne vor anderen Männchen zu schützen und in die Paarungsversuche
anderer Männchen einzugreifen.

Darüber hinaus nutzten die Bonobo-Mütter ihren Rang in der
matriarchalischen Gesellschaft, um ihren Söhnen Zugang zu zentralen
Positionen und damit zu besseren Paarungsmöglichkeiten zu verhelfen, sowie
um ihren Söhnen einen höheren männlichen Status zu verschaffen. Die
Autoren stellen fest, dass solche Interaktionen in
Schimpansengesellschaften nur selten vorkommen und sich nicht auf die
männliche Fruchtbarkeitsrate auswirken, da die Männchen den Weibchen
gegenüber eine dominante Position einnehmen. Die Aktionen von
Schimpansenmüttern haben daher weniger Einfluss als die von
Bonobo-Müttern.

Interessanterweise ließen Bonobo-Mütter ihren Töchtern keine vergleichbare
Hilfe zukommen und unterstützten sie offenbar auch nicht bei der Erziehung
ihrer Nachkommen. "Bei den Bonobos verlassen die Töchter meist die Gruppe,
in der sie aufgewachsen sind, während die Söhne dort verbleiben", sagt
Surbeck. "Die wenigen Töchter, die in der Gemeinschaft bleiben, scheinen
von ihren Müttern keine große Unterstützung zu erhalten."

In Zukunft möchten Surbeck und sein Team die Vorteile, die dieses
Verhalten den Bonobo-Müttern bringt, noch besser verstehen. Derzeit denken
die Forscher, dass dieses Verhalten den Weibchen eine indirekte Weitergabe
ihrer Gene ermöglicht. "Sie haben einen Weg gefunden, ihren
Fortpflanzungserfolg zu steigern, ohne selbst mehr Nachkommen zu haben",
sagt Surbeck und stellt fest, dass sich die Verlängerung der
postreproduktiven Lebensspanne der menschlichen Frau sowie das frühe
Alter, ab welchen menschliche Frauen keine Kinder mehr gebären können, aus
einer solchen indirekten Methode zur Fortsetzung ihrer genetischen Linie
entwickelt haben könnte.

Surbeck räumt ein, dass die Datenerhebung über die postreproduktive
Lebensdauer von Weibchen in Schimpansen- und Bonobo-Gemeinschaften weitere
kollaborative Langzeitstudien erfordert. "Ohne die Hilfe und Beteiligung
aller Feldforschungsstationen, an denen Daten erhoben wurden, wäre dieser
wichtige Effekt übersehen worden", sagt er. "Als Direktor einer
Bonobo-Feldforschungsstation freue ich mich darauf, dieses Thema weiter
zu vertiefen."


Originalpublikation:

Martin Surbeck, et al.

Males with a mother living in their group have higher paternity success in
bonobos but not chimpanzees

Current Biology, 20. Mai 2019
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MELDUNG/206: Tropischer Pazifik Schlüsselregion für erfolgreiche Klimavorhersagen (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 21.05.2019

Tropischer Pazifik Schlüsselregion für erfolgreiche Klimavorhersagen

Fehlende Daten erschweren bessere Prognosen



21.05.2019/Kiel. Die Erwärmung der Erde durch den vom Menschen
verursachten Treibhauseffekt schreitet weiter voran. Doch Vorhersagen für
die nächsten Jahrzehnte weisen noch eine relativ große Unsicherheit auf.
Ein deutsch-australisches Forscherteam unter Leitung des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel hat die großen natürlichen
Schwankungen im Bereich des tropischen Pazifiks als eine wichtige Ursache
dafür identifiziert. Als Fazit ihrer Studie, die in der renommierten
Fachzeitschrift Nature Communications erschienen ist, fordern die
Forschenden mehr Klimadaten aus dieser Region.

Unser Planet erwärmt sich zunehmend. Dies belegen die weltweit
durchgeführten Temperaturmessungen. Allerdings wird die Erwärmung, die
hauptsächlich auf die anthropogenen Emissionen von Treibhausgasen
zurückgeht, durch natürliche Klimaschwankungen auf Zeitskalen von Jahren
bis Jahrhunderten überlagert. Prognosen für die Zukunft müssen diese
natürlichen Schwankungen mit einbeziehen. Ein Team von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Australien und Deutschland
hat nun herausgefunden, dass insbesondere die auf der Zeitskala von
Jahrzehnten sehr starken natürlichen Klimaschwankungen im tropischen
Pazifik für die globale Klimaentwicklung von entscheidender Bedeutung
sind.

"Es war uns schon seit langem bekannt, dass es im tropischen Pazifik
starke natürliche Klimaschwankungen gibt", erläutert Dr. Mohammad Hadi
Bordbar vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel, Hauptautor
der Studie, die jetzt in der Fachzeitschrift Nature Communications
veröffentlicht wurde. "Ferner weisen Vorhersagen für die zukünftige
Klimaentwicklung auf Zeitskalen von Jahrzehnten eine relativ große
Streuung auf. Wir wollten in unserer Studie herausfinden, inwieweit es
hier einen Zusammenhang gibt", erläutert der Kieler Klimaforscher.
Gemeinsam mit australischen Kollegen von der Universität von New South
Wales konzipierten die Forscher eine Studie mit drei verschiedenen
Klimamodellen. Sie starteten Simulationen unter Vorgabe steigender
atmosphärischer CO2-Konzentrationen mit unterschiedlichen Bedingungen, die
die natürlichen Schwankungen im Bereich des tropischen Pazifiks gut
widerspiegeln. "Die Ergebnisse zeigen, dass ein erheblicher Teil der
Streuung in den Klimaprognosen seinen Ursprung in dieser Region hat",
erklärt Dr. Matthew England von der Universität New South Wales.

Für die Forscher bedeuten die Ergebnisse, dass bessere Informationen über
den gegenwärtigen Zustand, insbesondere in den Weltmeeren und unterhalb
der Oberfläche, ihre Prognosen deutlich verbessern können. "In dem von uns
untersuchten Szenario hängen die vorhergesagten Änderungen der
Oberflächentemperaturen in vielen Gegenden der Welt sehr stark vom
Ausgangszustand des Pazifischen Ozeans ab", erläutert Prof. Dr. Mojib
Latif, Ko-Autor der Studie vom GEOMAR. "Die zur Verfügung stehenden
Beobachtungsdaten aus dem Pazifik sind in weiten Bereichen nur lückenhaft,
daher zeigen die Ergebnisse der verschiedenen Simulationen eine so starke
Streuung", so der Kieler Klimaforscher weiter.

Neben Verbesserungen in den Modellen sind deshalb auch deutlich mehr und
bessere Beobachtungsdaten notwendig, um die Güte von Prognosen über die
zukünftige Entwicklung des Klimas zu verbessern, so das Resümee der
Wissenschaftler.


Originalpublikation:

Bordbar, M.H., M.H. England, A.S. Gupta, A. Santoso, A.S. Taschetto, T.
Martin, W. Park, and M. Latif, 2019:

Uncertainty in near-term global surface warming linked to tropical Pacific
climate variability.

Nature Communications, 10:1990,

doi: 10.1038/s41467-019-09761-2.
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FORSCHUNG/1599: Neues Messinstrument - Kohlenstoffdioxid als Geothermometer (idw)


Universität Heidelberg - 20.05.2019

Neues Messinstrument: Kohlenstoffdioxid als Geothermometer

Forscher quantifizieren mithilfe der Laserspektroskopie seltene
CO2-Varianten



Mit einem neuartigen Laserinstrument ist es erstmals möglich, vier seltene
Molekülvarianten des Kohlendioxids (CO2) gleichzeitig und mit höchster
Genauigkeit zu messen. Auf diese Weise kann die Temperatur bei der Bildung
von CO2-bindenden Karbonaten und karbonatischen Fossilien völlig
unabhängig von anderen Parametern bestimmt werden. Als eine neue Art von
Geothermometer ist das auf Laserspektroskopie basierende Messinstrument
von Bedeutung für Wissenschaftsdisziplinen, die sich zum Beispiel mit
klimatischen Verhältnissen in der erdgeschichtlichen Vergangenheit
beschäftigen. Entwickelt wurde es von einem deutsch-französischen
Forscherteam. Maßgeblich daran beteiligt waren Umweltphysiker der
Universität Heidelberg.

Die Wissenschaft untersucht die Verteilung der atomaren Bausteine von
Kohlendioxid, um wichtige geochemische und biogeochemische Zyklen sowie
klimatische Prozesse auf unserem Planeten zu ergründen. Das Wissen über
Eis- und Warmzeitphasen der Erdgeschichte beruht zu einem wesentlichen
Teil auf dieser Methodik. Genutzt wird die Analyse der isotopischen
Verteilung des Kohlenstoffdioxids auch für Karbonate, in denen CO2
mineralisiert wird. Ein neuartiger Ansatz beschäftigt sich mit der
Isotopenverteilung zwischen verschiedenen Varianten desselben Moleküls,
insbesondere seltenen Molekülvarianten.

Erst seit wenigen Jahren ist es möglich, die atomare Zusammensetzung von
CO2 und Karbonat mittels hochpräziser Massenspektrometrie zu bestimmen -
und zwar so, dass aus der relativen Häufigkeit, mit der mehrere Varianten
eines Moleküls auftreten, direkt auf die Bildungstemperatur des Karbonats
geschlossen werden kann. Im thermodynamischen Gleichgewicht hängt die
Verteilung der Isotope zwischen den verschiedenen Varianten nur von der
Temperatur ab und wird nicht von anderen Parametern beeinflusst. "Damit
hat sich diese Bestimmungsmethode als ein besonders robustes und
einzigartiges physikalisches Thermometer in der Geophysik und der
Klimaforschung erwiesen", sagt Dr. Tobias Kluge, der am Institut für
Umweltphysik der Universität Heidelberg zur Physik der Isotopologen
forscht.

Um die seltenen CO2-Varianten mit höchster Genauigkeit - genauer als 1 in
20.000 - zu quantifizieren, nutzt das deutsch-französische Team nun
erstmals Infrarotlaser, was nach den Worten von Dr. Kluge einen
grundlegenden technischen Durchbruch darstellt. Im Rahmen einer
Pilotstudie mit verschiedenen hydrothermalen Systemen des Oberrheingrabens
ist es den Wissenschaftlern gelungen, anhand von CO2 mit ihrem neuen
Laserinstrument Temperaturen zu bestimmen, die im Allgemeinen denen des
lokalen Grundwassers entsprachen. "Die Temperaturmessungen stimmten dabei
auch mit den Ergebnissen der gleichzeitig durchgeführten
massenspektrometrischen Analysen überein", erklärt Ivan Prokhorov, der
Erstautor der Studie, der an der Heidelberger Graduiertenschule für
Fundamentale Physik der Ruperto promoviert wurde und nun an der
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in Braunschweig tätig ist.

Nach Angaben von Dr. Christof Janssen vom Centre National de la Recherche
Scientifique (CNRS) in Paris könnte die Weiterentwicklung der Technik
schnell die Genauigkeit der Massenspektrometrie überschreiten und
zusätzlich eine drastische Verkürzung der Messzeiten ermöglichen. Damit
sollen künftig auch Feldmessungen möglich sein. Ein besonderer Vorteil des
Laserinstruments ist sein direkter Zugriff auf die Messvariable
Temperatur, wie Dr. Kluge erläutert. Allein durch den Vergleich, wie
häufig die untersuchten Molekülvarianten auftreten, lässt sich die
Temperatur von CO2 unzweideutig bestimmen, während bei der
Massenspektrometrie immer Kalibrationen und regelmäßig Standardmessungen
erforderlich sind. "Wir blicken bereits in die Zukunft und arbeiten daran,
die Möglichkeiten zur Messung von noch selteneren und bislang
unerreichbaren Isotopenvarianten umzusetzen. Damit lassen sich dann auch
noch komplexere biogeochemische Prozesse quantitativ auswerten", sagt der
Heidelberger Wissenschaftler.

Die Forschungsergebnisse wurden in "Scientific Reports" veröffentlicht.
Gefördert wurden die Arbeiten von der Heidelberg Graduate School of
Fundamental Physics (HGSFP).


Originalpublikation:

I. Prokhorov, T. Kluge, C. Janssen:

Optical clumped isotope thermometry of carbon dioxide.

Scientific Reports 9:4765 (2019),

https://doi.org/10.1038/s41598-019-40750-z

Weitere Informationen unter:

http://www.iup.uni-heidelberg.de/institut/forschung/groups/isotopologues
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FINANZEN/1521: Die steuerliche Forschungsförderung - lange wurde sie erwartet, nun schadet sie eher, als dass sie nützt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Mai 2019

Die steuerliche Forschungsförderung - lange wurde sie erwartet, nun schadet sie eher, als dass sie nützt



Zum Beschluss des Bundeskabinetts erklären Dr. Anna Christmann,
Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik, und Dr. Danyal
Bayaz, Startup-Beauftragter:

Erst müssen Wirtschaft und Wissenschaft ewig warten, bis überhaupt ein
Vorschlag für die steuerliche Forschungsförderung auf dem Tisch liegt.
Und dann schadet sie eher, als dass sie nützt.

Der Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung von Forschung und
Entwicklung verteilt das Geld großflächig mit der Gießkanne und
bevorteilt große Unternehmen, die überhaupt keine Forschungsförderung
benötigen. Zudem wird bei einer Förderhöchstsumme von 500.000 Euro die
Förderung bei Großunternehmen innovationspolitisch wirkungslos
bleiben.

Der Gesetzentwurf benachteiligt ganz explizit kleine und mittlere
Unternehmen und öffentliche Forschungseinrichtungen. Trotz breiter
Kritik aus Wirtschaft und Wissenschaft soll bei der Auftragsforschung
lediglich der Auftragnehmer den Steuerbonus geltend machen können.
Auftragnehmer sind aber in der Regel öffentliche
Forschungseinrichtungen, die überhaupt keine Steuern zahlen. Und
gerade kleine und mittlere Unternehmen bauen sich in der Regel keine
eigene Forschungsabteilung auf, sondern wollen sinnvollerweise mit
Externen zusammenarbeiten. Mit der vorliegenden Regelung zur
Auftragsforschung behindert die Bundesregierung die Kooperation
zwischen kleineren Unternehmen und Wissenschaft, statt sie zu fördern.

Dass Ministerin Karliczek vor diesem Hintergrund erneut davon spricht,
"gerade den innovativen Mittelstand zu stärken", ist blanker Hohn und
entbehrt jeglicher Faktenlage. Sie hat entweder gar nicht erst für
eine sinnvolle Regelung im Sinne von Wirtschaft und Wissenschaft
gekämpft, oder sich erneut nicht durchsetzen können - mit potentiell
großem Schaden für die kooperative Forschung.

Scholz, Karliczek und auch Altmaier fahren die steuerliche
Forschungsförderung damit gemeinsam an die Wand. Sie sind auf dem
besten Weg, dem Innovationsstandort Deutschland einen Bärendienst zu
erweisen. So werden wir unser Land nicht fit für die Zukunft machen
können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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RECHT/851: 70 Jahre Grundgesetz - 70 Jahre Freiheit und Demokratie


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Mai 2019

70 Jahre Grundgesetz - 70 Jahre Freiheit und Demokratie



Zum 70. Jahrestag des deutschen Grundgesetzes erklären die
Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter:

Das Grundgesetz ist Versprechen und Auftrag zugleich. Es bildet seit
70 Jahren den Identitätskern unseres Landes - in einem kleinen
Büchlein, bescheiden im Ausmaß, herausragend im Anspruch. Es steht für
die Grundfesten Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Freiheit und eine
lebendige Zivilgesellschaft.

Die Stärke unseres Grundgesetzes liegt darin, dass es vom Menschen und
nicht vom Staat aus denkt. Vor 70 Jahren bereits war das Grundgesetz
geradezu visionär und zeichnet sich bis heute darin aus, dass es mit
den gesellschaftlichen Entwicklungen Schritt halten soll. Es zeigt
nicht nur auf, wie wir heute zusammenleben, sondern auch, wie in
Zukunft ein Leben in Gleichheit, Würde und Freiheit für alle
gewährleistet werden kann.

1990 wurde die im Grundgesetz angelegte Möglichkeit nicht genutzt,
sich als wiedervereintes Deutschland eine neue gemeinsame Verfassung
zu geben. Nichtsdestotrotz können wir auch heute mit Stolz sagen: Die
Verfassung ist der Herzschlag unserer Demokratie.

Vor fünf Jahren hielt Narvid Kermani eine herausragende Rede, fast
schon eine Liebeserklärung: Das "Grundgesetz (hat) Wirklichkeit
geschaffen durch die Kraft des Wortes", sagte Kermani. Und das stimmt:
Unsere Verfassung hat vieles vorgezeichnet und damit erleichtert, was
dadurch selbstverständlich gesellschaftliche Realität werden konnte.
Die Gleichberechtigung von Frau und Mann, von hier geborenen und
später zugezogenen, die wachsende Mündigkeit von Staatsbürgern, die
sich ihrer Rechte gegenüber dem Staat sicher sein durften, die
Wehrhaftigkeit des Staates, die nie maßlos werden durfte. Das alles
ermöglicht dieser Text. Man kann auch sagen: Für eine 70-jährige ist
diese Verfassung ganz schön jung geblieben.

Es liegt in ihrem Wesen, dass sie keinen Endpunkt kennt, lebendig
bleibt. Verfassungen, wollen sie stabil bleiben, müssen sich ändern.
Der Wandel unseres Landes bildet sich in ihr ab - und die
Verantwortung gegenüber denen, die nach uns kommen.

Gerade deshalb sehen wir es als dringend nötig an, dass der Schutz vor
Diskriminierung um die sexuelle Identität ergänzt wird und die
Kinderrechte ebenso wie der Klimaschutz ins Grundgesetz kommen.

Wir stehen kurz vor der Europawahl. Das Grundgesetz hat uns von Anfang
an den Auftrag mitgegeben, die Zukunft unseres Landes in einem
vereinten Europa zu suchen. Dieser Auftrag ist zeitgemäßer denn je.

Unser Wunsch für die 80 Jahrfeier des Grundgesetzes lautet also:

Leben in Freiheit, Gleichheit und Würde in einem noch stärkeren
Europa.

 * 
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UMWELT/1845: Artenschutz und Herdenschutz zusammen denken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Mai 2019

Artenschutz und Herdenschutz zusammen denken



Zum heutigen Kabinettsbeschluss zum Thema Wolf erklärt Steffi Lemke,
Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Der heute vorgelegte Gesetzesentwurf der Bundesregierung zum Wolf
gleicht einer Kapitulation der Umweltministerin Svenja Schulze. Die
geplanten Änderungen bergen die Gefahr, ganze Wolfsrudel zum Abschuss
freizugeben und konterkarieren die bisherigen Anstrengungen zum
Ausgleich zwischen Nutztierhaltung und Artenschutz. Prävention und
eine schnelle, unbürokratische Kompensation von Wolfsübergriffen auf
Nutztiere waren dafür bisher der zentrale Baustein. Erfahrungen aus
Wolfsländern wie Sachsen-Anhalt zeigen, die Maßnahmen wirken und
sollten bundesweit umgesetzt werden.

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung wird die Debatte zukünftig
auf den Abschuss der Wölfe verschoben. Das Kernproblem der
Weidetierhalter bleibt die existenzbedrohende wirtschaftliche Lage.
Dieses Problem wird von der Bundesregierung weiterhin ignoriert. Wer
den Schafhaltern nachhaltig helfen will, muss endlich eine bundesweite
Weidetierprämie umsetzen. Anstatt auf einen verbesserten Herdenschutz
und angemessene finanzielle Unterstützung zu setzen, wird der Abschuss
möglichst vieler Wölfe zum Kernthema gemacht. Die Änderungen im
BNatSchG werden keinen Wolfsübergriff verhindern können, senken aber
durch die Hintertür auch noch den Schutz aller anderen geschützten
Arten.

Die Bundesregierung sollte wenigstens mit den Ländern unbürokratische
und ausreichende Präventions- und Ausgleichmaßnahmen beim Herdenschutz
entwickeln und umsetzen. Dazu gehören bei der Förderung von
Herdenschutzmaßnahmen nicht nur Investitions-, sondern auch
Einsatzkosten. Außerdem sollte eine bundesweite Expertengruppe
eingerichtet werden, die die Bewertung von Wölfen mit atypischem
Verhalten fachgerecht vornehmen kann und es ermöglicht, schnell und
kompetent Entscheidungen über die erforderlichen Maßnahmen zu treffen.
Dazu gehört als letztes Instrument natürlich auch der Abschuss von
Wölfen, der rechtlich längst möglich ist.
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UMWELT/1844: Der Bundesregierung ist saubere Luft offensichtlich unwichtig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 22. Mai 2019

Der Bundesregierung ist saubere Luft offensichtlich unwichtig



Zum heute im Bundeskabinett beschlossenen nationalen
Luftreinhalteprogramm erklärt Bettina Hoffmann, Sprecherin für
Umweltpolitik:

Der Schutz der Atemluft ist der Bundesregierung offensichtlich
unwichtig. Mit anderthalb Monaten Verspätung hat die Bundesregierung
heute ein Nationales Luftreinhalteprogramm beschlossen, das jegliche
Ambitionen für saubere und gesunde Luft vermissen lässt.

Es ist jetzt schon absehbar, dass die Bundesregierung die auf EU-Ebene
verabredeten Emissionsminderungen kaum schaffen kann. Das
Luftreinhalteprogramm ist zu sehr auf Kante genäht. Sollte nur eine
Maßnahme verzögert oder eingeschränkt umgesetzt werden, bleibt kein
Spielraum beim Erreichen der Ziele. Die Bundesregierung spielt hier
mit der Gesundheit der Bevölkerung.

Maßstab für eine gute Luftqualität im Sinne des Vorsorgeprinzips
müssen die Grenzwert-Empfehlungen der WHO sein. Es ist ein
gravierendes Gesundheitsrisiko, dass die Feinstaub-Grenzwerte in
Deutschland nur halb so streng sind, wie es die Expertinnen und
Experten der Weltgesundheitsorganisation empfehlen.

Insbesondere in der Landwirtschaft fehlen effektive Maßnahmen für den
Schutz der Luft, denn die Ammoniak-Emissionen aus der Landwirtschaft
steigen sogar weiter an. Zum Schutz von Menschen und Umwelt müssen wir
die industrielle Massentierhaltung beenden. Denn weniger Gülle
bedeutet weniger Ammoniak-Gase und in der Folge auch weniger Feinstaub
in unseren Lungen. Die Bundesregierung muss die Tierhaltung an die
Fläche binden und die Zahl der Tiere auf maximal zwei Kühe oder etwa
15 Schweine pro Hektar festsetzen.
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BILDUNG/1028: Steuerliche Forschungsförderung ist das richtige Signal


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. Mai 2019

Steuerliche Forschungsförderung ist das richtige Signal

Geplante Regelungen zur Auftragsforschung sind zu überarbeiten



Am heutigen Mittwoch wurde der vom Bundesfinanzminister eingebrachte
Vorschlag für ein Gesetz zur Einführung einer steuerlichen
Forschungsförderung in Deutschland im Kabinett beschlossen. Hierzu
erklären der bildungs- und forschungspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Albert Rupprecht, und der
zuständige Berichterstatter, Norbert Altenkamp:

Albert Rupprecht: "Deutschland muss seine
Forschungsanstrengungen verstärken, um künftig im immer härteren
globalen Innovationswettlauf vorne bleiben zu können. Für uns ist
wichtig, dass wir unsere Innovationsförderung auf eine breitere Basis
stellen und zusätzlich zur bewährten Projektförderung eine
steuerliche Forschungsförderung einführen. Wir wollen eine
unbürokratische Kooperation zwischen Wissenschaft und Wirtschaft
unterstützen und so innovative Projekte schneller realisieren.

Deswegen ist der beschlossene Gesetzentwurf grundsätzlich zu
begrüßen. Es ist gelungen, von der bislang angedachten Befristung
Abstand zu nehmen, was die Attraktivität der steuerlichen
Forschungsförderung deutlich erhöht. Positiv ist auch, dass die
gerade für kleinere Unternehmen wichtige Auftragsforschung enthalten
ist, wenngleich an ihrer Ausgestaltung noch gearbeitet werden muss.
Das werden wir im parlamentarischen Verfahren genau prüfen. Unser
Ziel muss sein, dass wir mit der Einführung einer steuerlichen
Forschungsförderung nachhaltig Innovationen ankurbeln und unsere
Wettbewerbsfähigkeit steigern."

Norbert Altenkamp: "Die Einführung einer steuerlichen
Förderung von Forschungsausgaben in Deutschland als dritte Säule
neben der Projektförderung und der institutionellen Förderung war
längst überfällig.

Sie ist ein richtiges Signal für unseren Innovationsstandort. Wir
wollen mit dem neuen Instrument gerade für kleine und mittlere
Unternehmen neue Anreize schaffen, sich an der Forschung zu
beteiligen, denn die Innovationsintensität dieser Unternehmen lässt
seit Jahren nach. Die im Gesetzentwurf vorgesehene Auftragsforschung
ist noch nicht so ausgestaltet, dass sie die engere Kooperation von
Unternehmen und Forschungsinstituten, die wir dringend brauchen, um
neue Ideen schneller in marktfähige Produkte umzusetzen, effektiv
fördert. In den parlamentarischen Beratungen müssen wir deshalb eine
bessere Lösung finden."

 * 
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INNEN/3473: Bund war bei Flüchtlings- und Integrationskosten sehr großzügig


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 22. Mai 2019

Bund war bei Flüchtlings- und Integrationskosten sehr großzügig



Heute hat sich das Bundeskabinett mit dem Bericht über Maßnahmen des
Bundes zur Unterstützung von Ländern und Kommunen im Bereich der
Flüchtlings- und Integrationskosten befasst. Hierzu können Sie die
Integrationsbeauftragte der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nina Warken,
wie folgt zitieren:

"Der Bericht zeigt vor allem eins: Der Bund hat sein Versprechen
gehalten, die Bundesländer bei der Bewältigung des
Flüchtlingszustroms zu unterstützen. Laut dem Bericht konnten 14
Länder ihren Haushalt 2018 mit einem deutlichen Plus abschließen -
das allein zeigt ja schon, wie großzügig die Bundesmittel bemessen
waren. Die Zahlen bringen auch zum Ausdruck, dass diejenigen, die
schutzbedürftig sind, wirklich Schutz und Versorgung von uns
bekommen. Es kommen nun allerdings auch wieder härtere Zeiten, und da
müssen wir noch deutlich effizienter werden: Wer eine
Bleibeperspektive hat, muss und soll sich schnell integrieren und
braucht dafür unsere Hilfe. Aber wer hier kein Bleiberecht hat, muss
unser Land auch wieder verlassen."
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SOZIALES/1988: Keine Solidarität ohne Solidität!


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. Mai 2019

Keine Solidarität ohne Solidität!

Griff in die Sozialkassen und Luftbuchungen im Bundeshaushalt sind
mit uns nicht zu machen



Zum Gesetzentwurf der Bundesminister Hubertus Heil und Olaf Scholz
zur Einführung einer Grundrente äußern sich der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Andreas Jung,
und der haushaltspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Eckhardt Rehberg, wie folgt:

Jung: "Der SPD-Entwurf zur Grundrente ist nicht nur
unabgestimmt, sondern vor allem ungerecht, unsolide und unseriös. Wir
wollen wirklichen Schutz vor Altersarmut mit verlässlicher
Finanzierung. Solidarität und Solidität gehören für uns zusammen!
Eine zeitnahe Unterstützung für die von Altersarmut bedrohten
Menschen wäre möglich: Der Koalitionsvertrag enthält dafür ein
finanzierbares Konzept.

Die SPD verstößt nun gegen die gemeinsamen Vereinbarungen und will
auch Menschen eine Aufstockung bezahlen, die von Altersarmut gar
nicht bedroht sind. Das ist nicht solidarisch, sondern ungerecht.
Eine bedingungslose Grundrente für alle würde zudem die Kosten
vervielfachen. Der Entwurf enthält dazu eine Ansammlung von
Luftbuchungen. Das ist unsolide und unseriös."

Rehberg: "Das Finanzierungskonzept der SPD-Minister Heil und
Scholz zur Grundrente ist unseriös und unsolide. Die Finanzierung der
Grundrente besteht allein aus Luftbuchungen. Mit allen Tricks sollen
über vier Milliarden Euro zusammengekratzt werden: Steuererhöhungen,
diffuse Einsparungen und Anzapfen der Sozialversicherungskassen.

Der Bundeshaushalt kann den höheren Zuschuss an die
Rentenversicherung von bis zu 3,4 Milliarden Euro nicht tragen. Die
Steuerschätzung hat gerade erst geringere Steuereinnahmen für den
Bund vorhergesagt. So kann man keine nachhaltige Rentenpolitik
machen."

 * 
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SOZIALES/1987: Finanz- und sozialpolitischer Offenbarungseid der SPD?


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 22. Mai 2019

Finanz- und sozialpolitischer Offenbarungseid der SPD?



Zu dem von Bundesminister Heil vorgelegten Gesetzentwurf zur
Einführung einer Grundrente ohne Bedürftigkeitsprüfung können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Hermann
Gröhe wie folgt zitieren:

"Der SPD-Vorschlag zur Grundrente ist ein milliardenschwerer Verstoß
gegen den Koalitionsvertrag. Zur Unfinanzierbarkeit einer neue
Ungerechtigkeiten schaffenden Politik mit der Gießkanne kommt nun
noch ein unseriöser Finanzierungsvorschlag. Die SPD will zum einen
nicht vorhandenes Steuergeld einsetzen und dazu noch einen Großteil
ihres Projekts durch den Griff in die Sozialkassen finanzieren. Das
machen wir nicht mit!

Wir wollen eine Grundrente für die, bei denen es wirklich einen
Bedarf gibt. Lieber heute als morgen! Diese Menschen sind die
Leidtragenden, weil sich die SPD beharrlich einer Umsetzung des
Koalitionsvertrages verweigert.

Zugleich torpediert die SPD damit auch die Bemühungen, in der
Rentenkommission der Bundesregierung zu einerm neuen Rentenkonsens zu
kommen. Dieser sogenannte Gesetzesentwurf hat den Charakter eines
Flugblatts einer im Wahlkampfendspurt verzweifelten Partei!"
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UMWELT/819: Das lange Drängen hat sich gelohnt - künftig realistischer Umgang mit Wölfen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. Mai 2019

Das lange Drängen hat sich gelohnt - künftig realistischer Umgang
mit Wölfen

Überfälliger Schritt in die richtige Richtung



Das Bundeskabinett hat in seiner heutigen Sitzung einen Gesetzentwurf
zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes zum Umgang mit Wölfen
beschlossen. Hierzu erklären die stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Gitta Connemann und Georg
Nüßlein:

Gitta Connemann: "Endlich hat sich die Bundesumweltministerin
bewegt und ihre Dauerblockade aufgegeben. Ohne das beharrliche
Drängen unserer Ministerin Julia Klöckner und ohne den Dauerdruck der
Union wäre weiter nichts passiert. Der Gesetzentwurf ist ein erster
Schritt in die richtige Richtung. Dieser war aus Sicht der
CDU/CSU-Fraktion längst überfällig.

Endlich hält beim BMU mehr Realismus im Umgang mit Wölfen Einzug. Der
Wolf ist Realität. Und sorgt für Angst bei Menschen in ländlichen
Regionen. Denn diese sind zunehmend mit dem Raubtier konfrontiert.
Der Gesetzentwurf ist für diese betroffene Bevölkerung ein wichtiges
Signal - ebenso wie für unsere Weidetierhalter. Die Zahl verletzter
und getöteter Haus- und Nutztiere ist dramatisch gestiegen.
Schäfereien geben auf. Die Folgen für Heide und Deiche können
dramatisch sein.

Wir hätten uns noch mehr gewünscht. Dazu war das BMU jedoch nicht
bereit. Dafür werden wir uns jetzt im parlamentarischen Verfahren
stark machen. Für uns hat die Sicherheit des Menschen erste
Priorität. Und für uns haben Weidetiere dasselbe Recht auf Tierschutz
wie Wölfe. Deshalb führt aus unserer Sicht an einer
Bestandsregulierung kein Weg vorbei. Ohne Regulierung wird die Anzahl
in den nächsten fünf Jahren explodieren. Wenn Bund und Länder
handlungsfähig bleiben wollen, müssen SPD und Grüne sich weiter
bewegen.

Europa gibt uns dazu die Möglichkeit an die Hand. Diese nutzen andere
Mitgliedstaaten bereits. Deshalb fordern wir nach wie vor, Art. 16
FFH-Richtlinie eins zu eins umzusetzen. Der Europäische Gerichtshof
wird bald urteilen, unter welchen Bedingungen Finnland von den
strengen Schutzbedingungen der FFH-Richtlinie abweichen darf.
Spätestens im Licht dieser Entscheidung muss das novellierte
Bundesnaturschutzgesetz neu bewertet werden."


Georg Nüßlein: "Das Thema Wolf eignet sich weder als
ideologische noch als parteipolitische Spielwiese. Deshalb ist es
gut, dass wir mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung beim Wolf
einen überfälligen Schritt vorankommen. Eine rechtssichere Entnahme
von Wölfen wird einfacher möglich, gerade auch zum Schutz der
Menschen in den betroffenen Regionen.

Die neuen Möglichkeiten, Wölfe auch zu schießen, werden das rasche
Wachstum der Wolfsbestände in Deutschland aber nicht bremsen. An
einem vorbeugenden, aktiv die Bestände regulierenden Wolfsmanagement
führt deshalb kein Weg vorbei. Die Schaffung 'wolfsfreier Zonen'
bleibt auf der Tagesordnung. Auch auf europäischer Ebene braucht es
Veränderungen: Zur Europawahl fordern CDU und CSU, die Wolfsbestände
künftig realistisch - das heißt grenzüberschreitend und nicht
national - zu betrachten und den strengen Schutzstatus des Wolfs zu
ändern."

 * 
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FINANZEN/1556: Forschung statt Steuergeschenke


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2019

Forschung statt Steuergeschenke



"Die Förderung von Forschung und Entwicklung ist sinnvoll. Aber
Steuergeschenke sind dafür ungeeignet. Sie begünstigen Unternehmen,
die bereits hohe Investitionen in Forschung und Entwicklung (F&E)
tätigen", kommentiert der stellvertretende Vorsitzende und
finanzpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi, den
Gesetzentwurf zur steuerlichen Förderung von Forschung und
Entwicklung. De Masi weiter:

"Direkte Beihilfen für Forschung und Entwicklung sind zielgenauer als
die steuerliche Förderung mit der Gießkanne. Steuerliche
Forschungsförderung ist missbrauchsanfällig und ineffizient. Die OECD
sowie das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung kommen zum
Ergebnis, dass kein enger Zusammenhang zwischen Steueranreizen und
F&E-Investitionen von Unternehmen nachzuweisen ist. Dies gilt
prinzipiell auch für Steuergutschriften.

Die Begründung der steuerlichen Forschungsförderung mit dem
Förderbedarf von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) ist nicht
überzeugend. Zwei Drittel der KMUs haben selbst keine Forschungs- und
Entwicklungsabteilung, um steuerbegünstigte F&E-Tätigkeiten gemäß des
Gesetzentwurfes vorzuweisen.

Die direkte Förderung von F&E-Investitionen - etwa über Beihilfen,
Kredite von Förderbanken oder staatlicher Grundlagenforschung - sollte
daher ausgeweitet werden. Die steuerliche Forschungsförderung hingegen
ist ein trojanisches Pferd, um aggressiven Steuerwettbewerb zu
verschleiern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 22. Mai 2019
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SICHERHEIT/1961: UN müssen Chemiewaffeneinsatz in Syrien untersuchen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2019

UN müssen Chemiewaffeneinsatz in Syrien untersuchen



"US-Berichte über einen angeblichen Chemiewaffeneinsatz der syrischen
Armee in der nordwestlichen Provinz Idlib müssen ebenso untersucht
werden wie entsprechende Vorwürfe gegen die Terrorgruppe Haiat Tahrir
al-Scham (HTS). Die USA alleine können in Syrien als kriegsführende
Partei nicht für Aufklärung sorgen, notwendig ist eine unabhängige
Untersuchung unter Führung der Vereinten Nationen", erklärt Heike
Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zu einer
entsprechenden Erklärung des US-Außenministeriums. Hänsel weiter:

"Die Erklärung des US-Außenministeriums zeigt in erster Linie, dass
Washington keine belastbaren Beweise gegen die syrische Armee vorlegen
kann und Berichte über eine Verantwortung von Terrorgruppen rundweg
ignoriert. Es ist daher nun wichtig, dass vor Ort eine Untersuchung
durch Experten der Vereinten Nationen stattfindet, dafür muss sich die
Bundesregierung einsetzen.

Die Provinz Idlib, Zufluchtsort für Terrorgruppen wie die HTS, braucht
eine politische Lösung. Notwendig ist dafür in erster Linie, dass die
Bombardierungen durch die syrische Luftwaffe gestoppt werden und die
Türkei ihre Zusagen bei der Entmilitarisierung endlich umsetzt.
Deutschland sowie andere westliche Staaten müssen gleichermaßen die
finanzielle und logistische Unterstützung für islamistische
Terrorgruppen in Idlib einstellen."

 * 
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SICHERHEIT/1960: Kosovo-Einsatz der Bundeswehr beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2019

Kosovo-Einsatz der Bundeswehr beenden



"Die heutige Entscheidung des Bundeskabinetts zur Verlängerung des
Kosovo-Einsatzes ist auch vor dem Hintergrund der aktuellen
Eskalationspolitik der nationalistischen Administration im Kosovo
nicht nachvollziehbar. Statt deutsche Soldaten zur Unterstützung eines
völkischen Nationalismus in den Kosovo zu entsenden, sollte die
Bundesregierung sich besser konsequent für die bedrängten Minderheiten
der Roma und der Serben im Kosovo einsetzen", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im
Auswärtigen Ausschuss des Deutschen Bundestages. Dagdelen weiter:

"Auch angesichts der Strafzölle auf serbische Waren und des Versuchs
der Kosovo-Administration, die Kommunalwahlen in vier mehrheitlich von
Serben bewohnten Städten im Kosovo zu verhindern, ist die
Unterstützung der Bundesregierung für die kosovo-albanischen
Nationalisten schlicht unverantwortlich. Die Bundesregierung ist
aufgefordert, ihre völkerrechtswidrige Anerkennungspolitik des Kosovo
zu beenden und bei Nationalismus und der Verfolgung von Minderheiten
im Kosovo nicht weiter wegzuschauen."

 * 
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SOZIALES/2626: Niedriglöhne bekämpfen statt Blockade der "Grundrente" durch die Union


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2019

Niedriglöhne bekämpfen statt Blockade der "Grundrente" durch die Union



"Wer niedrige Löhne und die daraus folgende Altersarmut wirksam
bekämpfen will, muss klotzen, nicht kleckern. DIE LINKE hat den besten
Vorschlag dafür: Der gesetzliche Mindestlohn muss sofort auf zwölf
Euro erhöht werden. Das würde die lahmende Wirtschaft ankurbeln und
die Reparaturkosten der sogenannten Grundrente massiv senken", erklärt
Matthias W. Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE
LINKE. Birkwald weiter:

"DIE LINKE kritisiert an den Vorschlägen von Bundesarbeitsminister
Hubertus Heil, dass erstens die Bedingung von 35 Beitragsjahren zu
hoch ist, zweitens der Freibetrag für die gesetzliche Rente in der
?Grundsicherung im Alter? weit hinter dem Freibetrag für die private
Vorsorge zurückbleibt und drittens, dass für Hartz IV-Betroffene
weiterhin kein Cent Rentenbeitrag gezahlt wird.

Die SPD-Minister Heil und Scholz haben ein Finanzierungskonzept für
die sogenannte Grundrente vorgelegt. Immerhin. Das hat die Union nicht
zustande gebracht.

Laut diesem Finanzierungskonzept sollen ungerechte Subventionen
gestrichen, ausreichend Steuergelder mobilisiert, die
Krankenversicherungsbeiträge für Rentnerinnen und Rentner gesenkt und
die Rentenbeiträge der Bundesagentur für Arbeit für Arbeitslose erhöht
werden.

Deshalb fordern Gewerkschaften, Sozialverbände und DIE LINKE nun die
Union auf: Beenden Sie Ihre Blockade!

Geringverdienende, die mindestens 35 Jahre in die Rentenkasse
eingezahlt haben, darf man nicht aufs Sozialamt schicken und zur
Offenlegung ihres Einkommens zwingen. Eine Rente von 800 Euro netto
sichert nur das Existenzminimum. Dafür darf es keine
Bedürftigkeitsprüfung (Schonvermögen 5000,- Euro) geben.

Wir brauchen die sogenannte Grundrente als ersten Schritt hin zu einer
einkommens- und vermögensgeprüften (Schonvermögen: 68750,- Euro)
Solidarischen Mindestrente von 1050 Euro netto. Die würde wirksam vor
Altersarmut schützen."

 * 
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UMWELT/681: Präventiver Herdenschutz gehört ins Zentrum der Politik


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2019

Präventiver Herdenschutz gehört ins Zentrum der Politik



"Weidetiere müssen geschützt werden, noch bevor Wölfe zuwandern und
egal, wie viele Wölfe in ihrer Nachbarschaft leben. Die geplante
erleichterte Wolfsjagd ist vor allem ein Ablenkungsmanöver von der
unterlassenen Hilfeleistung beim Herdenschutz. Die Arbeitsverweigerung
von Bundesregierung und Koalition ist angesichts der seit vielen
Jahren angemahnten Defizite beim Herdenschutz und bei der
Unterstützung der Weidetierhaltung unverantwortlich", erklärt Kirsten
Tackmann zum von der Bundesregierung vorgelegten Referentenentwurf zur
Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes. Tackmann weiter:

"Statt endlich rechtssichere und bundeseinheitliche Regelungen und
eine angemessene Unterstützung der Weidetierhaltung vorzulegen, wird
nun die Tür für ein großes Halali auf den Wolf geöffnet. Dabei sind
nicht einmal die vor einem Jahr beschlossenen Maßnahmen umgesetzt: Es
gibt weder die Beratungsstelle zum Herdenschutz noch die dringende
Änderung der Tierschutz-Hundeverordnung zur erleichterten Haltung von
Herdenschutzhunden.

DNA-Untersuchungen müssen bei allen Nutztierrissen verpflichtend sein.
Nur so können Problemfälle exakt identifiziert und geeignete
Schlussfolgerungen gezogen werden. Fütterung muss sich bei Wildtieren
auf Notsituationen beschränken und verbietet sich bei Wölfen generell.
Die Entnahme von Problemwölfen ist bereits erlaubt. Es bleibt die
Befürchtung, dass was 'Erleichterung für Problemfälle' genannt, als
Freibrief zur Wolfsjagd verstanden wird."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2161: Strukturwandelmittel für hochwertige Arbeitsplätze und mit Klimaprüfung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Mai 2019

Strukturwandelmittel für hochwertige Arbeitsplätze und mit Klimaprüfung



"Die jetzt in Aussicht gestellten Gelder müssen viel gezielter in den
Aufbau neuer, nachhaltiger Wirtschaftszweige gesteckt werden. Nur so
können die Arbeitsplätze in der Kohle durch hochwertige,
zukunftsfähige Industriearbeitsplätze ersetzt werden, die den Menschen
vor Ort echte Perspektiven bieten. Die Fokussierung auf Forschung und
Tourismus greift zu kurz. Bis eine Firmengründung aus einer
Forschungseinrichtung tatsächlich Jobs auch für Nicht-Akademiker
bringt, dauert es Jahre. Und in der Tourismusbranche werden die
Menschen in der Regel viel schlechter bezahlt als in der Industrie",
kommentiert Klaus Ernst, Vorsitzender des Bundestagsausschusses für
Wirtschaft und Energie und wirtschaftspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, den Kabinettsbeschluss zur Umsetzung der
Vorschläge der Kohlekommission. Lorenz Gösta Beutin, energie- und
klimapolitischer Sprecher der Fraktion ergänzt:

"Die Länder müssen sich auf die Strukturwandelmittel verlassen können.
Darum will DIE LINKE die Festschreibung der Strukturwandelmittel per
Bund-Länder-Staatsvertrag. Wir werden uns im Bundestag auch dafür
einsetzen, dass die Mittelvergabe an die konkrete Abschaltung von
Kohlekraftwerken gebunden ist, mit festgesetzten Abschaltmengen. Der
Kohleausstieg bis 2038 ist jedoch zu spät, bis 2030 muss Schluss sein
mit der Kohle in Deutschland. Auch muss sichergestellt sein, dass die
Strukturwandelgelder nicht in Autobahnen und Prestigeprojekte
verpulvert werden. DIE LINKE fordert darum eine Klimaprüfung der
Mittelverwendung. Der anstehende Strukturwandel wird auch deshalb
teurer als gedacht, weil die Bundesregierung den Kohleausstieg im
Interesse der großen Energiekonzerne jahrelang fahrlässig verschleppt,
boykottiert, diskreditiert hat.

DIE LINKE schlägt für die Verwaltung der Strukturwandelgelder die
Neugründung von Stiftungen des öffentlichen Rechts in jeder
Kohleregion vor. Um die Bedürfnisse und Kompetenzen der Menschen vor
Ort in den Mittelpunkt zu rücken, muss über die Vergabe der Mittel in
den Regionen demokratisch entschieden werden. Dazu gehören die
Kommunen gestärkt und auf allen Ebenen einbezogen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 22. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8460: Heute im Bundestag Nr. 603 - 22.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 603

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.32 Uhr

1. Daten von Minderjährigen gespeichert

2. Gestaltung von Stadträumen

3. Strukturhilfen für Kohleausstieg

4. Einflussnahme auf Richtlinienumsetzung

5. Bahnbrücken in Mecklenburg-Vorpommern

6. Zulassung von Elektrokleinstfahrzeugen

5. Bekämpfung von sogenannten Gaffern



1. Daten von Minderjährigen gespeichert

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) speichert im
Zusammenhang mit extremistischen Aktivitäten auch Angaben über einige
Minderjährige. In der Behörde werden derzeit Daten von insgesamt 52
Jugendlichen im Alter von 14 und 15 Jahren gespeichert, wie aus der Antwort
(19/10214) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9438) der
Fraktion Die Linke hervorgeht.

In den meisten Fällen geht es um den Phänomenbereich
Islamismus/islamistischer Terrorismus mit insgesamt 43 Fällen.

 * 

2. Gestaltung von Stadträumen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion erkundigt sich nach dem Stand bei der
Gestaltung von Stadträumen. In einer Kleinen Anfrage (19/10299)
thematisieren die Abgeordneten das "Weißbuch Stadtgrün", eine 2017
veröffentlichte Orientierungshilfe zu Fragen der Stadtbegrünung. Sie
möchten wissen, welchen Fortschritt die Bundesregierung in Bezug der dort
genannten Ziele erreicht hat. Außerdem geht es um Details zu verschiedenen
Strategien der Stadtökologie.

 * 

3. Strukturhilfen für Kohleausstieg

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte wissen, wo die Gelder für die
Bewältigung des Kohleausstiegs herkommen und wie konkret sie verwendet
werden. In einer Kleinen Anfrage (19/10270) erkundigen sich die
Abgeordneten nach dem Zeitplan für die Umsetzung von Vorschlägen der
Kohle-Kommission und stellen Detailfragen zum Mitteleinsatz in den
betroffenen Regionen.

 * 

4. Einflussnahme auf Richtlinienumsetzung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2370 vom 14. Dezember 2016 zur Änderung
der Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der Öffnung des Marktes für inländische
Schienenpersonenverkehrsdienste und der Verwaltung der
Eisenbahninfrastruktur", interessiert die Fraktion Die Linke. In einer
Kleinen Anfrage (19/9858) schreiben die Abgeordneten, die Mitglieder des
Bundestages wüssten wenig Konkretes über die Erkenntnisquellen des oben
genannten Entwurfes, die gegebenenfalls durch externe Dritte im Prozess der
Erstellung des Gesetzentwurfs eingeführt wurden und auf denen die konkreten
Regelungsvorschläge gegebenenfalls beruhten. Der Bundestag habe jedoch ein
gewichtiges Interesse daran, die Übernahme beziehungsweise positive
Berücksichtigung der Vorschläge oder Stellungnahmen externer Dritter in dem
Gesetzentwurf zu kennen.

Zu der Bewertung eines konkreten Regelungsvorschlages gehöre schließlich
auch die Kenntnis, welchen spezifischen Interessen und Zielen er dient,
heißt es in der Vorlage. Nur so könne umfassend ermessen werden, "ob das
Regelungsziel geteilt wird und ob die Regelung dafür unter Berücksichtigung
aller vorliegenden Informationen geeignet, erforderlich und angemessen
ist".

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung unter anderem gefragt,
welche Stellungnahmen oder sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt des
oben genannten Gesetzesvorhabens bei ihr eingegangen sind. Wissen will die
Linksfraktion auch, welcher Regelungsvorschlag mit welchem konkreten
Vorschlag welches externen Drittens, der im Rahmen der so genannten
Verbändebeteiligung nach Paragraf 47 Absatz 3 der Gemeinsamen
Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) eingegangen ist, identisch
ist.

 * 

5. Bahnbrücken in Mecklenburg-Vorpommern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den Zustand der Bahninfrastruktur in
Mecklenburg-Vorpommern interessiert sich die FDP-Fraktion. Durch eine
Kleine Anfrage (19/9909) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
unter anderem erfahren, wie viele und welche Eisenbahnbrücken in
Mecklenburg-Vorpommern dringend sanierungsbedürftig sind.

 * 

6. Zulassung von Elektrokleinstfahrzeugen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob bei der Erteilung der Allgemeinen Betriebserlaubnis
(ABE) und der Einzelbetriebserlaubnis (EBE) für Elektrokleinstfahrzeuge
jedes Bauteil einzeln oder nur das Elektrokleinstfahrzeug als Gesamtes
technisch abgenommen werden muss, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
in einer Kleinen Anfrage (19/9758) von der Bundesregierung wissen. Gefragt
wird auch, wie die Bußgelder für die Inbetriebnahme oder das Fahren von
Elektrokleinstfahrzeugen ohne gültige ABE oder EBE bemessen sein werden.

 * 

7. Bekämpfung von sogenannten Gaffern

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Berlin: (hib/mwo) Der Bundesrat hat eine Entschließung
zur effektiven Bekämpfung von sogenannten Gaffern gefasst. Wie die
Länderkammer in einer Unterrichtung (19/10372) mitteilt, fordert sie den
Bundestag auf, die Strafbarkeitslücke hinsichtlich des unbefugten Filmens
oder Fotografierens von verstorbenen Personen zu schließen und sich
unverzüglich mit dem bereits in den Bundestag eingebrachten Gesetzentwurf
(19/1594) zu befassen. Der Bundesrat fordert des Weiteren die
Bundesregierung auf, dieses Gesetzgebungsvorhaben konstruktiv zu begleiten
und damit dem Auftrag im Koalitionsvertrag für die 19. Wahlperiode gerecht
zu werden.

Zur Begründung heißt es, seit annähernd einem Jahr liege dem Bundestag der
Gesetzentwurf des Bundesrates vor. Maßgebliche Schritte auf dem Weg zu
einer abschließenden Behandlung durch den Bundestag seien bisher nicht zu
erkennen. Auch die Bundesregierung zeige bisher keine Aktivitäten, um dem
Auftrag im Koalitionsvertrag zu entsprechen. Diese Inaktivität sollte zum
Anlass genommen werden, auf die Umsetzung des Gesetzentwurfs des
Bundesrates zu drängen und damit zu verdeutlichen, dass der Gesetzgeber
seinen Beitrag leistet, den mit dem "Gaffen" verbundenen Missständen zu
begegnen. In der Unterrichtung stellt der Bundesrat fest, das es trotz der
in den letzten Jahren ergriffenen gesetzgeberischen Maßnahmen bisher nicht
gelungen sei, die Missstände, die mit dem "Gaffen" verbunden sind,
entscheidend zurückzudrängen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8459: Heute im Bundestag Nr. 602 - 22.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 602

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.54 Uhr

1. Genehmigungen für Dual-Use-Güter

2. Folgen des A 380-Produktionsstopps

3. Sicherheit der Stromversorgung

4. Rüstungsexportgenehmigungen 2018

5. Kontrolle von Endverbleibserklärungen

6. Baukontrollen bei Bundesbauten



1. Genehmigungen für Dual-Use-Güter

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Im Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (Bafa)
sind nach Angaben der Bundesregierung etwa 220 Menschen mit
exportkontrollrechtlichen Fragestellungen betraut. Wer davon nur für
Dual-Use-Güter zuständig ist, sei nicht aufschlüsselbar, heißt es in der
Antwort (19/9899) auf eine Kleine Anfrage (19/9263) der FDP-Fraktion.
Dual-Use-Güter sind solche mit doppeltem Verwendungszweck, etwa
Informationstechnologie, die auch militärisch genutzt werden kann. Die Dual-
Use-Güterliste der EU werde jährlich überarbeitet, dabei bringe sich die
Bundesregierung mit technischer Expertise ein.

In der Antwort listet die Bundesregierung Genehmigungszahlen für Güter aus
dem Bereich Telekommunikation und Informationssicherheit aus den
vergangenen Jahren auf. Darunter fallen auch Güter der
Telekommunikationsüberwachung, für die sich die fragestellenden
Abgeordneten besonders interessiert hatten.

 * 

2. Folgen des A 380-Produktionsstopps

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat bestätigt,
Rückforderungsansprüche an den Airbus-Konzern wegen des Produktionsstopps
für das Großraumflugzeug A 380 zu prüfen. Dies geschehe derzeit unter
anwaltlicher Einbindung heißt es in der Antwort (19/10108) auf eine Kleine
Anfrage (19/9642) der AfD-Fraktion. Den Angaben zufolge hat Airbus im Jahr
2002 zur Teilfinanzierung der Entwicklungskosten des A 380 ein bedingt
rückzahlbares Darlehen erhalten, so dass bei Auslieferung eines Flugzeugs
dieses Typs ein bestimmter Darlehensbetrag getilgt wird.

Insgesamt hält die Bundesregierung die industriepolitischen Implikationen
des A 380-Produktionsstopps für beherrschbar. Die
Arbeitsplatzverpflichtungen, die der Flugzeugbauer im Rahmen eines
Darlehensvertrags bei 2013 eingegangen ist, seien erfüllt worden.

 * 

3. Sicherheit der Stromversorgung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung hat angekündigt, in Kürze einen
Monitoringbericht zur Stromversorgungssicherheit vorzulegen. In diesem
Zusammenhang würden auch Analysen veröffentlicht, die bezüglich der
Versorgungssicherheit den europäischen Binnenmarkt für Strom
miteinbeziehen, schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/10184) auf
eine Kleine Anfrage (19/9423) der FDP-Fraktion. Für Extremsituationen, die
über die üblichen Risiken an Strommärkten hinausgehen, wird der Bedarf für
eine Kapazitätsreserve auf 2 Gigawatt geschätzt. Das
Bundeswirtschaftsministerium prüfe diese Größe regelmäßig und könne sie
gegebenenfalls anpassen, heißt es weiter.

 * 

4. Rüstungsexportgenehmigungen 2018

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Genehmigungen für Rüstungsexporte im Jahr 2018 stehen im
Mittelpunkt der Antwort (19/10142) auf eine Kleine Anfrage (19/9200) der
Fraktion Die Linke. Die Bundesregierung listet darin detailliert
Genehmigungen für einzelne Rüstungsgüter-Sparten nach Bundesländern auf.
Zudem erklärt sie, in diesem Jahr eine Studie zur Lage der
Verteidigungsindustrie zu aktualisieren.

 * 

5. Kontrolle von Endverbleibserklärungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu einem
Verstoß gegen Endverbleibserklärungen für aus Deutschland ausgeführte
Rüstungsgüter in die Vereinigten Arabischen Emirate vor. Dies gelte auch
nach einer Überprüfung von Informationen nach Medienberichten über deutsche
Rüstungsgüter im Jemen. Zugleich betont die Bundesregierung in der Antwort
(19/9895) auf eine Kleine Anfrage (19/9065) der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen, die Beurteilung der Einhaltung von Endverbleibserklärungen sei von
der Einhaltung eines Waffenembargos abzugrenzen. Sie betone in allen
Gesprächen mit ausländischen Regierungen die Bedeutung der Einhaltung des
Völkerrechts, einschließlich der bindenden Beschlüsse des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen.

 * 

6. Baukontrollen bei Bundesbauten

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Über baufachliche Kontrollen ihrer eigenen Bauten
informiert die Bundesregierung in der Antwort (19/10092) auf eine Kleine
Anfrage (19/9609) der FDP-Fraktion. Darin erläutert sie Ablauf,
Regelmäßigkeit und Dokumentation von Kontrollen des Zustands ihrer
Liegenschaften.

 * 
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BUNDESTAG/8458: Heute im Bundestag Nr. 601 - 22.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 601

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.14 Uhr

1. Änderung beim Streitbeilegungsgesetz

2. Attribuierung von Cyberoperationen

3. Förderung des Arbeiter-Samariter-Bundes

4. LGBTI-Initiativen im Ausland

5. Menschenrechtslage in Indien

6. Anti-Folter-Stelle legt Jahresbericht vor



1. Änderung beim Streitbeilegungsgesetz

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat den Entwurf
eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften über die außergerichtliche
Streitbeilegung in Verbrauchersachen und zur Änderung weiterer Gesetze
vorgelegt (19/10348). Wie es in dem Entwurf heißt, haben erste Erfahrungen
mit dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) von 2016, mit dem
erstmalig die Rahmenbedingungen für Schlichtungsstellen geschaffen wurden,
in einzelnen Punkten Nachbesserungsbedarf ergeben. Der Gesetzentwurf sieht
unter anderem vor, dass die derzeit den Ländern zugewiesene Aufgabe der
ergänzenden Verbraucherschlichtung (Universalschlichtung) zum 1. Januar
2020 auf den Bund übertragen werden soll. Dieser soll durch den Betrieb
einer bundesweiten Universalschlichtungsstelle zugleich die Verpflichtung
nach der EU-Richtlinie vom Mai 2013 über die alternative Beilegung
verbraucherrechtlicher Streitigkeiten erfüllen, im Bundesgebiet
flächendeckend für eine Infrastruktur von Verbraucherschlichtungsstellen
für Verbraucherstreitigkeiten zu sorgen.

Dem Entwurf zufolge haben sich seit Inkrafttreten des VSBG die Anzahl der
Verbraucherschlichtungsstellen und die Anzahl der Streitbeilegungsverfahren
stetig erhöht. Gerade vor dem Hintergrund der zum 1. November 2018
eingeführten Musterfeststellungsklage sei eine weitere Zunahme von
Verfahren vor Verbraucherschlichtungsstellen zu erwarten. Im Anschluss an
eine erfolgreiche und rechtskräftig abgeschlossene Musterfeststellungsklage
müssten Verbraucher, auch wenn sie sich auf das Musterfeststellungsurteil
berufen können, ihre individuellen Ansprüche noch durchsetzen. Hierbei
biete insbesondere die Verbraucherschlichtung für den Verbraucher eine im
Vergleich zum Klageweg vor den ordentlichen Gerichten kostengünstige,
schnelle und ressourcenschonende Alternative.

 * 

2. Attribuierung von Cyberoperationen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der im EU-Rahmen verwendete Begriff der "böswilligen
Cyberaktivitäten" beschreibt Cyberoperationen, die geeignet sind, die
Integrität und Sicherheit der Europäischen Union, ihrer Mitgliedstaaten
sowie ihrer Bürgerinnen und Bürger zu beeinträchtigen. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/10273) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9086) schreibt, sei der "Cyberdiplomatische
Reaktionsrahmen" eindeutig in seiner Festlegung, dass böswillige
Cyberaktivitäten sowohl durch staatliche als auch durch nichtstaatliche
Akteure durchgeführt werden können. "Aus Sicht der Bundesregierung sind bei
der Bewertung einer Cyberoperation die Maßstäbe Tragweite, Größenordnung,
Dauer, Intensität, Komplexität und Wirkung maßgeblich."

 * 

3. Förderung des Arbeiter-Samariter-Bundes

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Zusammenhang mit Unterschlagungsvorwürfen gegen einen
Mitarbeiter des Arbeiter-Samariter-Bundes (ASB) weist die Bundesregierung
darauf hin, dass die vom Auswärtigen Amt gewährten Förderungen sowohl an
den Arbeiter-Samariter-Bund Deutschland e. V. erfolgt seien, wie auch an
sogenannte gemeinnützige Gesellschaften des Arbeiter-Samariter-Bundes. "Es
wurden keine Zuwendungen an den ASB Gemeinnützige Gesellschaft für
Sozialdienste und Krankentransporte mbH geleistet", heißt es in der Antwort
(19/10274) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9397).

 * 

4. LGBTI-Initiativen im Ausland

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Deutsche Botschaften haben sich in den vergangenen Jahren
an Pride Paraden in Bulgarien, der Dominikanischen Republik, Griechenland,
Israel, Italien, Lettland, Litauen, Rumänien und Serbien beteiligt. Das
geht aus der Antwort (19/10277) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/9446) hervor. Zudem habe der Staatsminister für Europa im Auswärtigen
Amt, Michael Roth, an Pride Paraden in Rumänien, Serbien, der Ukraine und
Ungarn teilgenommen. Die Antwort enthält zudem Übersichten über die von der
Bundesregierung geförderten Projekte im Bereich LGBTI im Rahmen der
Menschenrechtspolitik und der Entwicklungszusammenarbeit.

 * 

5. Menschenrechtslage in Indien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Lage der Zivilgesellschaft und der religiösen
Minderheiten in Indien im Kontext der Parlamentswahlen 2019 erkundigt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/10178). Die
Abgeordneten fragen unter anderem nach einer Einschätzung der
Bundesregierung zur Meinungs- und Pressefreiheit, zur Lage von
Menschenrechtsverteidigern sowie zur Sperrung von Konten von Organisationen
wie Amnesty International und Greenpeace durch die indische Regierung.

 * 

6. Anti-Folter-Stelle legt Jahresbericht vor

Menschenrechte/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter hat im Jahr
2018 insgesamt 48 Einrichtungen besucht und vier Abschiebungsmaßnahmen
begleitet. Wie aus dem als Unterrichtung (19/10305) vorliegenden
Jahresbericht 2018 hervorgeht, fanden die Besuche in Dienststellen der
Bundes- und Landespolizei, in Kliniken der allgemeinen und forensischen
Psychiatrie, in Einrichtungen des Zolls und des Justizvollzugs sowie in
Abschiebungshafteinrichtungen statt. Der Tätigkeitsschwerpunkt habe auf dem
Bereich Alten- und Pflegeheime gelegen. Gemeinsam mit der
Volksanwaltschaft, dem Österreichischen Nationalen Präventionsmechanismus
(NPM), habe die Nationale Stelle mit Unterstützung durch den Europarat
erstmals eine internationale NPM-Konferenz veranstaltet, die sich mit dem
Monitoring von Alten- und Pflegeheimen befasste. Der Schwerpunkt dieser
Konferenz habe auf dem Thema "Freiheitsentziehende Maßnahmen" gelegen.

 * 
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BUNDESTAG/8457: Heute im Bundestag Nr. 600 - 22.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 600

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.19 Uhr

1. Breitbandförderung durch den Bund

2. Angaben zu Autobahnbaustellen

3. Luftverkehrsgipfel-Maßnahmen umgesetzt

4. Echtzeit-Datenaustausch bei Fahrzeugen

5. Keine Forschungsgelder für Neigetechnik

6. Keine Rückkehr zum Zug-Verfahren



1. Breitbandförderung durch den Bund

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In ihrer Antwort (19/9814) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/9371) listet die Bundesregierung sämtliche
Breitbandinfrastrukturprojekte in den Bundesländern Rheinland-Pfalz, Hessen
und Nordrhein-Westfalen auf, die mit Bundesmitteln gefördert werden.
Zugleich benennt die Bundesregierung vier Fälle, in denen einem Antrag auf
Bundesförderung in den benannten Ländern nicht stattgegeben wurde.

 * 

2. Angaben zu Autobahnbaustellen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Länder melden nach Angaben der Bundesregierung dem
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) im Rahmen
der Baubetriebsplanung die von ihnen geplanten Arbeitsstellen längerer
Dauer auf Bundesautobahnen mit erforderlichen Verkehrsbeschränkungen an
vier oder mehr Kalendertagen. Da es sich bei den gemeldeten Zahlen
lediglich um einen Ausblick auf die Baustellenplanung handle, könne die
tatsächliche Zahl der Baustellen hiervon abweichen, schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9816) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/9336). In einer Anlage zu der Antwort werden sämtliche
Autobahnbaustellen seit dem Jahr 2009 aufgeführt.

 * 

3. Luftverkehrsgipfel-Maßnahmen umgesetzt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Umsetzung der am 5. Oktober 2018 auf dem
Luftverkehrsgipfel beschlossenen Maßnahmen haben Flughäfen,
Fluggesellschaften, Flugsicherungsorganisationen sowie Bund und Länder nach
Angaben der Bundesregierung "in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich
eigenverantwortlich veranlasst". Die Umsetzung aller 24 Maßnahmen habe
begonnen und sei zum Teil bereits abgeschlossen, schreibt die Regierung in
ihrer Antwort (19/9866) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9494).
Auch der Monitoring-Prozess zur Umsetzung der 24 Maßnahmen werde
kontinuierlich fortgesetzt, "so dass eine fortlaufende Evaluierung
erfolgt", heißt es in der Antwort.

 * 

4. Echtzeit-Datenaustausch bei Fahrzeugen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Einführung von Car2X-Kommunikation, die den Austausch
von Daten in Echtzeit sowohl zwischen Fahrzeugen (Car2Car) als auch
zwischen Fahrzeugen und Verkehrsinfrastruktur (Car2Infrastructure)
beschreibt, zielt nach Angaben der Bundesregierung "auf die weitere
Verbesserung der Verkehrssicherheit" Das geht aus der Antwort der Regierung
(19/9776) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9098) hervor.
Car2X-Kommunikation solle das rechtzeitige Erkennen von gefährlichen
Situationen unterstützen und durch die Information potenziell Betroffener
dazu beitragen, Unfälle zu verhindern, heißt es in der Antwort.

Außerdem solle die Car2X-Kommunikation den Verkehrsfluss durch die
Verbesserung der Möglichkeiten für eine effiziente Verkehrssteuerung und
die Förderung eines kooperativen Verkehrsverhaltens positiv beeinflussen.
Ein Beispiel hierfür sei die Berechnung der optimalen Geschwindigkeit für
eine "grüne Welle" im Stadtverkehr durch Kommunikation zwischen
Lichtsignalanlage und Fahrzeug, schreibt die Regierung.

 * 

5. Keine Forschungsgelder für Neigetechnik

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Angaben der Bundesregierung ist derzeit nicht
geplant, Forschungsaktivitäten zum Einsatz von Schienenfahrzeugen mit
aktiver wie passiver Neigetechnik zu fördern. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/9802) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8818) hervor. Es sei daher auch nicht geplant, dem
"Deutschen Zentrum für Schienenverkehrsforschung" einen Auftrag zur
Weiterentwicklung der Neigetechnik zu erteilen, schreibt die Regierung.

 * 

6. Keine Rückkehr zum Zug-Verfahren

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung wird sich nach eigener Aussage nicht
für eine Rückkehr zum sogenannten Zug-Verfahren einsetzen, mit dem zwei
Fertiggaragen auf einem Spezial-Lkw mit Anhänger mit eingebauter
Hebevorrichtung transportiert und fertig am Bauort abgeliefert werden
können. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/9732) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9388) hervor.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 600 - 22. Mai 2019 - 12.19 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8456: Heute im Bundestag Nr. 599 - 22.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 599

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.13 Uhr

1. Gültigkeit von Rüstungs-Vereinbarung

2. Versorgungssicherheit in Deutschland

3. Gasverbrauch und Flüssiggas

4. Patente und Unternehmensgründungen

5. Energieversorgung im Saarland



1. Gültigkeit von Rüstungs-Vereinbarung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) In der Diskussion um Rüstungsexporte hat die
Bundesregierung keine Kenntnis darüber, dass das Schmidt-Debré-Abkommen von
französischer Seite in Frage gestellt worden ist. Das geht aus der Antwort
(19/9902) auf eine Kleine Anfrage (19/9317) der Fraktion Die Linke hervor.
Das deutsch-französische Abkommen aus dem Jahr 1972 beinhaltet eine
Vereinbarung über die Ausfuhr von gemeinsam entwickelten und gefertigten
Kriegswaffen und sonstigem Rüstungsmaterial. Es gelte explizit unter der
Prämisse, dass über den Export von Kriegswaffen und sonstigem
Rüstungsmaterial die Regierungen beider Länder jeweils souverän
entscheiden, erklärt die Bundesregierung nun weiter. "Die einschlägigen
nationalen Gesetze sollen im Geiste der deutsch-französischen
Zusammenarbeit ausgelegt und angewandt werden."

 * 

2. Versorgungssicherheit in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Seit 2005 hat es zwei mal ungeplante Stromabschaltungen
in Deutschland gegeben. Dies erklärt die Bundesregierung in der Antwort
(19/9901) auf eine Kleine Anfrage (19/9307) der AfD-Fraktion. "Die
Wirtschaft kann sich damit darauf verlassen, dass sie sicher mit Strom
versorgt wird", bilanziert die Bundesregierung. Die Versorgungssicherheit
sei sehr hoch. Die Berichte zu den Lastabwürfen (ungeplante
Stromabschaltungen) sind den Angaben zufolge auf der Seite der
Bundesnetzagentur abrufbar.

 * 

3. Gasverbrauch und Flüssiggas

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt nach dem Gasverbrauch in
Deutschland. In einer Kleinen Anfrage (19/10205) erkundigen sich die
Abgeordneten zudem nach der Versorgungsstruktur und dem Flüssiggas-Anteil
an der Versorgung. Auch Prognosen zum Bedarf interessieren sie.

 * 

4. Patente und Unternehmensgründungen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Patente und daraus folgende Unternehmensgründungen
geht es in einer Kleinen Anfrage (19/10188) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten erkundigen sich darüber hinaus nach Mitteln für
Innovationsprogramme seit 2007.

 * 

5. Energieversorgung im Saarland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die Folgen des
Kohleausstiegs für die Energieversorgung im Saarland. In einer Kleinen
Anfrage (19/10138) möchten die Abgeordneten wissen, wie hoch die
ausgetauschten Strommengen zwischen Deutschland und Frankreich in den
vergangenen zehn Jahren waren. Sie erkundigen sich auch nach der maximalen
Übertragungsleistung beim Strom, insbesondere im Hinblick auf den Austausch
zwischen Frankreich und dem Saarland.

 * 
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BUNDESTAG/8455: Heute im Bundestag Nr. 598 - 22.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 598

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.33 Uhr

1. Mehr Studenten für Heilmittelberufe

2. AfD fragt nach Säuglingssterblichkeit

3. Alterstfeststellung von Migranten

4. Steuervorteile für den Rundfunk

5. Klimakabinett und Finanzpolitik

6. Belastung von Flächen mit Kampfmitteln



1. Mehr Studenten für Heilmittelberufe

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Zahl der Studenten in den hochschulischen Ausbildungen
der Heilmittelberufe hat sich zwischen 2010/2011 und 2017/2018 beinahe
verdreifacht. 2010/2011 wurden bundesweit 4.360 Studenten im Studienfach
nichtärztliche Heilberufe/Therapien registriert, 2017/2018 waren es 11.164,
wie aus der Antwort (19/10279) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/9762) der Linksfraktion hervorgeht.

Aufgrund der gestiegenden Bedeutung der Heilmittelversorgung habe es in den
vergangenen Jahren mehrere gesetzliche Initiativen gegeben, heißt es in der
Antwort weiter. Das Bundesgesundheitsministerium wolle die Ausbildungen in
den Gesundheitsberufen neu ordnen und dafür ein Gesamtkonzept erarbeiten.
Dazu gehörten das Thema Schulgeldfreiheit und die damit einhergehenden
Finanzierungsfragen.

 * 

02. AfD fragt nach Säuglingssterblichkeit

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit regionalen Unterschieden der Säuglingssterblichkeit
befasst sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10206). Als eine
mögliche Ursache werden sogenannte konsanguine Ehen genannt, also solche
unter Verwandten. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob die hohe
Säuglingssterblichkeit in Berlin-Neukölln womöglich mit der großen Zahl von
Muslimen zusammenhängt.

 * 

3. Alterstfeststellung von Migranten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Bestimmung des Alters von Flüchtlingen befasst
sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10179). Die
Bundesregierung habe ein entsprechendes Forschungsprojekt angekündigt. Die
Abgeordneten wollen nun wissen, wie weit das Projekt vorangekommen ist.

 * 

4. Steuervorteile für den Rundfunk

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Zu den Ausführungen des Bundesrechnungshofes zu
Steuervorteilen für die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten stellt die
FDP-Fraktion eine Kleine Anfrage (19/10118). Die Bundesregierung soll unter
anderem der Einnahmen aus dem Rundfunkbeitrag und die weiteren Einnahmen
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten nennen. Außerdem wird nach der
Ausgabenstruktur und den Steuerzahlungen der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten gefragt. Die Bundesregierung soll auch Stellung beziehen
zur Einschätzung des Bundesrechnungshofes, wonach die geltenden Pauschalen
für Körperschaftsteuer und Kapitalertragsteuer zu niedrig sind.

 * 

5. Klimakabinett und Finanzpolitik

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Finanzpolitische Aspekte des Klimakabinetts sind Thema
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/10119). Gefragt wird, ob das
Bundesministerium der Finanzen finanzmarktpolitische Initiativen in die
Diskussion beziehungsweise Beratungen des Klimakabinetts einbringen will.
Außerdem wird nach dem steuerpolitischen Initiativen gefragt.

 * 

6. Belastung von Flächen mit Kampfmitteln

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach kampfmittelbelasteten Flächen in der Bundesrepublik
Deutschland erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/10140). Die Bundesregierung soll Angaben zu den Munitionsaltlasten
machen und mitteilen, wie viel Hektar mit Kampfmitteln belastet sind.
Außerdem wird nach Personenschäden bei der Kampfmittelbeseitigung und nach
dem Einsatz von Robotern zur Entschärfung und Vernichtung von Kampfmitteln
gefragt.

 * 
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BUNDESTAG/8454: Heute im Bundestag Nr. 597 - 22.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 597

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 22. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.29 Uhr

1. Club-Prüfung nach anonymem Hinweis

2. Für Erhalt nationaler Sicherungssysteme

3. Regierung verteidigt Provisionsdeckel

4. Schwarzarbeit und Lobbyismus

5. Keine Berechnungen zum Glücksspiel

6. Mehrwertsteuerreduzierung bei der Bahn



1. Club-Prüfung nach anonymem Hinweis

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat bestätigt, dass eine Prüfung des
Zolls wegen Schwarzarbeit und wegen unversteuerten Alkohols in einem
Berliner Club aufgrund eines anonymen Hinweises erfolgt ist. Bei
Einsatzplanungen werde darauf geachtet, dass Beeinträchtigungen des
Geschäftsbetriebs weitgehend vermieden werden, erläutert die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10055) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9640). Auch in dem Berliner Club sei der Beginn der
Prüfung vor Öffnung des Veranstaltungsortes für Besucherinnen und Besucher
für die Teilnahme an einer Podiumsdiskussion angesetzt worden.

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, dass die geplante
Veranstaltung ausgefallen ist. Sofern dies der Fall gewesen sei, sei die
Formulierung, dass die "Podiumsdiskussion infolge der Kontrolle ausfallen
musste", in dieser Form nicht zutreffend. Wäre es nicht zu einem Angriff
auf die Polizei- und Zollbediensteten gekommen, hätte einer reibungslosen
Durchführung der Veranstaltung, gegebenenfalls auch während der
Prüfungsmaßnahme, nichts im Wege gestanden, berichtet die Bundesregierung.
Über Schäden im Club hat die Regierung keine Erkenntnisse. "In diesem
Zusammenhang ist jedoch darauf hinzuweisen, dass durch den Einsatz eines
Reizstoffsprühgeräts sechs Beamtinnen und Beamte der Berliner Polizei
verletzt und kontaminiert wurden. Ein Zollbeamter klagte zudem über
Atemwegsreizungen", heißt es in der Antwort.

Insgesamt wurden in Berlin im vergangenen Jahr 1.611 Arbeitgeberprüfungen
gemäß Paragraph 2 des Schwarzarbeitsgesetz durchgeführt. Von 2014 bis
einschließlich erstes Quartal 2019 waren es insgesamt 8.500
Arbeitgeberprüfungen.

 * 

2. Für Erhalt nationaler Sicherungssysteme

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat sich in den bisherigen Beratungen
der High Level Working Group für die europäische Einlagensicherung für den
Erhalt der deutschen Einlagensicherungssysteme und insbesondere der vollen
Funktionsfähigkeit der Institutssicherungssysteme der Sparkassen und
Genossenschaftsbanken eingesetzt. Sie werde dies auch im Rahmen der zur
Beratung der Einlagensicherung gebildeten High Level Working Group tun,
versichert sie in ihrer Antwort (19/9946) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9583). Im Übrigen sei die Haltung der Bundesregierung zu
einer gemeinsamen europäischen Einlagensicherung EDIS unverändert:
Politische Verhandlungen über EDIS könnten erst nach einer substanziellen,
weitergehenden Reduktion der bestehenden Risiken und Fehlanreize beginnen.
Alle Elemente des Fahrplans des EU-Rates zur Vollendung der Banken-Union
vom Juni 2016 müssten in der richtigen Reihenfolge beibehalten werden. Die
Bundesregierung fordert insbesondere einen Abbau vorhandener und die
Vermeidung zukünftiger notleidender Kredite. Zudem müsse ein hinreichender
Verlustpuffer bei Banken aufgebaut werden, und die regulatorische
Behandlung von Staatsanleihen müsse angemessen sein. In der Antwort werden
außerdem die Themen der ersten Sitzungen der High Level Working Group
erläutert.

 * 

3. Regierung verteidigt Provisionsdeckel

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat den geplanten Provisionsdeckel
für Lebensversicherungen und Restschuldversicherungen verteidigt. Der
Anreiz, ausreichend Vertragsabschlüsse herbeizuführen und damit eine
erhöhtes Einkommen zu erzielen, sei geeignet, einen Konflikt mit der
Pflicht des Vermittlers herbeizuführen, im bestmöglichen Interesse der
Kunden zu handeln. Vor diesem Hintergrund solle die Einführung eines
Provisionsdeckels, unabhängig vom Vertriebsweg, Fehlanreize durch besonders
hohe erfolgsabhängige Vergütungselemente ausschließen, heißt es in der
Antwort der Bundesregierung (19/10059) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9591).

 * 

4. Schwarzarbeit und Lobbyismus

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher geführter
Gespräche in der Regierung besteht nicht. Dies erklärt die Regierung in
ihrer Antwort (19/10056) auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/9634), die sich nach der Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und
Interessenvertretern auf den Entwurf eines Gesetzes gegen illegale
Beschäftigung und Sozialleistungsmissbrauch erkundigt hatte. Angesichts
einer Vielzahl identischer Kleiner Anfragen der Fraktion zu anderen
Gesetzentwürfen und angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen
Gesetzgebungstätigkeit sowie der Detailtiefe von einzelnen Fragen sieht die
Bundesregierung die Grenze zur "administrativen Überkontrolle" erreicht.

 * 

5. Keine Berechnungen zum Glücksspiel

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Auswirkungen einer Regulierung von
Online-Casinospielen auf die Einnahmen des Bundes sind nach Ansicht der
Bundesregierung davon abhängig, auf welche Art und Weise eine Regulierung
erfolgen würde. Dies teilt sie in ihrer Antwort (19/9824) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9566) mit. Berechnungen zu steuerlichen
Auswirkungen einer Regulierung von Online-Casinospielen seien nicht
durchgeführt worden.

 * 

6. Mehrwertsteuerreduzierung bei der Bahn

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Der Vorschlag von Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer,
die Mehrwertsteuer auf Fahrscheine des Fernverkehrs von 19 auf sieben
Prozent zu senken, ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10265). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wie hoch die
Einnahmen des Bundes aus der Mehrwertsteuer auf Fahrscheine des
Fernverkehrs in den vergangenen zehn Jahren waren und welche
Mindereinnahmen sich durch eine Verringerung des Mehrwertsteuersatzes
ergeben würden. Außerdem wird nach den Gründen für den unterschiedlichen
Mehrwertsteuersatz zwischen Fahrkarten im Nahverkehr und im Fernverkehr
gefragt. Wissen wollen die Abgeordneten auch, warum die
Universaldienstleistungen der Deutschen Post AG entgegen den Empfehlungen
der Monopolkommission weiterhin von der Mehrwertsteuer befreit sind.

 * 
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BILDUNG/941: Gesetzentwurf zur Forschungsförderung macht fast alle zu Verlierern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. Mai 2019

SATTELBERGER: Gesetzentwurf zur Forschungsförderung macht fast
alle zu Verlierern



Zum Gesetzentwurf zur steuerlichen Forschungsförderung erklärt der
innovations- und forschungspolitische Sprecher der FDP-Fraktion
Thomas Sattelberger:

"Dieser Gesetzentwurf macht fast alle zu Verlierern, profitieren
werden nur die großen Tanker. Er unterstützt nur Unternehmen, die
selbst forschen. Viele kleinere und mittlere Unternehmen haben aber
gar keine eigene Forschungsabteilung. Genau diejenigen, von denen wir
uns dringend mehr Innovation wünschen, sollen ihre Forschungskosten
als Auftraggeber nicht absetzen können. Das ist absurd. Hinzu kommt:
Von Forschungsaufträgen werden staatliche Hochschulen und
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen steuerlich kein bisschen
profitieren. Denn sie können nichts absetzen, da sie gar nicht
steuerpflichtig sind. Bei einem solchen Irrsinn kann man nur zu einem
Schluss kommen: Bundesfinanzminister Scholz will offenbar durch die
Hintertür sparen, indem er mit diesem Gesetz dafür sorgt, dass kaum
jemand die angekündigte Steuerersparnis in Anspruch nehmen kann. Die
FDP-Fraktion fordert stattdessen eine echte steuerliche
Forschungsförderung. Diese muss technologieoffen, rechtssicher und
bürokratiearm ausgestaltet sein und einen Fokus auf kleine und
mittelständische Unternehmen setzen."

 * 
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SOZIALES/1520: SPD-Vorschlag zur Grundrente ist dreister Griff in die Sozialkassen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. Mai 2019

VOGEL: SPD-Vorschlag zur Grundrente ist dreister Griff in die
Sozialkassen



Zur Debatte über die Grundrente der SPD erklärt der rentenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Nach wochenlangen Ankündigungen hat sich die SPD nun mit sich selbst
geeinigt. Auf ein abgestimmtes Rentenkonzept der Großen Koalition
warten die Bürger weiter vergebens. Haarsträubend ist der
SPD-Vorschlag, mehr als die Hälfte der Kosten der Grundrente durch
einen dreisten Griff in die Sozialkassen finanzieren zu wollen. Die
übrigen Finanzierungsvorschläge entfallen auf Luftbuchungen und
Steuererhöhungen. Das ist ein völlig unseriöses und durchsichtiges
Wahlkampfmanöver. Die bekannten Probleme bei der Grundrente bestehen
weiter: Es wird mit der Gießkanne Geld verteilt, auch an Leute mit
hohen Alterseinkommen. Viele Menschen, die tatsächlich von
Altersarmut bedroht sind, gehen dagegen leer aus. Für den echten
Kampf gegen Altersarmut liegt mit Basis-Rente der FDP-Fraktion ein
besseres und bezahlbares Konzept auf dem Tisch."

 * 
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UMWELT/901: Gesetzentwurf zum Wolf dient einzig dem Koalitionsfrieden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. Mai 2019

BUSEN: Gesetzentwurf zum Wolf dient einzig dem Koalitionsfrieden



Zum Gesetzentwurf zum Wolf erklärt der jagdpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Karlheinz Busen:

"Der Entwurf von Bundesumweltministerin Schulze ist zu wenig und
dient einzig dem Koalitionsfrieden. Den Weidetierhaltern und Menschen
im ländlichen Raum ist damit nicht wirklich geholfen. Vielmehr sollen
sie kurz vor den Wahlen vertröstet werden. Wir brauchen keine
Attrappen im Gesetzbuch, sondern konkrete Problemlösungen. Dazu
gehört nicht nur der vereinzelte Abschuss von Wölfen, sondern auch,
ganze Gebiete wie Deichlandschaften frei von Wölfen zu halten.
Weidetierhalter leiden auch unter der bürokratischen Beweisführung
bei Wolfsrissen. Eine Beweislastumkehr beim Nachweis von Wolfsrissen
ist dringend erforderlich. Die FDP-Fraktion wird einen entsprechenden
lösungsorientierten Gesetzentwurf vorlegen."

 * 
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WIRTSCHAFT/3053: Herausforderungen des Strukturwandels lassen sich nicht mit Steuergeld zuschütten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 22. Mai 2019

NEUMANN: Herausforderungen des Strukturwandels lassen sich nicht
mit Steuergeld zuschütten



Zum Kabinettsbeschluss des Strukturstärkungsgesetzes erklärt der
energiepolitische Sprecher der FDP-Fraktion Prof. Dr. Martin Neumann:

"Pünktlich vor den Landtagswahlen im Osten scheint die Große
Koalition die Kohleregionen mit teuren Wahlgeschenken ruhig stellen
zu wollen. Die Zeche zahlen dürfen die Steuerzahler. Doch die
zahlreichen Herausforderungen des Strukturwandels lassen sich nicht
einfach mit Steuergeld zuschütten. Stattdessen muss
Bundeswirtschaftsminister Altmaier endlich wieder die politische
Führung übernehmen und eine Gesamtstrategie vorlegen, die den sehr
unterschiedlichen Bedingungen in den betroffenen Kohle-Ländern
gerecht wird. Klare Schwerpunkte müssen hierbei Bildung sowie
Forschung und Entwicklung sein. Konkret wäre beispielsweise die
Schaffung von digitalen Freiheitszonen ein erster wichtiger Schritt,
um Investitionen in innovative Zukunftskonzepte zu ermöglichen und
neue Arbeitsplätze in den betroffenen Regionen zu schaffen. Ohne eine
nachhaltige Gesamtstrategie wird es nicht gelingen, die Menschen vor
Ort mitzunehmen."

 * 
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BAYERN/4991: Förderung auch für freie Kulturszene (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 22. Mai 2019

Förderung auch für freie Kulturszene

Kulturpolitischer Sprecher Volkmar Halbleib: Kulturfonds muss regional ausgewogener werden - Mittel auf 10 Millionen Euro aufstocken



Der kulturpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Volkmar
Halbleib will anlässlich der Verteilung der Mittel des Kulturfonds
Bayern im Bereich Kunst eine breitere regionale Streuung erreichen. In
der heutigen (22. Mai) Sitzung des Wissenschaftsausschusses regte der
unterfränkische Abgeordnete daher einen Runden Tisch zur Reform und
Weiterentwicklung des Kulturfonds an. "Der Kulturfonds ist ein
hervorragendes Mittel zur Unterstützung der kulturellen Vielfalt im
Freistaat, das Theater ebenso voranbringt wie Museen oder
Bibliotheken. Ich wünsche mir aber, dass die Gelder regional
ausgewogener verteilt werden", erklärt der SPD-Kulturpolitiker. Er
verweist auf die aktuellen Förderquoten, die zum Beispiel in
Oberfranken bei 24,4 Prozent und in Unterfranken nur bei 4,5 Prozent
liegen.

Halbleib will auch eine Förderung von Projekten der freien Kulturszene
erreichen, die nicht in kommunaler Trägerschaft sind, aber oft neben
der kulturellen auch eine wichtige soziale Funktion haben. Mit dem
neuen Programm "Kreativinvest", von dem auch München und Nürnberg
profitieren können, sollen im laufenden Jahr fünf Millionen und 2020
vier Millionen Euro bereitgestellt werden. Die SPD strebt zudem die
Aufstockung der gesamten Fördersumme für die Maßnahmen der "Kunst- und
Kulturpflege" von 7,8 Millionen auf zehn Millionen Euro jährlich für
2019 und 2020 an.

 * 
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HAMBURG/4770: Kein Fußbreit den Rechten - Europa solidarisch weiter entwickeln (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 22. Mai 2019

Kein Fußbreit den Rechten: Europa solidarisch weiter entwickeln!



"Keinen Fußbreit den Rechten! Unsere Antwort für Hamburg und Europa:
Solidarität, Gerechtigkeit, Demokratie, Vielfalt stärken!" - mit
dieser durch DIE LINKE angemeldeten Aktuellen Stunde eröffnete die
Hamburgische Bürgerschaft ihre Sitzung vier Tage vor der Europa- und
der Bezirksversammlungswahl.

"Die Europäische Union steht am 26. Mai vor einer wichtigen
Entscheidung", sagte in der Debatte die innenpolitische Sprecherin der
Fraktion, Christiane Schneider. "Wird der Nationalismus triumphieren,
der mit aller Konsequenz homogene Gesellschaften schaffen will, wird
die Verachtung der Menschenrechte weiter an Einfluss gewinnen und noch
mehr Menschen zynisch dem Tod durch Ertrinken ausliefern? Wird sich
die Ignoranz durchsetzen, die Menschheitsprobleme wie den Klimawandel
leugnet, wird die Verachtung von Rechtsstaatlichkeit und von zentralen
Grundrechten gestärkt aus den Wahlen hervorgehen?"

Am letzten Wochenende sind unter dem Motto "1 Europa für alle: Deine
Stimme gegen Nationalismus" in Hamburg 15.000 Menschen auf die Straßen
gegangen, viele Zehntausend in anderen deutschen und europäischen
Großstädten. "Das waren große, bunte Demonstrationen, die auf die
Rechtsentwicklung eindrucksvolle Antworten gegeben haben", sagte
Schneider. "Proeuropäische Antworten, die aber auch deutlich gemacht
haben, dass Europa sich ändern muss, wenn es eine Zukunft haben will.
Wir als demokratische Parteien müssen die Diskussion mit allen führen,
die die EU sozial, solidarisch und demokratisch weiterentwickeln
wollen. Wir müssen Argumente austauschen, wir können uns streiten,
aber eines muss endlich aufhören: die Relativierung der Gefahr, die
von der Rechtsentwicklung, von Nationalismus und Rassismus ausgeht und
die Delegitimierung von Antifaschismus wie jüngst durch Innensenator
Grote."

 * 
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HAMBURG/4769: Hamburg braucht endlich eine umfassende Anti-Armuts-Strategie (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 22. Mai 2019

Hamburg braucht endlich eine umfassende Anti-Armuts-Strategie!



Die soziale Spaltung in Hamburg muss bekämpft werden - und sie kann
bekämpft werden. Deshalb fordert die Fraktion DIE LINKE in der
heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft mit einem Antrag
(Drs. 21/17131) den Senat auf, eine behördenübergreifende
Anti-Armuts-Strategie aufzulegen.

"Wir schlagen konkrete Eckpunkte vor, die wir im Rahmen unserer
Veranstaltungsreihe 'Mut gegen Armut' in verschiedenen Hamburger
Stadtteilen mit vielen Bürger_innen gemeinsam erarbeitet haben",
erklärt die sozialpolitische Sprecherin und Co-Vorsitzende der
Fraktion, Cansu Özdemir. "Demokratie heißt, allen Hamburger_innen
soziale und kulturelle Teilhabe zu ermöglichen und zu sichern. Dazu
gehört zum Beispiel ein Landesmindestlohn von 13 Euro, der kostenfreie
Eintritt in Museen und Kultureinrichtungen für Menschen mit geringem
oder gar keinem Einkommen, die kostenlose Nutzung des ÖPNV für
Schüler_innen, Studierende und Auszubildende oder ein Gratis-Frühstück
in Schulen und Kitas."

"Hamburg ist eine reiche Stadt. Und dennoch sind hier 360.000 Menschen
armutsgefährdet - und die Zahlen der armen oder von Armut Bedrohten
sind seit Jahren sehr hoch", ergänzt die Co-Vorsitzende und
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion, Sabine Boeddinghaus. "Die
Kürzungspolitik der vergangenen Jahre hat dazu geführt, dass Menschen
in strukturell benachteiligten Stadtteilen resigniert sind und sich
abgehängt fühlen. Wir wollen deshalb, dass alle zuständigen Behörden,
Sozialverbände und andere zivilgesellschaftliche Akteur_innen an der
Erarbeitung einer umfassenden, ressortübergreifenden
Anti-Armuts-Strategie beteiligt werden. Ziel muss sein, die sich
verfestigende Armut in der Stadt gezielt zu bekämpfen und eine
gleichberechtigte Teilhabe aller Hamburger_innen zu erreichen."

 * 
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HAMBURG/4768: Steuerschätzung - Kein Grund für weitere Kürzungen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 21. Mai 2019

Steuerschätzung: Kein Grund für weitere Kürzungen



Hamburgs Steuereinnahmen wachsen weiter, wenn auch nicht mehr ganz so
kräftig wie zuletzt vom Senat errechnet. "Es gibt für den Senat also
keinen Grund, weitere Kürzungen durchzuführen", erklärt dazu der
haushaltspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Norbert Hackbusch. "Die gegenwärtigen und
geplanten Ausgaben für die Sanierung von Gebäuden, Straßen und Brücken
können nicht reduziert werden, ohne dass der Sanierungsstau noch
länger wird. Die faktischen Kürzungen durch die Weigerung, in der
sozialen Infrastruktur und den Bezirken einen Inflationsausgleich zu
finanzieren, schmerzen in Hamburg immer noch - hier kann und darf
nicht noch weiter gekürzt werden!"

Hackbusch erinnert daran, dass der Senat sowohl viel Geld bei der HSH
Nordbank versenkt als auch bei einigen Steuerbetrüger_innen nicht
eingesammelt hat: "Für die nächste Zeit sind pro Jahr 350 Millionen
Euro für die Abtragung der HSH-Schulden eingeplant. Auch dieses Geld
muss irgendwo herkommen, es darf nicht durch Kürzungen aus dem
sozialen Bereich gezogen werden! Also sind die heiligen Kühe endlich
zu schlachten: Die Vermögenssteuer muss her, die Grunderwerbssteuer
darf nicht wegfallen! Die riesigen Vermögenszuwächse aus den letzten
Jahren bei den obersten 10.000 müssen angezapft werden."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3323: Novelle des Hochschulgesetzes bringt wesentliche Verbesserungen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 22. Mai 2019

Novelle des Hochschulgesetzes bringt wesentliche Verbesserungen



Der Landtag hat sich in erster Lesung mit der Novelle des
Hochschulgesetzes beschäftigt.

Dazu erklärt der hochschulpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion
Dirk Stamer:

"Ich halte den vorliegenden Gesetzentwurf alles in allem für sehr
gelungen und denke, dass er die Arbeitsbedingungen an den Hochschulen,
die Internationalisierung und Zukunftsfähigkeit der Hochschulen sowie
Forschung und Lehre verbessern wird. Ganz besonders am Herzen liegt
mir die Regelung, dass neue Arbeitsverträge mit einer Mindestlaufzeit
von 3 Jahren abgeschlossen werden, wenn sie eine Promotion zum Ziel
haben. Dies schafft für die Promovierenden Planungssicherheit
hinsichtlich ihrer Promotion und ihrer Lebensplanung. Hier kann ich
mir einen positiven Effekt auf die Zufriedenheit und somit die
Qualität vorstellen. Wissenschaftliche Mitarbeiter, die mit dem Ziel
der Promotion angestellt sind, sollen einen fest vereinbarten Zeitraum
ihrer wöchentlichen Arbeitszeit vertraglich vereinbart für ihre
Promotion aufwenden können. Dies halte ich für sehr gute Neuerung, da
es leider häufiger der Fall ist, dass Doktoranden die Zeit für die
eigene Promotion nicht finden, da andere Aufgaben des operativen
Geschäfts sie daran hindern.

Sehr am Herzen liegt mir auch die Neuregelung bezüglich der
Lehrbeauftragten, um Missbrauch und Ausbeutung zu verhindern. Die
Attraktivität der Hochschulen als Arbeitgeber wird durch diesen
Gesetzentwurf massiv gestärkt."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3322: SPD-Fraktion beglückwünscht Landtagspräsidentin Birgit Hesse (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 22. Mai 2019

SPD-Fraktion beglückwünscht Landtagspräsidentin Birgit Hesse



Die SPD-Landtagsabgeordnete Birgit Hesse ist neue Präsidentin des
Landtags von Mecklenburg-Vorpommern.

Der Fraktionsvorsitzende Thomas Krüger gratuliert Birgit Hesse im
Namen der SPD-Landtagsfraktion:

"Birgit Hesse ist in das höchste politische Amt unseres Landes gewählt
worden. Dazu gratuliert ihr die SPD-Landtagsfraktion von ganzem
Herzen. Birgit Hesse hat als Landrätin und später als Sozial- und
Bildungsministerin bewiesen, dass sie eine fähige Verwaltungschefin
ist. Diese Rolle wird sie auch als Landtagspräsidentin gut erfüllen.
Ganz besonders freut es mich, dass Birgit Hesse angekündigt hat, den
Kampf für eine offene und tolerante Gesellschaft ihrer Amtsvorgängerin
fortzusetzen. Dies ist auch eine Verneigung vor der Leistung der viel
zu früh verstorbenen ehemaligen Landtagspräsidentin Sylvia
Bretschneider, deren Andenken wir auch auf diese Weise in Ehren
werden."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5153: Für Frauen in Not wird ein weiteres Frauenhaus eingerichtet (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
22.05.2019

Für Frauen in Not wird ein weiteres Frauenhaus eingerichtet



Im Landtagsausschuss für Gleichstellung und Frauenförderung wurde
heute über die Situation der Frauenhäuser in Rheinland-Pfalz berichtet
und darüber debattiert. Hierzu erklärt Dr. Katrin Rehak-Nitsche,
Mitglied der SPD-Fraktion im zuständigen Ausschuss: "Die Zahl der von
Gewalt betroffenen Frauen, die das Frauenministerium heute vorgestellt
hat, sind erschütternd. Die meisten betroffenen Frauen erfahren Gewalt
in engen sozialen Beziehungen, vom Ehemann oder Lebenspartner.
Frauenhäuser sind deswegen weiterhin dringend notwendig. Genauso wie
in vielen anderen Bundesländern stehen die rheinland-pfälzischen
Frauenhäuser momentan vor großen Herausforderungen: Sie sind stark
ausgelastet, und manche Frauen müssen länger in Häusern verweilen als
von ihnen gewünscht, da sie wegen des angespannten Wohnungsmarktes
keine Wohnung finden. Frauenhäuser bieten nicht nur von Gewalt
betroffenen Frauen eine anonyme Zufluchtsmöglichkeit, sie bieten auch
den leider häufig mit betroffenen Kindern dringend benötigten Schutz.
Damit sind sie eine unverzichtbare Säule innerhalb des
rheinland-pfälzischen Interventions- und Präventionsbündnisses (RIGG).
Für uns ist die Hilfe für von häuslicher Gewalt betroffenen Frauen von
besonderer Bedeutung. Daher freuen wir uns, dass Ministerin Anne
Spiegel unsere Initiative für ein weiteres Frauenhaus im Norden von
Rheinland-Pfalz aufgegriffen hat und nun schnellstmöglich auf den Weg
bringt. Das 18. Frauenhaus in Rheinland-Pfalz soll in Andernach
eingerichtet werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5152: Das Grundgesetz mahnt, die Hände nicht in den Schoss zu legen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
22.05.2019

Alexander Schweitzer zum morgigen 70. Jubiläumstag: Das Grundgesetz
mahnt, die Hände nicht in den Schoss zu legen



Zum morgigen Donnerstag, 23. Mai 2019, den Tag, an dem das Grundgesetz
der Bundesrepublik Deutschland seit 70 Jahren in Kraft ist, erklärt
der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Das Grundgesetz
ist Grundstein unseres Staates und Grundlage der andauernden
Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik Deutschland. Es hat eherne
Prinzipien festgesetzt wie die repräsentative Demokratie und die
Sozialstaatlichkeit. Es hat sich im Laufe der 70 Jahre in guten wie in
schwierigen Zeiten bewährt. Gleichzeitig müssen wir weiterhin
daraufhin wirken, manche Vorgaben wie die Gleichberechtigung von
Männern und Frauen oder die Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse in ganz Deutschland umzusetzen. Das Grundgesetzt
ist Mahnung, nicht die Hände in den Schoss zu legen, sondern weiterhin
an der Verbesserung der gesellschaftlichen und sozialen Realitäten zu
arbeiten."

Schweitzer betont: "Das Grundgesetz startet in Artikel 1 mit "Die
Würde des Menschen ist unantastbar". Diese an Klarheit nicht zu
überbietende Prämisse muss dauerhafte Richtschnur für unser
politisches und gesellschaftliches Handeln sein. Menschenverachtende
Äußerungen und Handlungen sind zu bekämpfen und juristisch zu ahnden.
Gleichzeitig müssen wir aktiv für demokratische, rechtsstaatliche und
soziale Prinzipien einstehen. Sie gilt gerade in Zeiten, in denen
Rechtsradikale und Populisten versuchen, die Axt an manche
Menschenrechte wie die Glaubens- und Meinungsfreiheit oder das
Asylrecht zu legen."

 * 

Quelle:
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KULTUR/292: Kulturelle Vielfalt und Kunstfreiheit brauchen Demokratie


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Kulturelle Vielfalt und Kunstfreiheit brauchen Demokratie



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Zum heutigen Welttag der kulturellen Vielfalt betont die
SPD-Bundestagsfraktion die Freiheit von Kunst und Kultur. Vielfalt
kann sich nur entfalten, wenn Kunst- und Kulturschaffende in ihrem
Wirken durch staatlich garantierte Grund- und Freiheitsrechte
geschützt sind.

"Dass der Welttag der kulturellen Vielfalt für Dialog und Entwicklung
auch von der UNESCO jährlich am 21. Mai begangen wird, zeigt die
internationale Bedeutung und den großen Wert kultureller Vielfalt.
Denn Grund- und Freiheitsrechte der Kunst- und Kulturschaffenden
geraten immer mehr unter Druck. In vielen Ländern wird die Arbeit von
insbesondere kritischen Kunst- und Kulturschaffenden sowie Akteuren
der Zivilgesellschaft eingeschränkt, viele Betroffene können ihren
Beruf nicht frei ausüben.

In diesem Jahr wird der Blick insbesondere auf die Grund- und
Freiheitsrechte der Kunst- und Kulturschaffenden gerichtet, denn nur
zwei Tage später, am 23. Mai 2019, feiert die Bundesrepublik
Deutschland das 70-jährige Jubiläum des Grundgesetzes. Ein
Grundgesetz, das die Kunstfreiheit in Art. 5 Absatz 3 als Grundrecht
garantiert und als wesentlich für die demokratische Grundordnung
erachtet.

Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich noch stärker dafür einsetzen, die
freiheitliche Demokratie zu bewahren und sie vor Bedrohungen zu
schützen. Demokratie lebt von Vielfalt, Demokratie lebt von Dialog.
Nur so können wir Kunst- und Kulturschaffenden Raum zur Entfaltung
geben und unser kulturelles Erbe zu erhalten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2770: Grundrente - Lebensleistung anerkennen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 22. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Grundrente: Lebensleistung anerkennen



Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin;

Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Bundessozialminister Hubertus Heil hat sein mit Bundesfinanzminister
Olaf Scholz abgestimmtes Finanzierungskonzept der Grundrente
vorgestellt. Dabei verzichtet er auf die Bedürftigkeitsprüfung und
stärkt das Vertrauen in den Sozialstaat.

"Die Zeit der Spekulationen ist vorbei. Nun liegt ein solide
finanziertes Konzept der Grundrente auf dem Tisch. Menschen die lange
gearbeitet, Angehörige gepflegt oder Kinder erzogen haben, sollen eine
Rente erhalten, die oberhalb der Grundsicherung liegt. Ihnen soll der
Gang zum Amt erspart bleiben. Das ist Anerkennung von Lebensleistung
und kein Almosen. Daher ist es richtig und notwendig, dass
Bundessozialminister Hubertus Heil in seinem Konzept nach wie vor auf
eine Bedürftigkeitsprüfung verzichtet.

Es ist eine guter Vorschlag, dass zur Finanzierung der Grundrente die
sogenannte Mövenpicksteuer wieder abgeschafft und der Druck auf
Einführung einer längst überfälligen Finanztransaktionssteuer erhöht
wird.

Von der Grundrente werden ab 1.Janunar 2021 rund drei Millionen
Menschen profitieren, sowohl aktuelle Rentnerinnen und Rentner als
auch künftige, darunter mit 80 Prozent besonders Frauen. Voraussetzung
ist, dass 35 Jahre lang Beiträge gezahlt wurden. Damit macht es in
Zukunft eben doch wieder einen Unterschied, ob Menschen in die
gesetzliche Rente eingezahlt haben oder nicht. Das stärkt das
Vertrauen in die Rentenversicherung und trägt zu ihrer Stabilisierung
bei.

Ergänzt wird das Konzept durch einen Freibetrag in der Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung, einer besseren Absicherung im Alter
bei Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit und Rehabilitationszeiten sowie einer
Entlastung der Rentnerinnen und Rentner durch die Absenkung des
Krankenversicherungsbeitrages auf den ermäßigten Satz."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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VERBAND/2351: Jahrestagung des Weltbauernverbandes in Luxemburg (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Jahrestagung des Weltbauernverbandes in Luxemburg



Im Rahmen der zum neunten Mal stattfindenden Vollversammlung des
Weltbauernverbandes (WFO) unterstützt der Präsident des Deutschen
Bauernverbandes, Joachim Rukwied, eine von der WFO entwickelte Agenda
zum Umgang der Landwirtschaft mit dem Klimawandel. Die Strategie mit
dem Titel "TheClimakers.org" wurde von Bauern selbst definiert und
entwickelt. "Wir Landwirte wissen, dass wir unseren Teil zum
Klimaschutz beitragen müssen. Unsere Vorschläge sind wirkungsvoll und
praxistauglich zugleich", sagt DBV-Präsident Rukwied.

Beim Treffen der WFO stehen auch die Tierhaltung und die
Verbandspositionen zum Einsatz von Antibiotika im Mittelpunkt der
Diskussionen. So fordert der Weltbauernverband geeignete Maßnahmen, um
die weitere Verbreitung von antimikrobieller Resistenz zu verhindern.
Auch diese Position unterstützt der Deutsche Bauernverband
ausdrücklich.

Vertreter aus rund 50 Ländern von allen Kontinenten treffen sich in
diesem Jahr in Luxemburg unter dem Motto "The Farmers' Route", um
aktuelle agrarpolitische Themen für die Entwicklung der Landwirtschaft
weltweit zu diskutieren. Der DBV ist auf dem Jahrestreffen der in Rom
ansässigen Organisation durch DBV-Präsident Joachim Rukwied und
DBV-Vizepräsident Werner Schwarz vertreten. Thematisch steht vor allem
der Klimawandel im Fokus der Veranstaltung. Die Jahrestagung der WFO
eröffnet einmal jährlich die Möglichkeit, sich mit Bauernvertretern
aus allen Weltregionen auszutauschen. Der südafrikanische Landwirt
Theo de Jager wurde für zwei weitere Jahre an die Spitze des
Weltbauernverbandes gewählt.

 * 

Quelle:
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KULTUR/432: Kultur als Staatsziel im Grundgesetz verankern (Deutscher Musikrat)


Deutscher Musikrat - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Deutscher Musikrat: Kultur als Staatsziel im Grundgesetz verankern!



Am 23. Mai 1949, vor genau 70 Jahren, wurde das Grundgesetz vom
Parlamentarischen Rat in Bonn verabschiedet. Bis heute fehlt darin das
explizite Bekenntnis zur Kultur als Staatsziel. Die Festschreibung der
Ergänzung "Der Staat schützt und fördert die Kultur" im Grundgesetz war in
der Vergangenheit mehrfach Gegenstand kulturpolitischer Debatten, ist
bislang jedoch gescheitert.

Hierzu Prof. Christian Höppner, Generalsekretär des Deutschen Musikrates:
"Der Deutsche Musikrat appelliert an die Abgeordneten des Deutschen
Bundestages, das Staatsziel Kultur im Grundgesetz zu verankern. Unabhängig
vom Eigenwert künstlerischer Ausdrucksformen ist Kultur essentiell für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Ihre konstitutive Bedeutung für unsere
Gesellschaft gehört endlich in unsere Verfassung."

Bereits seit 1981 wird diskutiert, ob die Kultur als Staatsziel im
Grundgesetz verankert werden solle. Die Enquete-Kommission "Kultur in
Deutschland" des Deutschen Bundestages empfahl in ihrem Zwischenbericht
2005 die Festschreibung des Staatszieles Kultur. 2006 und 2012 brachten die
FDP-Fraktion und die SPD-Fraktion Gesetzentwürfe für die Ergänzung des
Grundgesetzes um einen Artikel 20b ein - die Entwürfe fanden keine
Mehrheit. Auch bei den Koalitionsverhandlungen der neuen Bundesregierung
konnte man sich nicht darauf einigen, das Staatsziel Kultur im Grundgesetz
zu verankern.

 * 

Quelle:
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MILITÄR/938: Chemiewaffen - Kriegsvorwand und Manipulationshilfe ... (SB)


Chemiewaffen - Kriegsvorwand und Manipulationshilfe ...



Aktuell steigen die Spannungen zwischen den USA und dem Iran rapide
an. Die Gefahr eines Krieges am Persischen Golf ist seit langem nicht
mehr so groß gewesen. Hauptverantwortlicher für die Eskalation ist
US-Präsident Donald Trumps Nationaler Sicherheitsberater John Bolton,
der bekanntlich unter George W. Bush als Staatssekretär für
Rüstungskontrolle im Washingtoner Außenministerium wesentlich an dem
Zustandekommen und der medialen Verbreitung der erlogenen Begründung
für den angloamerikanischen Einmarsch in den Irak und den gewaltsamen
Sturz des Baath-"Regimes" in Bagdad 2003 mitgewirkt hat. Damals hieß
es, Saddam Hussein müsse wegen der Gefahr der Weitergabe von
"Massenvernichtungswaffen" an das Al-Kaida-"Netzwerk" Osama Bin Ladens
beseitigt werden. Heute wirft Bolton den "Mullahs in Teheran" vor,
"Hauptsponsoren des internationalen Terrorismus" zu sein, und droht
ihnen offen mit schwerster militärischer Vergeltung, sollten die
US-Streitkräfte oder die Interessen Washingtons im Nahen Osten seitens
schiitischer Milizen - sei es im Irak, in Syrien oder im Jemen - zum
Ziel von Anschlägen werden. Dabei zeigen neueste Enthüllungen über den
Konflikt in Syrien, mit welcher Leichtigkeit die westlichen
Geheimdienste und ihre Partner vor Ort die internationale
Berichterstattung propagandistisch beeinflussen können.

Die Rede ist hier vom vermeintlichen Giftgaseinsatz, der am 7. April
2018 in der Rebellenhochburg Douma in Ostghouta am Rande von Damaskus
43 Zivilisten das Leben gekostet haben soll. Damals warfen die
Aufständischen und mit ihnen die Regierungen in London, Paris und
Washington der Syrischen Arabischen Armee (SAA) vor, vom Hubschrauber
aus chlorhaltige Fässer auf Douma abgeworfen zu haben. Videobilder,
die von der vom Westen finanzierten "Hilfsorganisation" White Helmets
aufgenommen worden waren und die Kinderleichen sowie unter schwerer
Atemnot leidende Menschen zeigten, lösten rund um die Welt Entsetzen
und den Ruf nach Vergeltung aus. Trump, der nur wenige Tage zuvor bei
einem heftigen Streit mit seinen Generälen den Abzug aller
US-Streitkräfte aus Syrien durchgesetzt zu haben meinte, fühlte sich,
nachdem First Daughter Ivanka, die Mutter seiner Enkel, ihm Fotos
einiger der toten Kinder persönlich vorgelegt hatte, zum Handeln
gezwungen.

In den frühen Morgenstunden des 14. April 2018 griffen die
Streitkräfte der USA, Frankreichs und Großbritanniens von Flugzeugen
sowie von Schiffen im Mittelmeer aus mit 103 Raketen und
Marschflugkörpern drei Objekte an, die angeblich in Verbindung mit dem
mutmaßlichen Chlorgasvorfall von Douma standen. Zerstört wurden dabei
eine medizinische Forschungsanlage in Damaskus und zwei Stützpunkte
bei Homs, wo angeblich chemische Kampfmittel heimlich gebunkert
wurden. Damals wies die Regierung in Damaskus den Vorwurf der
Verwendung von Chemiewaffen entschieden von sich und insistierte
hartnäckig darauf, im Rahmen der im September 2013 von Rußland
initiierten Vereinbarung mit den USA sämtliche Chemiewaffenbestände
und -produktionsstätten Syriens vernichtet zu haben - was ihr 2015
sogar von der Organisation zum Verbot Chemischer Waffen (OPCW)
bescheinigt worden war.

Den ersten konkreten Hinweis, daß hier Präsident Baschar Al Assad und
die SAA vielleicht zu Unrecht an den Pranger gestellt worden waren,
lieferte der langjährige, mehrfach ausgezeichnete britische
Nahost- und Kriegskorrespondent Robert Fisk in einem Text- und
Videobeitrag, der am 16. April 2018 auf der Website des Londoner
Independent erschienen war. Am Tag zuvor hatte Fisk ohne Begleitung
durch syrische Beamte oder Militärs Douma, aus dem nur Stunden zuvor
die SAA die Kämpfer der von Saudi-Arabien finanzierten und
ausgerüsteten Gruppe Dschaisch Al Islam endgültig vertrieben hatte,
durchwandern und mit Ärzten und Einwohnern frei sprechen konnte. Die
Aussagen der Augenzeugen Fisk gegenüber bestärkten den Verdacht, daß
es sich bei dem schrecklichen Vorfall von Douma um eine
"Falsche-Flagge-Aktion" der Rebellen gehandelt hatte.

Demnach war es am fraglichen Tag, sozusagen am Vorabend der
Rückeroberung von Douma durch die SAA, zu erbitterten Kämpfen
gekommen. Die Rauch- und Staubentwicklung infolge der
Granateneinschläge sowie eines gleichzeitigen Sandsturms in der
zerbombten und untertunnelten Ruinenlandschaft hatten viele Menschen
mit Atemnot in das örtliche Krankenhaus getrieben. Dort entstand eine
Massenpanik, als Mitglieder der Weißhelme in der Notaufnahme
erschienen, "Giftgasangriff" herumbrüllten und alle Anwesenden
anwiesen, so schnell wie möglich ihre Haut mit Wasser zu waschen. Die
Bilder der chaotischen und verstörenden Szene haben die Weißhelme per
Videokamera festgehalten und als Beweis für die Grausamkeit des
Assad-"Regimes" ins Internet gestellt, wo sie von Politik und Medien
des Westens dankend ausgeschlachtet wurden.

Am 21. und 25. April 2018 haben OPCW-Inspekteure Douma besucht und die
"Tatorte" ausführlich untersucht, an denen die Giftgasfässer angeblich
eingeschlagen waren, dort Proben genommen und Aussagen von Augenzeugen
protokolliert. Am 1. März 2019 legte die Fact Finding Mission (FFM)
des OPCW in Syrien ihren Bericht dem Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen vor. Aus diesem 106seitigen Dokument geht eindeutig hervor,
daß es in Douma zur Freisetzung von Chlorgas gekommen ist. Über die
Identität der Täter machten die OPCW-Experten keine Angaben. Die
westlichen Mächte sahen dennoch im Ergebnis der OPCW-Untersuchung die
Bestätigung für ihre These, daß die SAA die Greueltat verübt habe,
während das Außenministerium in Damaskus den Bericht als "tendenziös",
"nicht objektiv" und "unglaubwürdig" zurückwies.

Wenige Tage später veröffentlichte die Working Group on Syria,
Propaganda and Media, ein internationales Gremium linker Dissidenten
vornehmlich in der englischsprachigen Welt, die seit Jahren die Lügen
westlicher Politik und Medien über den Konflikt in der Levante
entlarven, eine Expertise der zur Fact Finding Mission gehörenden
Ingenieure, die ihr von unbekannter Seite zugespielt worden war und
zuvor keinen Eingang in die endgültige Version des Douma-Berichts der
OPCW gefunden hatte. Der vermeintliche Lapsus ist leicht erklärt. Die
OPCW-Experten, die vor einem Jahr Douma besuchten und die
Begebenheiten vor Ort in Augenschein nahmen, waren zu dem Schluß
gekommen, daß der "Giftgasanschlag" - wenn überhaupt - nicht wie von
den Aufständischen behauptet geschehen war. Sie sahen zum Beispiel in
dem Umstand, daß die beiden fraglichen Fässer fast unbeschädigt waren,
obwohl sie aus großer Höhe abgeworfen worden sein und jeweils eine
Betondecke durchgeschlagen haben sollen, aber dennoch keine Krater im
Boden verursacht hatten, ein extrem starkes Indiz dafür, daß sie an
den jeweiligen "Tatorten" hingelegt worden waren. Allein dieser Befund
verbannt die These vom bestialischen Vorgehen der SAA in Douma ins
Reich der Märchen. Deswegen durfte die Expertise der FNN-Ingenieure
nicht im OPCW-Bericht auftauchen.

Daß hier in die Arbeit einer für Fragen von Krieg und Frieden so
wichtigen UN-Unterorganisation eingegriffen und manipuliert wurde, ist
höchst alarmierend. Nicht umsonst beklagte sich Rußland, das sich
selbst seit der sonderbaren Vergiftung des russischen Überläufers
Sergej Skripal und seiner Tochter Julia im März 2018 im englischen
Salisbury dem Vorwurf der illegalen Besitzes und Einsatzes von
Chemiewaffen ausgesetzt sieht, über eine "Politisierung" der Arbeit
der OPCW durch die drei westlichen UN-Vetomächte USA, Frankreich und
Großbritannien. Beunruhigend ist zudem die Tatsache, daß bei dem
fraglichen Vorfall in Douma 43 Menschen ums Leben kamen, deren
Todesursache bis heute ungeklärt geblieben ist. Ob diese Personen
durch das austretende Chlorgas getötet wurden oder anders starben und
ihre Leichen anschließend von den Rebellen und den Weißhelmen an den
"Tatort" gelegt wurden, ist bis heute vollkommen unklar.

22. Mai 2019
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RENTE/730: Grundrente - Paritätischer begrüßt Pläne und Finanzierungskonzept (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 22. Mai 2019

Grundrente: Paritätischer begrüßt Pläne und Finanzierungskonzept



Als alles in allem "richtigen Aufschlag" und gutes Konzept begrüßt der
Paritätische Wohlfahrtsverband die Grundrenten-Pläne der SPD und das von
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil und Finanzminister Olaf Scholz
vorgelegte Finanzierungskonzept.

"Die Rente ist für die Menschen das Herzstück der Sozialversicherung und
unseres Sozialstaats. Es ist höchste Zeit, das bröckelnde Fundament unserer
Rentenversicherung nicht nur zu kitten, sondern zu stärken", so Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. Die
Grundrente sei absolut geeignet, die Akzeptanz der Rentenversicherung als
Ganzes wieder zu steigern. "Wer lange Jahre eingezahlt oder sich um
Angehörige gekümmert hat, muss sich darauf verlassen können, im Alter nicht
zum Sozialamt gehen zu müssen", so Schneider. Es sei daher richtig, auf
eine Bedürftigkeitsprüfung zu verzichten, die der Rente wesensfern sei.
Auch die vorgesehene Einführung von Freibeträgen bei kleinen Renten in der
Altersgrundsicherung sei ein wichtiges Zeichen der Anerkennung von
Lebensleistung, dürfe allerdings nicht von einer bestimmten Zahl von
Versicherungsjahren abhängig gemacht werden.

Der Paritätische fordert die Bundesregierung und insbesondere CDU/CSU auf,
sich dem Konzept der Grundrente nicht zu verschließen, sondern endlich den
notwendigen Beitrag zur Rentengerechtigkeit und zur Stärkung des
gesetzlichen Rentensystems zu leisten. Kein Verständnis zeigt der
Paritätische für die Kritik von CDU und CSU an dem Konzept zur
Finanzierung. "Das Finanzierungskonzept ist solide und gerecht", so
Schneider. "Die Möwenpicksteuer stand ohnehin als Paradebeispiel für
verfehlte Klientelpolitik. Ihre Abschaffung und die Einführung der
Transaktionssteuer sind auch verteilungspolitisch das richtige Signal."

Kritisch merkt der Paritätische an, dass in dem Grundrentenkonzept auch
Erwerbsunfähige und Menschen mit gebrochenen Erwerbsbiografien
Berücksichtigung finden müssen. Als weitere Elemente eines
rentenpolitischen Gesamtkonzepts verweist der Verband auf die Ausgestaltung
der Rente als Bürgerversicherung und die Anhebung des Rentenniveaus auf 53
Prozent. Armutspolitisch sei eine Anhebung der Regelsätze in der
Altersgrundsicherung notwendig.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





RENTE/729: Grundrenten-Entwurf - Sozialverband Deutschland fordert rasche Umsetzung (SoVD)


Sozialverband Deutschland - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Grundrenten-Entwurf: Sozialverband Deutschland fordert rasche
Umsetzung



Zum heute veröffentlichten Entwurf zur Grundrente erklärt SoVD-Präsident
Adolf Bauer:

"Der Sozialverband SoVD begrüßt das heute vorgelegte Konzept zur
Grundrente. Es ist gut, dass Bundesarbeitsminister Hubertus Heil jetzt
Nägel mit Köpfen macht. Wer sein Leben lang gearbeitet, Kinder erzogen oder
Angehörige gepflegt hat, darf später nicht in der Grundsicherung landen.
Das ist eine Frage des Respekts. Und deshalb wäre eine
Bedürftigkeitsprüfung völlig falsch. Richtig und wichtig ist hingegen das
Vorhaben, die Grundrente aus Steuermitteln zu finanzieren. Denn es ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, Rentnerinnen und Rentner zu unterstützen,
wenn das Geld nach einem Leben harter Arbeit nicht ausreicht. Die
Bundesregierung sollte das Konzept nun zügig beraten und die Grundrente
endlich auf den Weg bringen."

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 20/2019 vom 22. Mai 2019

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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BANK/564: Commerzbank Hauptversammlung - Geplatzte Fusion Chance sich von Deutscher Bank abzusetzen (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Commerzbank Hauptversammlung:

Geplatzte Fusion Chance sich von Deutscher Bank abzusetzen

- Trotz Richtlinie keine Skrupel bei Finanzierung von Kriegslieferanten

- Menschenrechtler aus dem Jemen fordert schärfere Standards

- Geschäfte mit BAE Systems und Rheinmetall zeigen ethische Untiefen



Wiesbaden, 22.5.2019 - Nachdem die Fusion mit der Deutschen Bank geplatzt
ist, sollte der Vorstand der Commerzbank sich durch eine ethischere
Ausrichtung seiner Geschäfte vom großen Konkurrenten absetzen. Das fordern
Vertreter*innen verschiedener NGOs auf der heutigen Hauptversammlung. Auch
Ali Jameel von der jemenitischen NGO Mwatana wird auf der Hauptversammlung
sprechen. Er lebt in Sanaa und ist vom Jemen-Krieg betroffen. Seit der
Eskalation des bewaffneten Konflikts im März 2015 versucht seine
Organisation in akribischer Recherche die verantwortlichen
Waffenlieferanten zu identifizieren. Von der Commerzbank fordert er den
sofortigen Stopp der Finanzierung von Unternehmen, die Rüstungsgüter an die
im Jemen kriegführenden Staaten liefern.

Jameel sagt: "Das unvorstellbare menschliche Leid im Jemen-Krieg muss ein
Ende haben. Deutsche Geldgeber wie die Commerzbank müssen Verantwortung
übernehmen und Rüstungskonzernen, die diesen Krieg beliefern, die
Finanzierung verweigern. Sie sollten sich nicht an Kriegsverbrechen im
Jemen beteiligen."

2008 hat die Commerzbank eine Rüstungsrichtlinie beschlossen, weiterhin
fördert sie allerdings Unternehmen wie Rheinmetall oder BAE Systems mit
Krediten. Beide Konzerne versorgen den Krieg im Jemen mit Rüstungsgütern
und Munition, bei dem völkerrechtliche Standards und Menschenrechte schwer
verletzt werden. Nach Schätzungen der Nicht-Regierungskoalition Armed
Conflict Location & Event Data Project (ACLED) wurden bereits über 60.000
Menschen durch den Krieg getötet, mehr als 18.000 davon Zivilist*innen. Der
Krieg ist laut Vereinten Nationen die derzeit größte humanitäre Katastrophe
der Welt.

Im abgelaufenen Geschäftsjahr hat die Bank einen weiteren Kredit an BAE
Systems vergeben. Der Rüstungshersteller hat im Zeitraum 2009 bis 2017
insgesamt 72 Eurofighter an Saudi-Arabien geliefert, die erwiesenermaßen im
Jemen-Krieg zum Einsatz kommen und dort für entsetzliches Leid sorgen.
Verträge für weitere 48 Kampfflugzeuge liegen bei BAE Systems schon in der
Schublade. Commerzbank-Analysten empfehlen zudem weiterhin den Kauf von
Rheinmetall-Aktien - wohlwissend, dass der Konzern in den letzten Jahren
sogar schlüsselfertige Munitionsfabriken an Kriegsparteien im Jemen-Krieg
geliefert hat.

"Welche, wenn nicht solche Geschäfte sollte eine Rüstungsrichtlinie
verhindern? Die Commerzbank muss die eigenen menschenrechtlichen Standards
dringend an die Realität des Jahres 2019 anpassen und die großen
Hintertüren in den eigenen Standards schließen", fordert Barbara Happe,
Rüstungs-Campaignerin bei urgewald.


Weitere Informationen:

Broschüre "Dirty Profits - Unser Geld für Rüstungsexporte in Kriegs- und
Krisengebiete" (Juli 2018)

https://urgewald.org/sites/default/files/Brosch%C3%BCre%20Dirty%20Profits_web_0.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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MEINUNG/084: Kohleausstieg - Altmaier hat Geld, aber kein Konzept (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 22. Mai 2019

Kohleausstieg: Altmaier hat Geld, aber kein Konzept

In Kohleausstiegsregionen könnte ökologische Kreislaufwirtschaft erprobt
werden



Berlin, 22.5.2019 - Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) hat
heute seine Planungen vorgestellt, wie die vom Kohleausstieg betroffenen
Regionen gestärkt und dortige Arbeitsplätze gesichert werden können.
Michael Müller, Bundesvorsitzender der NaturFreunde Deutschlands, zeigt
sich davon enttäuscht:

"Wieder einmal wird offenbar, dass die Bundesregierung zwar hohe
Milliardenbeträge in die Strukturpolitik steckt, allerdings keine
zukunftsfähigen regionalen und sektoralen Konzepte hat. Diese so zentrale
Herausforderung für Regionen, die in der Vergangenheit zum Wohlstand
unseres Landes beigetragen haben, sollen dem Markt und der Verlagerung
einiger Behörden überlassen werden. Das ist keine aktive Strukturpolitik,
das ist enttäuschend.

Zukunftsweisend wäre zum Beispiel, wenn in den Kohleausstiegsregionen in
Verbindung mit den jeweiligen Metropolen die Ideen einer ökologischen
Kreislaufwirtschaft erforscht und erprobt würden und damit die Ökonomie der
Zukunft.

Die entscheidende Schwäche von Minister Altmaier ist, dass er kein Konzept
hat, wie eine zukunftsfähige Industrie aussieht und welche
Rahmenbedingungen die Politik dafür schaffen muss. Auch seine Behauptung,
dass nun erstmals vorausschauende Strukturpolitik gemacht würde, ist
falsch. Immerhin wurden im Ruhrgebiet durch staatliches Handeln 240.000
Studienplätze geschaffen. Das aber geht über den Horizont des
Bundeswirtschaftsministers hinaus."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 22.05.2019

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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MELDUNG/863: Altmaier - "Strukturwandel ist große Chance für die betroffenen Kohleregionen!" (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 22. Mai 2019

Altmaier: "Strukturwandel ist große Chance für die betroffenen
Kohleregionen!"

Kabinett beschließt Eckpunkte zur Strukturförderung von Kohleregionen bis
2038



Das Bundeskabinett hat heute die vom Bundesminister für Wirtschaft und
Energie, Peter Altmaier, vorgelegten Eckpunkte zur Umsetzung der
strukturpolitischen Vorschläge der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" beschlossen.

Bundesminister Peter Altmaier: "Wir lösen unser Versprechen ein. Der
Kohleausstieg muss für die betroffenen Regionen zur Chance werden. Mit den
Eckpunkten sorgt die Bundesregierung für Klarheit in den betroffenen
Regionen und schafft langfristige Perspektiven mit zukunftsfähigen
Arbeitsplätzen für die Menschen vor Ort. Mit dem vorliegenden Konzept
stellen wir die Weichen, dass sich die Reviere zu modernen Energie- und
Wirtschaftsregionen weiterentwickeln können. Nun geht es darum, dieses
Konzept zusammen mit den Ländern, den Kommunen und den Menschen vor Ort mit
Leben zu füllen."

Die Eckpunkte sehen vor, dass der Bund bis spätestens 2038 insgesamt bis zu
40 Milliarden Euro für die Weiterentwicklung der bisherigen
Braunkohlereviere in der brandenburgischen und sächsischen Lausitz, in
Nordrhein-Westfalen westlich von Köln und in Sachsen und Sachsen-Anhalt um
Leipzig und Halle zur Verfügung stellt. Auch die Standorte besonders
betroffener Steinkohlekraftwerke und das ehemalige Braunkohlerevier
Helmstedt sollen eine Unterstützung erhalten.

Die Eckpunkte sehen die Vorbereitung eines Strukturstärkungsgesetzes
Kohleregionen mit einer Vielzahl strukturwirksamer Maßnahmen vor. Herzstück
des Gesetzes werden Finanzhilfen des Bundes an die Länder für bedeutende
regionale Investitionen mit einem Gesamtwert von bis zu 14 Milliarden Euro
sein. Darüber hinaus wird der Bund bis zu 26 Milliarden Euro für konkrete
eigene Projekte in den Kohleregionen aufwenden, um die Attraktivität der
Standorte für die Menschen und für Unternehmen zu steigern. Der Bund wird
seinen Anteil am Gesamtpaket insbesondere in die regionale und
überregionale Verkehrsinfrastruktur, in die Ansiedlung von
Forschungseinrichtungen und von Bundesbehörden investieren.

Besonders herausragende Projekte, wie der Ausbau mehrerer Eisenbahnstrecken
oder der Aufbau von Fraunhofer- und DLR-Instituten in den Regionen, sind
bereits jetzt in den Eckpunkten genannt. Ein hochrangiges
Bund-Länder-Koordinierungsgremium soll sicherstellen, dass die Maßnahmen
über die kommenden zwei Jahrzehnte optimiert und an neue Entwicklungen
angepasst werden.

Um den Strukturwandel schnell beginnen zu können, sehen die Eckpunkte vor,
dass mit einem Sofortprogramm Projektvorschläge der Länder im Rahmen
bestehender Bundesprogramme umgesetzt werden. Der Bund stellt hierfür bis
zu 240 Millionen Euro an zusätzlichen Mitteln zur Verfügung.

Auf der Grundlage dieser politischen Einigung wird nun zügig ein
entsprechender Gesetzesentwurf der Bundesregierung erstellt. Gleichzeitig
arbeitet das BMWi mit Hochdruck an der Umsetzung der energiepolitischen
Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung".


Die Eckpunkte (PDF, 259KB) sind abrufbar unter:

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/E/eckpunkte-strukturwandel.pdf?__blob=publicationFile&v=14

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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VERKEHR/1556: Spitzenökonomen fordern Städte-Maut statt Fahrverbote (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 20.05.2019

Spitzenökonomen fordern Städte-Maut statt Fahrverbote



In einem gemeinsamen Plädoyer sprechen sich 30 Ökonominnen und Ökonomen
aus ganz Deutschland für die Einführung einer Städte-Maut in Deutschland
aus. Sie wäre eine ökonomisch und ökologisch sinnvolle Antwort auf die
vielfältigen Probleme, die mit dem zunehmenden Autoverkehr in deutschen
Städten einhergehen. Gleichzeitig könnte sie helfen, sozial ungerechte und
ökologisch wenig zielführende Fahrverbote zu vermeiden. Initiiert wurde
das Plädoyer vom RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung und der
Stiftung Mercator. Es wird u.a. unterstützt von den Mitgliedern des
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung (SVR).

Die wichtigsten Ergebnisse:

• 30 Ökonominnen und Ökonomen haben sich zu einem Plädoyer für eine
Städte-Maut zusammengeschlossen, darunter alle fünf Mitglieder des
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung, Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats beim
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler von Forschungsinstituten und Universitäten aus ganz
Deutschland.

• Um deutsche Innenstädte vom zunehmenden Autoverkehr zu entlasten,
sollte schrittweise eine Städte-Maut eingeführt werden. Die entfernungs-
und schadstoffabhängige Straßennutzungsgebühr sollte zeitlich fein
gestaffelt alle negativen externen Effekte wie Stau, Lärm und
Luftschadstoffe berücksichtigen.

• Zusammen mit einer adäquaten Bepreisung öffentlicher Parkplätze
böte eine Städte-Maut die aus ökonomischer Sicht beste Möglichkeit, um die
Überlastung von Straßen und Parkflächen zu reduzieren.

• Eine Städte-Maut wäre anderen Regulierungsinstrumenten wie etwa
Fahrverboten deutlich überlegen. Sie verteuert die Fahrzeugnutzung und
macht es auf diese Weise attraktiver, umweltfreundlichere Verkehrsmittel
zu nutzen, etwa den öffentlichen Nahverkehr (ÖPNV) oder das Fahrrad.
Gleichzeitig erlaubt sie Haushalten mit niedrigeren Einkommen einen
größeren Handlungsspielraum als die nun drohenden oder bereits erlassenen
Fahrverbote für ältere Dieselfahrzeuge.

• Die Einnahmen aus der Städte-Maut sollten für eine Verbesserung
des ÖPNV und der Fahrradinfrastruktur sowie zur Finanzierung von
Sozialtickets genutzt werden, um wünschenswerte Alternativen zum
Autoverkehr anzubieten.

• Kurzfristig sollten in Modellgebieten "regulative Experimente" mit
Mautmodellen umgesetzt werden, an deren Ausgestaltung die Bürgerinnen und
Bürger umfänglich und von Anfang an beteiligt sind.

• In einer aktuellen, noch unveröffentlichten Befragung im Rahmen
eines von der Stiftung Mercator geförderten Forschungsprojekts des RWI und
des Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) zum
Verkehrsverhalten und zu verkehrspolitischen Einstellungen in Deutschland
wird erkennbar, dass die Mehrheit der Bevölkerung einige einschneidende
Maßnahmen akzeptieren würde. Dazu gehören der Ausbau von Fahrradwegen auf
Kosten von Autoparkplätzen oder die Bevorrechtigung von Bus und Bahn auf
staubelasteten Straßen. Es ist daher zu erwarten, dass sich die
Bevölkerung auch gegenüber einer sozial abgefederten Städte-Maut offen
zeigen würde. Weitere Befragungen hierzu laufen derzeit und werden im
Laufe des Jahres veröffentlicht.

"Eine Städte-Maut bietet die Möglichkeit, mit einer modernen
Verkehrspolitik sozial ungerechte und ökologisch wenig zielführende
Fahrverbote zu umgehen", sagt Manuel Frondel, Leiter des Kompetenzbereichs
"Umwelt und Ressourcen" am RWI. "Um eine hohe Akzeptanz der Städte-Maut in
der Bevölkerung zu erreichen, sollte die Bevölkerung von Anfang an in
entsprechende Modellprojekte eingebunden werden", sagt Lars Grotewold,
Leiter des Bereichs Klimawandel bei der Stiftung Mercator.


Dieser Pressemitteilung liegt die RWI Position "Weniger Staus, Staub
und Gestank per sozial ausgewogener Städte-Maut - Gemeinsames Plädoyer
initiiert vom RWI und der Stiftung Mercator" zugrunde. Sie kann unter
http://www.rwi-essen.de/publikationen/rwi-positionen/ als pdf-Datei
heruntergeladen werden. Über die Inhalte des Plädoyers berichtet "Spiegel
online" unter der Überschrift "Regierungsberater wollen City-Maut und
Ausbau des Nahverkehrs".

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie hat in einem ebenfalls am Samstag veröffentlichten Brief an
Bundesminister Peter Altmaier seine Unterstützung für den Vorschlag einer
Städte-Maut bekundet.


Originalpublikation:

RWI Position "Weniger Staus, Staub und Gestank per sozial ausgewogener
Städte-Maut - Gemeinsames Plädoyer initiiert vom RWI und der Stiftung
Mercator" Download unter

http://www.rwi-essen.de/publikationen/rwi-positionen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/058: Deutschland muss Haftungspflichten von Unternehmen grundlegend reformieren (ECCHR)


European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Oberlandesgericht Hamm lehnt Prozesskostenhilfe im Fall KiK ab

KiK-Verfahren belegt: Deutschland muss Haftungspflichten von Unternehmen
grundlegend reformieren



Berlin/Hamm, 21. Mai 2019 - Im Verfahren gegen das Unternehmen KiK zum
Brand einer Textilfabrik in Pakistan hat das Oberlandesgericht Hamm den
Antrag auf Prozesskostenhilfe der pakistanischen Kläger abgelehnt. Die vier
Betroffenen waren in Deutschland vor Gericht gezogen, um die
Mitverantwortung des Textilherstellers für den mangelhaften Brandschutz und
damit auch für den Tod von 258 Arbeitern zu klären.

"Diese Entscheidung verhindert, dass ein deutsches Gericht endlich die
wichtigen Sachfragen zur Haftungspflicht von Unternehmen bei ihren
ausländischen Zulieferern verhandelt", sagte Rechtsanwalt Remo Klinger, der
die Kläger vor Gericht vertrat. "KiK als Hauptkunde der Fabrik war
mitverantwortlich für den mangelnden Brandschutz - und kann sich nun dank
fehlender Regelungen seiner Verantwortung entziehen."

Miriam Saage-Maaß vom European Center for Constitutional and Human Rights
(ECCHR) forderte: "Das Recht muss endlich der globalisierten Wirtschaft
angepasst werden. Nur so kann garantiert werden, dass Betroffene zukünftig
den Zugang zum Recht erhalten, der ihnen zusteht." Deutschland müsse darum
Regelungen zur unternehmerischen Sorgfaltspflicht grundlegend reformieren:
"Freiwillige Selbstverpflichtungen reichen nicht aus, um Menschen- und
Arbeitsrechte durchzusetzen. Wir brauchen endlich ein starkes und faires
Wertschöpfungskettengesetz."

Eine klarere Rechtslage hätte es den Klägern zudem ermöglicht, früher gegen
KiK vor ein deutsches Gericht zu ziehen. Das Landgericht Dortmund hatte die
Klage im Januar 2019 wegen Verjährung abgelehnt. KiK hatte vor der Klage
einem Verzicht auf Verjährung zugestimmt, sich später jedoch auf einen
Rechtsgutachter gestützt, der einen Verjährungsverzicht für unwirksam
erklärte. Thomas Seibert von medico international betont: "Jetzt geht es
darum, die Politik zum Handeln zu bewegen, damit Unternehmen wie KiK nicht
weiter für Profite die Menschenrechte hinten anstellen können."

Die vier Betroffenen aus Pakistan waren im März 2015 vor Gericht gezogen,
stellvertretend für die Ali Enterprises Factory Fire Affectees Association
(AEFFAA), die Selbstorganisation von Überlebenden und Hinterbliebenen des
Fabrikbrands. Die Klage - vom ECCHR angestoßen und medico international
unterstützt - war die erste dieser Art in Deutschland. Das Verfahren sollte
klar machen: Transnationale Unternehmen sind auch für die
Arbeitsbedingungen in ihren Tochter- und Zulieferbetrieben im Ausland
verantwortlich.

 * 

Quelle:

European Center for Constitutional and Human Rights e.V. (ECCHR)

Zossener Str. 55-58, Aufgang D, 10961 Berlin

Telefon: + 49 (0)30 - 40 04 85 90, Fax: + 49 (0)30 - 40 04 85 92

E-Mail: info@ecchr.eu,

Internet: www.ecchr.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/076: Iran - USA bedrohen den Weltfrieden (IALANA)


IALANA

Juristen und Juristinnen gegen atomare, biologische und chemische
Waffen

Für gewaltfreie Friedensgestaltung

Deutsche Sektion der International Association Of Lawyers Against Nuclear
Arms

Stellungnahme vom 21. Mai 2019

Iran: USA bedrohen den Weltfrieden

Im Konflikt mit dem Iran brechen die USA rücksichtslos Völkerrecht. Die
Bundesregierung muss handeln.



Zunächst kündigten die USA einseitig das Iran-Atom-Abkommen von 2015, das
durch die Resolution des Sicherheitsrates 2231 vom 20.7.2015 für alle
Staaten völkerrechtlich verbindlich geworden ist. Das Abkommen - ausgelegt
für 10 Jahre - kennt keine Kündigung durch einen der Vertragsstaaten. Es
enthält einen Mechanismus für Streitigkeiten, wenn eine Partei meint, der
Iran halte den vereinbarten Aktionsplan nicht ein: es wird dann eine
Gemeinsame Kommission einberufen, falls die nicht einig wird, kommen die
Außenminister zusammen, usw. Schließlich wird die Frage dem Sicherheitsrat
unterbreitet, wenn ein Staat meint, die Frage stelle eine erhebliche
Nichterfüllung dar (Ziff. 36 und 37 des Abkommens). Nur der Sicherheitsrat
kann dann gegebenenfalls die Sanktionen, die vor dem Abkommen vom
Sicherheitsrat und zusätzlich von den USA und der EU verhängt waren, wieder
in Kraft setzen.

Der Iran hat das Abkommen - bestätigt durch die mit der Kontrolle
beauftragte Internationale Atomenergie-Organisation (IAEO) - wie vereinbart
umgesetzt und keinerlei Anlass gegeben, eine Vertragsverletzung auch nur zu
prüfen. Die USA haben den Vertrag mutwillig unter Bruch des Völkerrechts
verlassen und dabei auch den vereinbarten Mechanismus für Streitigkeiten
grob missachtet.

Danach haben die USA die früheren scharfen US-Sanktionen wieder in Kraft
gesetzt, was nur dem Sicherheitsrat zustand. Darüber hinaus haben sie mit
zusätzlichen Sanktionen einen totalen Wirtschaftsboykott installiert, um
einen Zusammenbruch der Versorgung der Bevölkerung und der öffentlichen
Ordnung im Iran hervorzurufen, letztlich mit dem Ziel, einen Regime-Change
herbeizuführen und eine ihnen willfährige Regierung zu erreichen. Auch
diese Sanktionen, bei denen die Bevölkerung in Geiselhaft genommen wird,
sind völkerrechtlich nicht zulässig. Sie verstoßen gegen das
völkerrechtliche Selbstbestimmungsrecht und das Gebot der Achtung der
Menschenrechte. Hinzu kommt, dass sie bereits wegen der Verletzung des
Atompakts rechtswidrig sind.

Ergänzend maßen sich die USA an, alle anderen Staaten und Völker der Welt
über Sekundärsanktionen in ihre völkerrechtswidrige Erpressung des Iran
einzubinden, was selbstverständlich ebenfalls rechtswidrig und zudem eine
verbotene Einmischung in die inneren Angelegenheiten dieser Staaten ist.

Der Iran hat in Reaktion auf diese völkerrechtswidrige Maßnahmen der USA
den Internationalen Gerichtshof angerufen, der am 03.10.2018 einstimmig
eine einstweilige Anordnung gegen die USA erlassen hat. Darin werden den
USA einige der besonders inhumanen Sanktionen, wie den Boykott der
Lieferung von Arzneimitteln, verboten.

Über die weitere Aufforderung des IGH an die USA und den Iran, von
konfliktverschärfenden Maßnahmen bis zur Entscheidung in der Hauptsache
abzusehen ("Both parties shall refrain from any action which might
aggravate or extend the dispute before the Court or make it more difficult
to resolve"), setzen sich die USA hinweg. Inzwischen drohen sie offen mit
der Anwendung militärischer Gewalt und treffen entsprechende
Kriegsvorbereitungen (Verlegung von Flottenverbänden und einem
Flugzeugträger vor die iranische Küste, dazu den Einsatz
atomwaffentragender B52-Bomber).

Die Androhung von Gewalt und der möglicherweise bevorstehende Angriff auf
den Iran sind Verstöße gegen Art. 2 Abs. 4 der UN-Charta.

Die Bundesregierung darf dem nicht untätig zusehen. Sie ist ebenso wie die
Europäische Union durch Art. 3 Abs. 5 des EU-Vertrags verpflichtet, die USA
"zur strikten Einhaltung des Völkerrechts, insbesondere zur Wahrung der
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen" anzuhalten. Das bedeutet
zunächst, sich klar gegen die USA zu positionieren und die Rücknahme der
erneut in Kraft gesetzten und der zusätzlich verhängten Sanktionen gegen
den Iran zu verlangen und weiter alles zu tun, um das Atomabkommen mit dem
Iran fortzuführen.

Die Bundesregierung muss deutlich erklären, dass sie sich an einem Angriff
auf den Iran weder beteiligen noch diesen in irgendeiner Weise unterstützen
noch dulden wird, dass deutsches Staatsgebiet dafür genutzt wird.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts muss die
Bundesregierung den Einflug in das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik
untersagen, "wenn der Verdacht besteht, dass der Verkehr (...) geeignet
ist, Handlungen zu dienen, die verfassungswidrig i.S. d. Art. 26 Abs.1 GG
sind. Luftfahrzeugen, die an einem gegen das völkergewohnheitsrechtliche
Gewaltverbot verstoßenden militärischen Einsatz bestimmend mitwirken, darf
die Benutzung des deutschen Luftraumes nicht gestattet werden" (BVerwG - /
C 39/07 v. 31.1.2007). Mit Sorge beobachten wir, dass die USA gestützt auf
das Truppenstationierungsabkommen seit Monaten in und um Ramstein ihre
Waffen- und Munitionslager in einem bisher nicht gekannten Ausmaß
aufgefüllt haben.

Deutschland hat gegenwärtig zusammen mit Frankreich den Vorsitz im
UN-Sicherheitsrat inne. Die Bundesregierung steht damit in der
Verantwortung den Sicherheitsrat einzuberufen, da ein Mitglied der
Staatengemeinschaft den Weltfrieden gefährdet. Darüber hinaus besteht die
Möglichkeit eine Sondersitzung der Generalversammlung der Vereinten
Nationen einzuberufen, um sich im Sinne des "Uniting for Peace" mit dem
Konflikt zu befassen.

 * 

Quelle:

IALANA Deutschland e.V.

Marienstr. 19/20, 10117 Berlin

Telefon: +49 30 20654857

E-Mail: info@ialana.de

Internet: http://www.ialana.de
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MELDUNG/060: Literaturhinweis - Debattenbeitrag zu Grundgesetz, Religionsfreiheit und Islam (idw)


Akademie für Islam in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG) - 22.05.2019

Grundgesetz, Religionsfreiheit und Islam: AIWG veröffentlicht
Debattenbeitrag



Anlässlich des 70. Jubiläums des Grundgesetzes hat die Akademie für Islam
in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG) heute einen Debattenbeitrag mit
dem Titel "Grundgesetz, Religionsfreiheit und Islam" veröffentlicht. Der
Aufsatz wurde im Rahmen der Publikationsreihe AIWG in puncto herausgegeben
und von Prof. Dr. iur. Çefli Ademi, Lehrstuhlinhaber der Professur für
islamische Normenlehre und ihre Methodologie an der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster, verfasst. Prof. Ademi beleuchtet darin das
Verhältnis des säkularen Rechtsstaats zu Religion im Allgemeinen und Islam
im Speziellen und skizziert Ansätze eines verfassungsethischen Gemeinsinns
im Islam.

Çefli Ademi betont, dass - entgegen der weitverbreiteten Meinung - die
religiöse Neutralität des Staates nicht darin besteht, öffentliche Zeichen
und Manifestationen religiöser Gemeinschaften ins Private abzudrängen,
sondern dass das Gegenteil der Fall ist: Der Staat muss - aus einer
neutralen Haltung heraus - auch die Entfaltung eines öffentlich religiösen
Lebens gewährleisten.

Dass demgegenüber religiöse Minderheiten, u. a. Muslim_innen, die deutsche
Verfassung anerkennen müssen, steht für ihn außer Frage. Ademi verweist
darauf, dass Muslim_innen durch ihre Religion verpflichtet werden, die
jeweils lokal geltenden Gesetze zu respektieren.

Darüber hinausgehend stellt sich Ademi in seinem Aufsatz der in
öffentlichen Debatten wiederkehrenden Frage, ob Muslim_innen über eine
faktische Anerkennung der Verfassungsordnung hinaus der Werteordnung des
Grundgesetzes aus ihrer Religion heraus zustimmen können. Er legt dar,
dass die islamische Rechtswissenschaft durchaus zahlreiche mögliche
Grundhaltungen gegenüber der deutschen Verfassungsordnung liefert. Diese
reichten von einer rein faktischen Anerkennung über eine religiös
begründete Würdigung von Verfassungswerten bis hin zu einer
'religionsneutralen' Grundhaltung gegenüber der Verfassungsordnung, die
auf die Bedürfnisse einer pluralistischen Gesellschaft zugeschnitten ist.

Unter Bezugnahme auf Beiträge klassischer Rechtsgelehrter zeigt er
exemplarisch auf, dass sich darin durchaus Säkularitäts- und
Gleichheitsmomente finden lassen - und dies bereits in den Schriften des
11. Jahrhunderts. Zu wenig erforscht seien darin enthaltene
Begründungsmomente für die moderne Menschenrechtsidee im Islam: In der
islamischen Rechtstradition bestünde ein Konsens darüber, dass der Zweck
islamischer Normen im Schutz der existenziellen Grundbedingungen des
Menschen liege, konkret hieße das im Schutz der Religion, des Lebens, des
Verstands, der Familie und des Eigentums. Der Schutz dieser
Grundbedingungen solle dabei kultur- und religionsübergreifend gewährt
werden. Somit enthalte die damalige Rechtsdiskussion nach Çefli Ademi
"hochinterressante begründungstheoretische und ausbaufähige Ansätze für
die gegenwärtige Menschenrechtsidee im Allgemeinen und für bundesdeutsche
Verfassungswerte im Konkreten".

Im Sinne des Erhalts der freiheitlichen Rahmenbedingungen könnten gerade
Religionsgemeinschaften versuchen, ihre religiöse Praxis als Ausdruck
einer mündigen Verantwortung zu verstehen. Eine solche Wahrnehmung gelte
es zu allen Seiten hin zu stärken.

"Mit dem vorliegenden Debattenbeitrag gelingt Çefli Ademi, der die
Expertise eines promovierten Rechtswissenschaftlers einerseits und die des
Islamrechtlers als Professor der Islamisch-Theologischen Studien
andererseits in sich vereint, erste Pfeiler für einen längst überfälligen
diskursiven Brückenschlag zwischen der islamischen (Rechts-)Lehre und dem
deutschen Verfassungsrecht zu schlagen", sagt Dr. Raida Chbib,
Geschäftsführerin der AIWG. "Wegweisend sind seine knappen Verweise auf
einzelne Denkansätze aus der islamischen Rechtstradition, mit denen
Muslime eine moralische Affinität zu geltenden Verfassungswerten aus ihrem
Glauben heraus theologisch plausibilisieren könnten", betont Chbib.

Die vollständige Publikation kann auf der Website der AIWG
kostenfrei heruntergeladen werden unter:

https://aiwg.de/publikationen/

Mit ihrer Publikationsreihe "AIWG-Expertisen" und "AIWG in puncto" möchte
die AIWG Wissensbedarfe zum Islam in Deutschland decken, Debatten
versachlichen sowie Erkenntnislagen verbessern. Den von Expert_innen
erarbeiteten Wissensstand, ihre Einschätzung und Diskussionspunkte stellt
die AIWG in anschaulicher Form einer breiten Öffentlichkeit bereit. Die
AIWG-Expertisen präsentieren eine vertiefte Erörterung des jeweiligen
Themas. AIWG in puncto behandelt eine konkrete Fragestellung in Kurzform
und stellt thesenartige Einschätzungen zur breiten Diskussion.


Über die AIWG

Die AIWG ist eine universitäre Plattform für Forschung und Transfer in
islamisch-theologischen Fach- und Gesellschaftsfragen. Sie ermöglicht
überregionale Kooperationen und Austausch zwischen Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern der islamisch-theologischen Studien und benachbarter
Fächer sowie Akteurinnen und Akteuren aus der muslimischen
Zivilgesellschaft und weiteren gesellschaftlichen Bereichen. Die AIWG wird
gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und der
Stiftung Mercator.

Weitere Informationen:

https://aiwg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2264

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Akademie für Islam in Wissenschaft und Gesellschaft (AIWG), 22.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]
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INTERNATIONAL/387: Kolumbien - Mit Dimar Torres steigt die Zahl ermordeter ehemaliger FARC-Kämpfer auf 130 (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Der Fall Dimar Torres: Zahl ermordeter ehemaliger FARC-Kämpfer 
steigt auf 130



(Medellín, 5. Mai 2019, colombia informa) - Am 22. April wurde der
Kleinbauer Dimar Torres Arévalo von dem Unteroffizier Daniel Gómez,
einem Mitglied der Militäreinheit "Tarea Vulcano" nahe der Gemeinde
Convención im kolumbianischen Department Catatumbo ermordet. Das
ehemalige FARC-Mitglied war nach der Teilnahme am Friedensprozess ins
zivile Leben zurück gekehrt.

Torres war auf seinem Motorrad zwischen den Weilern Campo Alegre und
Miraflores unterwegs, um einige Werkzeuge zu kaufen, als er auf dem
Rückweg an einem Kontrollpunkt des Militärs aufgehalten wurde. Als die
Bewohner*innen der angrenzenden Gemeinde die Schüsse hörten und
merkten, dass Torres nicht nach Hause zurückgekehrt war, beschlossen
sie, einen Suchtrupp zu bilden. Zwar konnten sie das Militärkommando
ausfindig machen, erhielten jedoch keine Antworten über den möglichen
Aufenthaltsort Torres und setzen die Suche fort. Wenig später
entdeckten sie dessen Leiche. Das von den Zeug*innen aufgenommene
Video zeigt seinen halbnackten Körper, mit heruntergezogenen Hosen.
Die Leiche wies neben vier Schusswunden auch offensichtliche Spuren
von Folter auf. In einem weiteren von den Mitgliedern der Gemeinde
aufgenommenen Video ist eine frisch ausgehobene Grube nahe des Tatorts
zu sehen.


Gefoltert und ermordet

Die Mitglieder der Gemeinde gehen davon aus, dass der Unteroffizier
Gómez, der Torres ermordete, die Absicht hatte, den Körper
verschwinden zu lassen. Sie warteten auf die Ankunft der zuständigen
Beamten, um eine Manipulation des Tatorts zu verhindern. Zwar ordnete
der zuständige Staatsanwalt Martínez die Festnahme von Gómez an,
allerdings nicht die der anderen Militärs, die bei dem Versuch, den
Körper verschwinden zu lassen, anwesend waren und für die
Gemeindemitglieder als Komplizen gelten.

Am 27. April kam eine Überprüfungsmission nach Campo Alegre im
Verwaltungsbezirk San José de Pitas de Convencíon, um den Tatort zu
besichtigen und den Tathergang festzustellen. An der Anhörung nahmen
neben mehreren Senator*innen auch verschiedene Vertreter*innen
sozialer Organisationen teil, wie das Komitee für soziale Integration
des Catatumbo CISCA, die Bauernorganisation von Catatumbo ASCAMCAT,
sowie Vertreter*innen der OAS, der UNO, der Bürgerbeauftragten des
nationalen Menschenrechtsbüros und der Gemeinde Convención.


Überraschendes Schuldeingeständnis des Generals

An der öffentlichen Anhörung auf dem Sportplatz der Gemeindevertretung
nahmen über eintausend Personen aus den umliegenden Gemeinden teil.
Darunter waren neben den Senator*innen auch Angehörige des Opfers und
Mitglieder der nationalen Streitkräfte. General Diego Luis Villegas
Muñoz, gegen den aktuell in einem Fall der "Falsos Positivos"
ermittelt wird, gestand während der Anhörung die Schuld der
Militärkräfte ein: "Sie haben nicht irgendeinen Zivilisten getötet;
sie haben ein Mitglied der Gemeinde getötet. Mitglieder des Militärs
haben ihn getötet und dafür muss der zuständige Kommandeur gerade
stehen. Ich bedauere das zutiefst, und im Namen der 4.000 Männer, die
zu kommandieren ich die Ehre habe, bitte ich um Verzeihung. Das hätte
nicht passieren dürfen und folgte keinem militärischen Befehl."

Verteidigungsminister Guillermo Botero veröffentlichte zwei
unterschiedliche Versionen des Mordes. Hatte er zuerst noch verlauten
lassen, Torres sei während einer Auseinandersetzung gestorben, änderte
er später zwar seine Version, missbilligte aber die Äußerungen des
Generals der Einheit Vulcano und erklärte, dies sei nicht die
offizielle Position der Armee.


Verteidigungsminister Botero redet sich raus

Senator Antonio Sanguino sagte daraufhin, der Verteidigungsminister
versuche, die Tatsachen zu vertuschen und zu entkräften. Die empörten
Anwohner*innen nutzen die Anhörung dazu, auch von anderen Übergriffen
seitens der Militärangehörigen zu berichten. So wurden zwei Mädchen
mit Schusswunden auf die Bühne geführt.

Angesichts dieser akuten Gefahr für den Friedensprozess und die
Gemeinden im ganzen Land erklärte der Vertreter der CISCA: "Das
Militär beschuldigt uns andauernd, Aufständische zu sein. Während wir
von Menschenrechten sprechen, legt die Regierung die Kugeln zurecht,
um uns umzubringen. Wenn das so weiter geht, werden wir da nicht mehr
mitmachen; wir werden nicht zulassen, das man uns weiterhin umbringt."
Auch Delmis Antonio Palacio, Präsident des Nachbarschaftsrats (Junta
de Acción Communal) von Campo Alegre, betonte: "Die Gemeinde fühlt
sich mit der Militärpräsenz unsicher, denn sie stigmatisieren und
töten uns."


Anwohner*innen beobachten Restrukturierung der Paramilitärs


Nach Aussagen der Gemeindemitglieder tauchen wieder vermehrt Parolen
an den Wänden auf, die von den paramilitärischen AUC (Autodefensas
Unidas de Colombia) unterzeichnet sind. Und das in einer der am
meisten militarisierten Gegenden des Landes. Sie sehen darin einen
Zusammenhang mit der Restrukturierung paramilitärischer Gruppen in dem
Gebiet und fürchten einen Anstieg der "Falsos Positivos" [1]. Hinter
diesem Begriff verbergen sich mehr als 10.000 Menschen, die in den
vergangenen Jahren vom Militär ermordet wurden: Einerseits um die
Statistiken der Aufstandsbekämpfung zu schönen, andererseits um
militärische Aktivitäten der USA auf kolumbianischen Gebiet zu
rechtfertigen.

Dimar Torres hatte sich sich der sozialen Arbeit gewidmet. Der als
fleißig und tatkräftig geltende Torres arbeitete an seiner
Wiedereingliederung in das zivile Leben. Der Mediator war vom Büro des
Hohen Kommissars für den Frieden als demobilisierter und
wiedereingegliederter Ex-Kämpfer anerkannt. Zuvor hatte er in der 33.
Front der FARC gekämpft. Der UN-Beobachtermission zufolge war Dimar
Torres der 130. ehemalige Farc-Kämpfer, der seit der Unterzeichnung
des Friedensabkommens im November 2016 ermordet wurde.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/kolumbien-nachforschungen-bringen-zehntausend-staatliche-verbrechen-unter-der-regierung-uribe-ans-licht-teil-1/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06935: Zuviel Freigebigkeit rächt sich (SB)


Als Verfasser von Theoriewerken gibt man natürlich auch immer einen
Teil seiner Analysen und Geheimnisse preis. Eröffnungsliteratur
verlangt auch nach modernen Einsichten. Der englische Großmeister John
Nunn war auf diesem Gebiet immer schon sehr fleißig gewesen. Auf der
Schacholympiade in Luzern 1982 rächte sich diese freigebige Politik
jedoch. Als sein Team gegen die sowjetische Auswahl antraf, mußte er
gegen Garry Kasparow spielen, und dieser hatte das zuvor von Nunn
verfaßte Werk über die Ben-Oni-Verteidigung geflissentlich gelesen und
dabei einige Ungenauigkeiten aufgedeckt. Prompt kam ebendiese
Verteidigung aufs Brett, so daß Kasparow zielsicher auf die
Wissenslücken zusteuern konnte. Schließlich entstand die Stellung im
heutigen Rätsel der Sphinx auf dem Brett. Kasparow hatte die
Eröffnungsschwächen aus den Theorie-Manuskripten für sich ausgenutzt.
Mit seinem nächsten Zug leitete er den entscheidenden Angriff ein,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06935: Zuviel Freigebigkeit rächt sich (SB)]



Kasparow - Nunn

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Nachziehende übersah bei 1...f7-f6, daß sein Kontrahent mittels
2.Dd4-g4! die Schwäche der schwarzen Grundreihe zu seinem Gunsten
ausnutzen konnte. Völlig hoffnungslos war nun 2...Tc2-d2 3.Td1xd2
Dd7xd2 4.Dg4-e6+ Kg8-h8 5.De6xe7, weswegen Schwarz es mit 2...Tc2xb2
versuchte. Das Resultat sah ähnlich betrüblich aus: 3.Td1xd7 Td8xd7
4.Dg4-e6+ Kg8-f8 - 4...Kg8-h8 5.De6-f7 - 5.Lb7-a6 Td7-d2 6.La6-c4! und
Schwarz gab auf, da er nach 6...Sb6xc4 7.De6-c8+ Kf8-f7 8.e5-e6#
mattgegangen wäre und bei 6...Kf8-e8 7.De6-f7+ Ke8-d8 8.Df7xg7 eine
Figur verloren hätte.



Erstveröffentlichung am 23. Mai 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/567: Familienzentren an Grundschulen - Pilotprojekt in Gelsenkirchen erfolgreich (idw)


Universität Duisburg-Essen - 21.05.2019

Familienzentren an Grundschulen - Pilotprojekt in Gelsenkirchen
erfolgreich



Um die Bildungschancen von Schulkindern zu verbessern, erprobt die Stadt
Gelsenkirchen als landesweit erste Kommune seit fünf Jahren
Familienzentren an Grundschulen. Das Pilotprojekt, gefördert von der
Wübben Stiftung, soll die Präventionskette nach der Kindergartenzeit
fortsetzen und herkunftsbedingte Benachteiligungen abbauen. Wie und mit
welchen Ergebnissen das Konzept praktisch umgesetzt wurde, hat das
Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen
(UDE) zusammen mit der Beratungsgesellschaft KCR untersucht.

Sechs Familienzentren wurden an Gelsenkirchener Grundschulen etabliert,
damit die Bildungs- und Erziehungspartnerschaft zwischen Eltern und Schule
gestärkt wird und der Übergang in die weiterführende Schule besser
gelingt. Die Aktivitäten sind niedrigschwellig - von Elterncafés, Koch-
oder Nähkursen bis zu Informationsabenden und Beratungsangeboten. Auf
besonderes Interesse bei den Vätern und Müttern stießen auch
Eltern-Kind-Aktionen oder Freizeitangebote, bei denen sich dann oft
Gesprächsanlässe über Bildungs- und Erziehungsfragen ergeben.

Die Evaluation zeigte, dass sich das Konzept bewährt hat: Mit
Familienzentren kann man Eltern besser erreichen und in die Grundschule
holen, die Vertrauensbasis wächst. "Hier können die Lehrkräfte anknüpfen
und auch Eltern ansprechen, zu denen man bislang nur schwer in Kontakt
kam," erläutert Prof. Dr. Sybille Stöbe-Blossey, Direktorin der
IAQ-Forschungsabteilung Bildung und Erziehung im Strukturwandel.

Wie wichtig dies ist, zeigt sich darin, dass entgegen gängiger Annahmen
gerade auch Eltern mit eher niedrigem sozioökonomischem Status zunehmend
einen höheren Bildungsabschluss für ihre Kinder anstreben. "Wenn
Lehrkräfte gerade Eltern in schwierigen Lebenssituationen ansprechen und
begleiten, steigen die Chancen für den Abbau herkunftsbedingter
Bildungsbenachteiligung - allerdings auch die Konfliktpotenziale", so
Stöbe-Blossey.

Das IAQ gibt Handlungsempfehlungen, damit die Grundschul-Familienzentren
verstetigt, weiterentwickelt und auf weitere Standorte übertragen werden
können. Sinnvoll ist die pädagogische und organisatorische Verknüpfung mit
dem Ganztagsangebot, das zu einem offenen Angebot für alle Kinder und
Familien weiterentwickelt werden sollte. Vor allem sollten Schule,
Familienzentrum, Ganztag und Schulsozialarbeit so miteinander vernetzt
werden, dass die verschiedenen Bausteine aufeinander abgestimmt sind und
es für die Familien ein Angebot "aus einer Hand" gibt.


Originalpublikation:

http://www.iaq.uni-due.de/iaq-forschung/2019/fo2019-04.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/538: Die Persönlichkeit von Geflüchteten entscheidet mit darüber, wie gut Integration gelingt (idw)


Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) - 21.05.2019

Die Persönlichkeit von Geflüchteten entscheidet mit darüber, wie gut
Integration gelingt



Geflüchtete, die risikobereiter sind, eher Gefälligkeiten erwidern und
stärker als andere davon überzeugt sind, das eigene Leben im Griff zu
haben, integrieren sich schneller in die Gesellschaft. Das zeigt eine
Studie auf Basis von Daten der "IAB-BAMF-SOEP-Befragung Geflüchteter in
Deutschland", die Wissenschaftler des Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) am
DIW Berlin gemeinsam mit Forschenden der Universität des Saarlandes und
der Westfälischen Wilhelms-Universität (WWU) Münster erstellt haben. Die
Studie wurde kürzlich in der Fachzeitschrift "Collabra: Psychology"
veröffentlicht.

Die "IAB-BAMF-SOEP-Befragung Geflüchteter in Deutschland" ist die größte
repräsentative Wiederholungsbefragung von Geflüchteten, die in den Jahren
2013 bis 2016 nach Deutschland gekommen sind. Um herauszufinden, welche
Faktoren zu einer gelingenden Integration beitragen, hatten die
Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen die Angaben von mehr als 4.000
Studienteilnehmenden ausgewertet, die zur Zeit der Befragung im
Durchschnitt seit 1,5 Jahren in Deutschland lebten.

"Unsere Studie belegt erstmals, dass neben sozio-demographischen Faktoren
auch individuelle Persönlichkeitsmerkmale eine wichtige Rolle für eine
gelingende Integration von Geflüchteten spielen", sagt die Psychologin
Elisabeth Hahn von der Universität des Saarlandes, Erstautorin der Studie.

Der Studie zufolge finden zum Beispiel Geflüchtete, die risikobereiter
sind als andere, schneller Arbeit und haben mehr soziale Kontakte zu
Einheimischen. Auch Schutzsuchende, die stärker davon überzeugt sind, das
eigene Leben unter Kontrolle zu haben und eher Gefälligkeiten anderer
erwidern, finden leichter Zugang in die Gesellschaft als andere: Sie haben
mehr Freunde, ein stärkeres Selbstbewusstsein, sind zufriedener und
gesünder.

Die häufig traumatischen Erlebnisse auf der Flucht und die neuen,
unbekannten Lebensumstände belasten Geflüchtete stark. "Wenn Menschen
jedoch davon überzeugt sind, auf ihr Schicksal Einfluss nehmen zu können,
haben sie einen viel größeren Handlungsspielraum als wenn sie glauben, den
Umständen ausgeliefert zu sein", erklärt David Richter vom SOEP am DIW
Berlin. "Darüber hinaus scheint eine generelle Tendenz, auch mal ein
Risiko einzugehen und auf freundliche Menschen mit Freundlichkeit zu
reagieren, im schwierigen Prozess der Integration hilfreich zu sein",
ergänzt Studienautor Mitja Back von der Westfälischen Wilhelms-Universität
(WWU) Münster.

Die Studie bestätigt auch eine Reihe von Ergebnissen aus früheren
Untersuchungen zur Integration von Zugewanderten, die auch für die Gruppe
der jüngst nach Deutschland Geflüchteten gelten: "Menschen, die schon
länger in Deutschland leben, integrieren sich leichter als andere", sagt
Jürgen Schupp, Vize-Direktor des SOEP. Außerdem tragen bessere
Sprachkenntnisse und eine bereits im Heimatland erworbene gute Bildung
maßgeblich zu einer gelingenden Integration bei. Auch das Geschlecht
spielt offenbar eine Rolle: So gehen geflüchtete Frauen seltener einer
Erwerbstätigkeit nach und haben auch weniger soziale Kontakte. "Die
Religionszugehörigkeit zum islamischen oder christlichen Glauben stand in
keinem Zusammenhang mit dem Ausmaß der Integration", sagt Mitja Back.
"Dies steht im Kontrast zu gängigen Vorurteilen in der aufnehmenden
Gesellschaft."

Geflüchtete, die dauerhaft in Deutschland bleiben möchten, finden derzeit
Unterstützung in unterschiedlichen Lebensbereichen - etwa beim Erwerb von
Sprachkenntnissen oder der Arbeitssuche. Auf Grundlage ihrer Studie
fordern die Autorinnen und Autoren, dass auch die individuell
unterschiedlichen Persönlichkeitsmerkmale der Geflüchteten in
Integrationsprogrammen berücksichtigt werden. "Im Rahmen der
Flüchtlingshilfe sollten die persönlichen Ressourcen und sozialen
Kompetenzen, die diese Menschen mitbringen - wie zum Beispiel die
Fähigkeit, Kontakte zu anderen zu knüpfen - weiter gefördert werden", sagt
Elisabeth Hahn von der Universität des Saarlandes.


Originalpublikation:

Hahn, E., Richter, D., Schupp, J., & Back, M. D. (2019).

Predictors of Refugee Adjustment: The Importance of Cognitive Skills and
Personality.

Collabra: Psychology, 5(1), 23.

DOI: http://doi.org/10.1525/collabra.212

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1914
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/355: Karlsruhe - Thementag "LSBTIQ* und Diversity" am 4. Juni 2019


idw - Pressemitteilung: Pädagogische Hochschule Karlsruhe

Thementag "LSBTIQ* und Diversity"



Der Bedarf an Fachkräften für Bildung im Alter wächst und im Bereich
der Beratung von lesbischen, schwulen oder queeren Menschen (LSBTIQ*)
gibt es nur wenige Fortbildungsmöglichkeiten. Einen Beitrag, diese
Lücken zu schließen, leistet das Zentrum für wissenschaftliche
Weiterbildung der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe (ZWW) mit dem
Masterstudiengang "Geragogik" und seinen Weiterbildungsangeboten
"LSBTIQ*-Beratung" sowie "Diversity und Generationenmanagement". Wer
sich über diese Angebote informieren möchte, hat dazu beim
öffentlichen Thementag "LSBTIQ* und Diversity" am Dienstag, 4. Juni,
Gelegenheit - in Vorträgen, bei einer Ausstellung oder im Gespräch mit
Dozierenden.

Von 16 bis 19 Uhr eröffnet das Zentrum für wissenschaftliche
Weiterbildung der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe, Bismarckstraße
10, in Gebäude 2, Raum A020 und im Foyer, am 4. Juni Einblicke in
typische Arbeits- und Tätigkeitsfelder und informiert zu aktuellen
Entwicklungen in der Forschung. Der Besuch ist kostenfrei.

Zum Programm

Um 16.10 Uhr stellt Prof. Dr. Mechthild Kiegelmann die
berufsbegleitenden Weiterbildungsangebote "LSBTIQ*-Beratung",
"Diversity und Generationenmanagement" und "Geragogik" in einem
30-minütigen Vortrag vor. Sie ist Leiterin dieser
Weiterbildungsangebote und Professorin für Sozialpsychologie und
Sozialpädagogik an der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe.
Anschließend berichtet Lean Haug, Antidiskriminierungsberater*in von
adis e. V. (Tübingen), um 16.40 Uhr unter dem Titel "LSBTIQ*-Beratung:
Vielfalt von Geschlecht und sexueller Orientierung, Empowerment für
trans Personen" aus der Praxis. Den Abendvortrag zum Thema "Diversity
und Geragogik: Grundlagen, Perspektiven & Dimensionen" hält um 18 Uhr
Prof. Dr. Renate Schramek, Professorin für Gesundheitsdidaktik der
Hochschule für Gesundheit in Bochum.

Im Rahmen von Impulsvorträgen und einer Posterausstellung werden ab
17.45 Uhr außerdem Einblicke in die Lehre und Forschung der
Dozierenden, Studierenden, Absolventinnen und Absolventen der
berufsbegleitenden Weiterbildungsangebote sowie deren Berufs- und
Tätigkeitsfelder gegeben. Einen der Impulsvorträge hält Dr. Jochen
Kramer vom Vorstand des mit der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe
kooperierenden Verbands für lesbische, schwule, bisexuelle, trans*,
intersexuelle und queere Menschen in der Psychologie (VLSP*). Ein
offenes Forum bietet zudem die Möglichkeit, sich mit Expertinnen und
Experten auszutauschen.

(LSBTIQ* steht für: lesbisch, schwul, bisexuell, trans*, intersexuell
und queer)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://zww.ph-karlsruhe.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution330
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/704: Supermittelgewicht - schon wieder Oberwasser ... (SB)




Billy Joe Saunders einstimmiger Punktsieger über Sefat Isufi

Billy Joe Saunders ist neuer Weltmeister des Verbands WBO im
Supermittelgewicht. Der 29 Jahre alte Brite sicherte sich vor
heimischem Publikum in Stevenage, Hertfordshire, durch einen
einstimmigen Punktsieg (120:108, 117:111, 118:110) über den
gleichaltrigen Ranglistenersten Sefat Isufi aus München den kürzlich
vakant gewordenen Titel. Der ehemalige WBO-Champion im Mittelgewicht
setzte sich zwar verdient durch, bot aber gegen den krassen
Außenseiter eine eher durchwachsene Vorstellung. Während Saunders
damit in 28 Auftritten ungeschlagen ist, stehen für Isufi nun 27
Siege, vier Niederlagen sowie zwei Unentschieden zu Buche.

Der in der Rechtsauslage boxende Lokalmatador kämpfte zwar effektiv,
agierte jedoch überwiegend aus der Defensive und mied den
Schlagabtausch, was das Geschehen im Ring ziemlich ereignisarm und
unansehnlich machte. Riskierte der Favorit ausnahmsweise einmal
beherzt einen Angriff, fing er sich prompt einen satten Treffer ein.
Isufi bot eine beachtliche Schlagwirkung auf und hatte seine besten
Szenen, als er in der sechsten Runde mehrere gute Treffer landen
konnte. Davon abgesehen, konnte man dem gebürtigen Serben noch die
neunte und vielleicht auch die elfte Runde gutschreiben. Hätte
Saunders einem hochklassigen Kontrahenten gegenübergestanden, wäre
seine von schnellen Ausweichmanövern und dem ständig eingesetzten
rechten Jab geprägte Vorgehensweise ratsam gewesen. Er hatte es
jedoch mit einem Kandidaten zu tun, den die WBO aus wundersamen
Gründen auf Platz eins ihrer Rangliste befördert hatte, wo er
sichtlich nicht hingehörte. [1]

Wie Saunders in einer ersten Stellungnahme nach seinem Erfolg erklärte,
habe ihn der Kampf phasenweise an eine Sparringsession erinnert. Das
wirft natürlich kein gutes Licht auf den Verband und dessen Rangliste.
Davon abgesehen hätte es dem Briten auch besser zu Gesicht gestanden,
solche Bemerkungen zu unterlassen, die den geschlagenen Gegner
herabwürdigten. Andererseits widersprach sich der Sieger selbst, indem
er hinzufügte, Isufi sei wirklich gut und gewiß nicht grundlos
Ranglistenerster der WBO. Das war nun wieder übertrieben, da der
deutsche Kontrahent nie zuvor mit einem Gegner der internationalen
Spitzenklasse im Ring gestanden hatte. Jedenfalls werde ihn sein
boxerisches Können stets sehr weit in diesem Sport bringen, fuhr der
Brite fort. Er wünsche sich große Namen und bedeutende Kämpfe zur
Vereinigung der Titel oder gegen prominente Landsleute. Deshalb werde
er sich mit seinem Promoter Frank Warren zusammensetzen, um möglichst
bald wieder in den Ring zurückzukehren. Schließlich habe er das
Mittelgewicht verlassen, weil dort niemand mehr gegen ihn antreten
wollte.

Legt man die aktuelle Vorstellung des neuen Weltmeisters zugrunde, ist
allerdings nicht abzusehen, wie Saunders diesen Titel lange behalten
könnte, sofern er nicht wieder wie seinerzeit im Mittelgewicht nur
einmal im Jahr gegen relativ schwache Herausforderer antritt. Wollte
er auf die Schnelle noch einmal viel Geld verdienen, böten sich Saul
"Canelo" Alvarez oder sein Landsmann Callum Smith an, sofern einer der
beiden scharf auf den Gürtel der WBO sein sollte. Für einen Gang mit
dem ebenfalls ungeschlagenen WBA-Weltmeister Smith könnte sich Saunders
offenbar begeistern: Das wäre ein phantastischer Kampf für die gesamte
Fangemeinde, zu dem er gerne auch nach Manchester reisen würde. [2]

Der 28 Jahre alte Callum Smith verteidigt seinen Titel voraussichtlich
am 1. Juni im Vorprogramm des Schwergewichtskampfs zwischen Anthony
Joshua und Andy Ruiz im New Yorker Madison Square Garden gegen Hassan
N'Dam. Wenngleich die Verträge noch nicht unterzeichnet sind, scheint
diesem Vorhaben doch nichts mehr im Wege zu stehen. Er selbst könne
wohl am 13. Juli seinen nächsten Kampf bestreiten, wofür Smith demnach
nicht in Frage komme, so Saunders. Sollte Saul "Canelo" Alvarez Mitte
September nicht zu einem dritten Kampf gegen Gennadi Golowkin
antreten, könnte Smith eine Chance gegen den Mexikaner bekommen.
Andernfalls bliebe noch der Dezember, um dieses Duell auszutragen. Ob
Saunders auf die eine oder andere Weise dazwischenpaßt, ist
gegenwärtig nicht abzusehen.

Was Billy Joe Saunders bislang fehlt, ist ein wirklich großer
Auftritt, den man als vorläufigen Höhepunkt seiner Karriere ausweisen
könnte. Wie er noch heute behauptet, seien ihm "Canelo" und Golowkin
im Mittelgewicht aus dem Weg gegangen, da sie mit seiner Kampfesweise
nicht zurechtkämen und ihn deshalb mieden. Er habe zweimal Verträge
für Kämpfe unterzeichnet, die dann doch nicht stattgefunden hätten.
Offenbar hat der Brite seine Ausreden so oft wiederholt, daß er sie
inzwischen selber glaubt. Oder er wiederholt schlichtweg das, was er
immer vorgehalten hat, in der Hoffnung, daß sich heute niemand mehr
daran erinnert, wie es sich damals tatsächlich zugetragen hat. So ließ
er beispielsweise einen fest vereinbarten Kampf gegen Gennadi Golowkin
mitten in den Verhandlungen platzen, indem er plötzlich eine maßlos
überzogene Börsenforderung nachschob, welche die Gegenseite unmöglich
akzeptieren konnte. Dabei wollte der Kasache unbedingt den WBO-Titel
haben, der ihm damals in seiner Sammlung noch fehlte. Es gab also aus
seiner Sicht nicht den geringsten Grund, Saunders eine Absage zu
erteilen, während der Brite verständlicherweise kalte Füße bekommen
hatte, da ihm eine desaströse Niederlage drohte. Daß niemand gern
gegen ihn antritt, weil er ständig wegläuft oder notfalls klammert,
mag schon zutreffen. Das heißt aber noch lange nicht, daß Golowkin und
"Canelo" über kein Mittel verfügt hätten, ihn zu stellen und ihm eine
Abfuhr zu erteilen.

Im Oktober 2018 schien sich endlich doch ein bedeutender Kampf
anzubahnen, als Saunders seinen WBO-Titel im Mittelgewicht gegen den
namhaften US-Amerikaner Demetrius Andrade verteidigen wollte. Der
Brite wurde jedoch im Vorfeld dieses geplanten Auftritts von der
Antidopingagentur VADA positiv auf eine verbotene Substanz getestet,
worauf der Kampf ins Wasser fiel und Saunders den Titel abgeben mußte.
Dennoch war Andrades Promoter Eddie Hearn willens, ihm ungeachtet des
Dopingbefunds eine Chance zu geben und die erste Titelverteidigung
gegen ihn auszutragen. Hätte Saunders nur abgewartet, bis seine
relativ kurze Sperre abgelaufen war, um sich dann mit Andrade zu
messen, wäre das im Falle des Erfolgs der Türöffner für einen Kampf
gegen Golowkin oder "Canelo" gewesen. [3]

Statt dessen zog Saunders einen Aufstieg ins Supermittelgewicht vor,
um dort gegen den weithin unbekannten Isufi um den vakanten WBO-Titel
zu kämpfen. Dieser Schritt erweckte zwangsläufig den Eindruck, er
wolle der gefährlichen Konkurrenz im Mittelgewicht abermals aus dem
Weg gehen. Entweder war das tatsächlich der Fall oder Saunders begriff
nicht, daß dieser Titel im Mittelgewicht ein Schlüssel zu den
bedeutendsten Auftritten seiner Karriere gewesen wäre. Vermutlich
traute sich der Brite schlichtweg nicht zu, mit Demetrius Andrade
fertigzuwerden, weshalb es nahelag, seine Flucht mit dem Griff nach
dem WBO-Gürtel im höheren Limit zu tarnen, als dieser gerade günstig
zu haben war. Mit solchen Manövern ist er insofern seit Jahren gut
gefahren, als er erstaunlicherweise noch immer ungeschlagen und heute
wieder Weltmeister ist. Sich durchzulavieren ist und bleibt sein
Metier, ob zwischen den Seilen oder bei der Karriereplanung.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/05/saunders-vs-isusfi-live-fight-results-from-uk-joyce-stops-ustinov

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/26776580/saunders-tops-isufi-wins-super-middleweight-title

[3] www.boxingnews24.com/2019/05/billy-joe-saunders-wants-callum-smith-unification-fight/
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/163: Theater Bremen - Eröffnung des 20. Internationalen Literaturfestivals Bremen, 24.5.2019


THEATER BREMEN

Eröffnung von "Poetry on the road" - 20. Internationales Literaturfestival Bremen

Freitag, 24. Mai, 20 Uhr im Theater am Goetheplatz



Von klassischer Dichtung über Soundpoesie, Performance, Spoken Word
und Hip-Hop bis hin zur Kunst des Songwritings präsentiert "Poetry on
the road" ein großes Spektrum internationaler Gegenwartslyrik. Das 20.
Internationale Literaturfestival Bremen zeigt auch in seinem
Jubiläumsjahr die Vielfalt zeitgenössischer Poesie, die
Unterschiedlichkeit ihrer poetischen Ansätze, Themen, Sprachen und
Formen: Am 24. Mai kommen zur Eröffnung herausragende Künstler*innen
aus aller Welt zur poetischen Standortbestimmung in das Theater
Bremen. Los geht es um 20 Uhr im Theater am Goetheplatz, es lesen und
performen Maria Stepanova (RU), Etta Scollo (IT/DE), Madame Nielsen
(DK), Liu Xia (CN/DE), Michael Fehr (CH), Manuel Troller (CH), Koleka
Putuma (ZA), Michael Augustin (DE) und Eiléan Ní Chuilleanáin (UK/IE).

Das Festival wird durch die Staatsrätin für Kultur Carmen Emigholz
eröffnet und zusammen mit der Hochschule Bremen und Radio Bremen
veranstaltet. Es begrüßt Regina Dyck (Festivalleitung, Hochschule
Bremen) und Esther Willbrandt (Festivalleitung, Radio Bremen).

Weitere Informationen zur Eröffnungsgala:

http://www.poetry-on-the-road.com/event/poetry-im-theater-bremen-eroeffnungsgala-2/?lang=de/

http://www.poetry-on-the-road.com

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1279: Theater Bremen - Shirin & Leif, 6.6.-4.7.2019


THEATER BREMEN

Shirin & Leif

Hochzeitskomödie mit Musik

von Akın Emanuel Şipal und Edis Arwed Şipal

Premiere am 6. Juni 2019 um 19:30 Uhr im Theater am Goetheplatz



Der schönste Tag im Leben muss keine Feier der Liebe sein, er kann
eine oder einen auch vor die Aufgabe stellen, die Liebe über diesen
Tag zu retten.

Shirin und Leif sind ein tolles Paar. Und auch die Hochzeit sollte
toll werden. Aber Verwandtschaft kann man sich nicht aussuchen. Liebe
war doch die Motivation. Eine Familie gründen. Aber wenn man sie sich
so ansieht: Kann man das wirklich wollen? Dass die Katze ihre genauso
treffenden wie ätzenden Kommentare dazu gibt, macht nun wirklich
nichts leichter (zumindest nicht für die Betroffenen, fürs Publikum
schon).

Shirins steinreiche, persische Familie mit raumgreifender Mutter,
eifersüchtiger Schwester und altklugem Neffen trifft auf Leifs
deutsche Kleinfamilie: seinen Bruder, der für die AfD im Stadtrat
sitzt, seinen Vater, der das vegane Buffet beisteuert, seine Mutter,
seine Tante und deren verzogenen Sohn. Bald schon ist es soweit: Lang
verschwiegene Wahrheiten kommen ans Tageslicht, alte Verletzungen
brechen auf, neue werden geschaffen, die Haustiere amüsieren sich
unterm Tisch und die Kinder schließen sich zu fiesen Streichen
zusammen.

Akın Emanuel Şipal, Hausautor am Theater Bremen, hat mit
seinem Bruder, Drehbuchautor Edis Arwed Şipal, eine skurrile
Komödie mit schrägen Songs geschrieben, Akın Şipal: "Die
meisten Hochzeitskomödien sind lustig, romantisch, aber auch oft brav.
Es passiert selten, dass man so sehr lachen muss, dass es weh tut. Der
Begriff des Auf-dem-Zahnfleisch-Gehens interessiert uns. Wir bieten
Figuren, die die ganze Zeit auf dem Zahnfleisch gehen, es hört einfach
nicht auf: die Witze, die Schrägheit, die Absurdität: es steigert
sich - Das Stück macht Spaß; der Spaß steht aber im Zeichen der
Irritation und nicht im Zeichen der Gefälligkeit."

Michael Talke ist dem Bremer Publikum in den vergangenen Spielzeiten
als Musiktheaterregisseur begegnet: "Rigoletto", "Der Barbier von
Sevilla", "The Rake's Progress", "Ein Maskenball - Un ballo in
maschera". Aber auch als Schauspielregisseur ist er aktiv, inszeniert
am Staatstheater Karlsruhe, Schauspielhaus Düsseldorf, Staatstheater
Braunschweig und Staatsschauspiel Dresden. Dort arbeitete er mit dem
Theatermusiker Johannes Mittl zusammen, der die Songs für "Shirin &
Leif" arrangiert. Mit Thomas Rupert und Nanako Oizumi für die Bühne
und Emir Medic für das Kostüm, steht ihm das Team aus "Istanbul" und
"Bang Bang" zur Seite, mit dem er zum ersten Mal zusammenarbeitet.

Regie: Michael Talke

Musikalische Leitung: Johannes Mittl

Bühne: Thomas Rupert, Nanako Oizumi

Kostüme: Emir Medic

Dramaturgie: Simone Sterr

Mit: Alexander Angeletta, Guido Gallmann, Bastian Hagen, Lina Hoppe,
Ferdinand Lehmann, Gabriele Möller-Lukasz, Deniz Orta, Mirjam Rast,
Verena Reichhardt, Julian Anatol Schneider, Franziska Schubert,
Alexander Swoboda, Simon Zigah

Band: Johannes Mittl, Claudius Tölke, Stefan Ulrich

Weitere Aufführungen

Samstag, 15. Juni 2019, 19:30 Uhr

Dienstag, 18. Juni 2019, 19:30 Uhr

Samstag, 22. Juni 2019, 19:30 Uhr

Mittwoch, 26. Juni 2019, 19:30 Uhr

Donnerstag, 04. Juli 2019, 19:30 Uhr

Mit freundlicher Unterstützung der Bremer Theaterfreunde.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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POLITIK/1176: Neuregelung zum Wolf vernünftiger Interessensausgleich zwischen Artenschutz und Weidetierhaltern (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 22. Mai 2019

Schulze: Neuregelung zum Wolf ist vernünftiger Interessensausgleich
zwischen Artenschutz und Weidetierhaltern



Heute hat das Bundeskabinett eine Änderung des
Bundesnaturschutzgesetzes beschlossen, die den Interessensausgleich
zwischen dem Schutz des Wolfes und dem Schutz von Weidetierhaltern
regelt. Damit reagiert die Bundesregierung auf die berechtigten Sorgen
der Weidetierhalter und schafft eine größere Rechtssicherheit in der
Frage, unter welchen Bedingungen die lokalen Naturschutzbehörden
Ausnahmen vom Artenschutz machen dürfen. Weitere Regelungen wie das
Fütterungsverbot dienen der Prävention: Wölfe sollen ihre Scheu vor
den Menschen nicht verlieren.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Hier ist ein vernünftiger
Interessensausgleich gelungen, der Herdenschutz und Artenschutz in
Einklang bringt. Die Bundesregierung steht zum europaweit vereinbarten
Schutz gefährdeter Arten. Zugleich unterstützen wir die Schäferei, die
für den Naturschutz unverzichtbar ist. Es wird künftig einfacher,
Herden vor wiederholten Rissen zu schützen, aber der Wolf bleibt eine
streng geschützte Tierart. Der Gesetzentwurf hilft dabei, die
Koexistenz von Wolf und Weidetierhaltung in Deutschland zu
ermöglichen. Wir haben auf die Sorgen vor Ort reagiert. Da, wo es ein
Problem gibt, lösen wir es. Und da, wo es keines gibt, gilt der
Artenschutz uneingeschränkt. Wölfe ohne guten Grund abzuschießen ist
und bleibt ausgeschlossen."

Der Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes (mit der
Ergänzung des §45a "Umgang mit dem Wolf") schafft mehr
Rechtssicherheit bei der Entnahme von Wölfen, die Weidetiere reißen.
Für eine Abschussgenehmigung durch die zuständigen Umweltministerien
der Länder reicht es, wenn der Weidetierhalter einen "ernsten" Schaden
durch Wölfe erleidet, der Schaden muss nicht die wirtschaftliche
Existenz gefährden, wie in der Rechtsprechung teilweise verlangt
wurde. Das hilft auch den Hobbytierhalten. Wenn Schäden bei
Nutztierrissen keinem bestimmten Wolf eines Rudels zugeordnet werden
können, ist nun der Abschuss einzelner Mitglieder des Rudels möglich,
bis es zu keinen weiteren Schäden in dem betreffenden Gebiet mehr
kommt. Die Grundlage dafür bleibt eine artenschutzrechtliche
Ausnahmegenehmigung in jedem Einzelfall. Bei der Entnahme sollen die
vor Ort Jagdausübungsberechtigten - soweit machbar - mit eingebunden
werden.

Voraussetzung bleibt, dass die Weidetierhalter ihre Herden ausreichend
schützen. Nur so lernen Wölfe Nutztiere gar nicht erst als leichte
Beute kennen. Abgeschossen werden dürfen nur Wölfe, die
Herdenschutzzäune mehr als einmal überwinden. Das ist bereits gängige
Praxis in den Bundesländern, die in jedem Einzelfall den Abschuss
anordnen müssen.

Da das Füttern von Wölfen diese an Menschen gewöhnt und davon eine
Gefahr ausgehen könnte, schreibt die vorgeschlagene Neuregelung ein
Fütterungsverbot vor. Zudem ist vorgesehen, dass sogenannte
"Wolf-Hund-Hybride", durch die zuständige Behörde entnommen werden, da
die Einbringung von Haustiergenen eine Gefahr für die wilde
Wolfspopulation darstellt.

In Deutschland lebten im Wolfsjahr 2017/2018 nach amtlichen, mit den
Bundesländern abgestimmten Zahlen 75 Wolfsrudel, 30 Wolfspaare und 3
territoriale Einzeltiere. Die Zahlen für das laufende Wolfsjahr sind
noch nicht vollständig erfasst und werden im Herbst 2019
bekanntgegeben.




Den Gesetzentwurf finden Sie unter:

https://www.bmu.de/GE823

Informationen zu den Wolfsvorkommen finden Sie unter:

dbb-wolf.de

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 78/19, 22.05.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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KATASTROPHEN/052: Risiko eines Schweizer Tschernobyls - Radioaktive Kontamination in Deutschland wäre hoch (IPPNW)


IPPNW - 21. Mai 2019

Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des
Atomkrieges / Ärzte in sozialer Verantwortung e.V.

Radioaktive Kontamination in Deutschland wäre hoch

Neue Studie zu Risiko eines Schweizer Tschernobyls



Mehr als Hunderttausend Strahlenopfer sind in Europa zu erwarten,
sollte sich in einem Schweizer Atomkraftwerk ein großer Unfall
ereignen. Dies geht aus einer wissenschaftlichen Studie aus Genf
hervor, die moderne meteorologische Berechnungen und neue medizinische
Erkenntnisse berücksichtigt. Aufgrund der Lage der Atomkraftwerke und
der Bevölkerungsdichte in der Region wäre kein Land so stark betroffen
wie Deutschland: Hier wären 30-40% der Bevölkerung radioaktiver
Kontamination ausgesetzt, verglichen mit gerade einmal 8% in der
Schweiz. Das sind fünf mal so viele Menschen in Deutschland wie in der
Schweiz.

Vor allem die beiden grenznahen Atomkraftwerke Leibstadt und Beznau,
die nur 50, bzw. 60 Kilometer von Freiburg entfernt liegen, stellen
nach Angaben der Autoren der Studie für die öffentliche Gesundheit in
Deutschland eine massive Gefahr da. Selbst bei geringen
Windgeschwindigkeiten von 10-20 km/h ("leichte bis schwache Brise")
wäre die radioaktive Wolke innerhalb von 3 bis 6 Stunden über
deutschen Großstädten. Die Landesregierung Baden-Württembergs ist für
ein solches Katastrophenschutzszenario aus den grenznahen AKW's aus
der Schweiz nicht vorbereitet.

Ein interdisziplinäres Team aus Wissenschaftlern der Universität Genf
und des Genfer Institut Biosphère untersuchte in der Studie die
Auswirkungen eines schweren Unfalls in einem der vier Schweizer
Atomkraftwerke Leibstadt, Gösgen, Beznau und Mühleberg. Außerdem
wurde das grenznahe französische AKW Bugey untersucht. Das Team um Dr.
Frédéric-Paul Piguet analysierte realistische meteorologische
Situationen und modellierte mögliche Verbreitungswege radioaktiver
Partikel.

Die Forscher wiesen in ihrer Arbeit darauf hin, dass das Risiko eines
großen Unfalls in einem Atomreaktor angesichts der Ereignisse in Three
Mile Island, Tschernobyl und Fukushima durchaus relevant ist und dass
die untersuchten Schweizer Atomreaktoren mit zu den ältesten der Welt
zählen: Leibstadt ist seit 1984 in Betrieb, Gösgen seit 1979,
Mühleberg seit 1971 und Beznau als dienstältester Atomreaktor der Welt
seit 1969, also seit nunmehr 50 Jahren.

Korrosions- und Materialschäden im Reaktordruckbehälters und die
mangelnden Sicherheitsvorkehrungen für Erdbeben oder Kühlungsausfälle
haben in den letzten Jahren immer wieder zu Forderungen nach einer
rascher Stilllegung der Atomreaktoren geführt. Das AKW Beznau befindet
sich auf dem erdbebengefährdeten Oberrheingraben, was beim Bau nicht
berücksichtigt wurde. Statt der frühzeitigen Abschaltung hat die
Schweizer Atombehörde ENSI im Februar 2019 die Sicherheitsbestimmungen
gelockert, um einen Weiterbetrieb der Atomreaktoren zu ermöglichen.

Die Wissenschaftler untersuchten die Menge an austretender Strahlung,
deren Verteilung je nach Wetterlage in den ersten 72 Stunden und die
gesundheitlichen Folgen für die betroffene Bevölkerung. Anders als in
Fukushima, wo nahezu 80% der Radioaktivität auf offene Meer geblasen
wurde, würde eine Kernschmelze in einem Schweizer Atomkraftwerk
unweigerlich zu einer radioaktiven Kontamination großer Teile
Mitteleuropas führen. Die Zahl der betroffenen Menschen variiert dabei
je nach Wetterlage. Die Studie kommt zu dem Schluss, dass im
schlimmsten Fall mehr als 20 Millionen Menschen radioaktiver Strahlung
ausgesetzt wären, bis zu 500.000 Menschen umgesiedelt werden müssten
und bis zu 100.000 Menschen relevante gesundheitliche Folgen in Form
von Krebserkrankungen und anderen gesundheitliche Strahlenfolgen
erleiden würden, wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Schäden des Erbguts,
Fehlgeburten und Missbildungen. Selbst bei günstigen Wetterbedingungen
ist immer noch von mehr als 18.000 strahlenbedingten Krebserkrankungen
auszugehen.

"Es reicht nicht, dass wir in Deutschland die Atomkraftwerke
abschalten - Es ist überfällig, dass die deutsche Bundesregierung mit
der Schweizer Regierung und im Rahmen der EU entschieden auf den
europaweiten Atomausstieg hinarbeitet. Dabei sollte sie bindende
Klimaschutzziele für die EU (schnelle CO-2 Reduzierung auf Null), so
wie es die Regierung Macron vorschlägt, unterstützen," so die
europäische IPPNW-Vizepräsidentin Dr. Angelika Claußen.

Der deutsche IPPNW-Vorsitzende Dr. Alex Rosen ergänzt: "Die neue
Studie aus der Schweiz bestätigt unsere Sorgen. Wir sind den
KollegInnen in Genf dankbar, dass sie auf die wachsende Gefahr eines
Schweizer Tschernobyls hinweisen und die katastrophalen Folgen
wissenschaftlich unangreifbar präsentieren. Dies muss Anlass geben,
die Bestrebungen nach einem raschen Atomausstieg in der Schweiz und im
restlichen Europa zu intensivieren."

Die vollständige Studie findet sich bei:

https://institutbiosphere.ch



Die IPPNW ist eine berufsbezogene, friedenspolitische Organisation,
die 1981 von einer Gruppe von Ärzten aus den USA und Russland
gegründet wurde. Ihre Überzeugung: Als Arzt hat man eine besondere
Verpflichtung zu sozialer Verantwortung. Daraus entstand eine
weltweite Bewegung, die 1984 den UNESCO-Friedenspreis und 1985 den
Friedensnobelpreis erhielt. Heute setzen sich Mediziner und
Medizinerinnen der IPPNW in über 60 Ländern auf allen fünf Kontinenten
für eine friedliche, atomtechnologiefreie und menschenwürdige Welt
ein.

 * 

Quelle:

Presseinformation der IPPNW - vom 22.05.2019

Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung

des Atomkrieges / Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW)

IPPNW-Geschäftsstelle, Körtestr. 10, 10967 Berlin

Telefon: 030 / 69 80 74-0, Fax: 030 / 69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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INITIATIVE/179: Dürresommer 2018 war ein deutliches Warnsignal (Scientists for Future)


Scientists for Future: Der Dürresommer 2018 war ein deutliches
Warnsignal

Wissenschaftler weisen auf die Lehren des Dürresommers 2018 hin / Am
Freitag wieder weltweite Demonstrationen der Schüler*innen für das
Klima.



Berlin / Wien, 22.05.2019 | Am kommenden Freitag werden erneut
weltweit Schüler*innen für sofortiges Handeln beim Klimaschutz
demonstrieren. Diese Aktion ist mittlerweile international als
"Fridays for Future" bekannt. Pünktlich zum globalen Aktionstag am 24.
Mai haben Scientists for Future wesentliche Informationen zum
Dürresommer 2018 und den Bezug zum Klimawandel bereitgestellt.

Die Scientists for Future sehen ihre Aufgabe darin, die Proteste mit
wissenschaftlichen Erkenntnissen zu untermauern. Dass die Maßnahmen
zum Schutz des Klimas und der Biodiversität völlig unzureichend sind,
wurde bereits im März in einer von über 26 000 Wissenschaftler*innen
unterstützten Stellungnahme festgestellt. Die Probleme sind seit
Jahrzehnten bekannt, gehandelt wurde bisher aber nur zögerlich. Der
Dürresommer 2018 in Europa kann als Zeichen zunehmender Wetterextreme
infolge des Klimawandels verstanden werden. "Den meisten Menschen ist
nicht klar, was in den nächsten Jahrzehnten auf uns zukommen könnte.
Der Sommer 2018 hat gezeigt, dass es nicht nur um eine einfache,
lineare Erwärmung geht," so der TV-Meteorologe Karsten Schwanke.
"Schon heute verändern sich die Großwetterlagen - und das bei einer
globaler Erwärmung von gerade einmal einem Grad. Die Ausschläge bei
drei, vier oder mehr Grad werden verheerend sein."

Dürren in Mitteleuropa und Überschwemmungen in anderen Teilen der Welt
sind kein Widerspruch, sondern Effekte des gleichen Phänomens. Neue
Forschungsergebnisse zeigen, dass sich die Starkwindbänder in der
oberen Atmosphäre aufgrund des Klimawandels verändern. Diese
"Jetstream" genannten Strömungsmuster in rund zehn Kilometern Höhe
steuern global die Hoch- und Tiefdruckgebiete. Im Sommer 2018 lagen
diese Strömungsbahnen über lange Zeit fast stationär, dieser
außergewöhnliche Zustand führte weltweit zu extremen Wetterereignissen
mit vielen Toten und Schäden in Milliardenhöhe.

Neben der Emission an Treibhausgasen ist die Landnutzung ein
treibender Faktor im Klimageschehen. Nicht nur das Abholzen der
tropischen Regenwälder ist klimaschädlich. Die Monokulturen und die
Übernutzung der Agrarflächen durch Intensivlandwirtschaft vermindert,
auch in den gemäßigten Breiten, die Widerstandskraft der Böden gegen
solche Hitze-Ereignisse wie 2018. Es geht also nicht nur um das Klima
allein. Der aktuelle Bericht des UN- Weltbiodiversitätsrats (IPBES)
zur Artenvielfalt stellt fest, dass eine Million Arten direkt vom
Aussterben bedroht sind, und zwar aufgrund menschlicher Aktivität,
insbesondere der Agrarwirtschaft. Der Weltbiodiversitätsrat fordert
explizit eine globale, grundlegende Neuorganisation der
technologischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Bestimmungsgrößen unseres Handelns.

Scientists for Future entstand als Reaktion von Wissenschaftler*innen
auf die Proteste der jungen Generation. Scientists for Future ist
überparteilich und überinstitutionell und sieht seine Aufgabe nicht
nur darin, die Jugendlichen mit Wissen und Argumenten zu unterstützen.
Ebenso wichtig ist, der Gesellschaft aufzuzeigen, dass ein "Weiter wie
bisher" nicht mehr möglich ist. Wir haben aber als Menschheit das
Wissen, die technischen Möglichkeiten und die finanziellen Mittel zum
Umschwenken. Wir müssen endlich von völlig unzureichenden, oft nur
symbolischen Maßnahmen zu Handlungen in wirksamer Größenordnung
übergehen.

Scientists for Future sind in mehreren Städten und Regionen aktiv.



Informationspapier zum Dürresommer 2018

Wetter 2018: Weltweit Hitze, Dürre und Überschwemmungen im Zeichen des
Klimawandels. Von Thomas Loew, Herbert Formayer, Karsten Schwanke.

 https://www.scientists4future.org/wp-content/uploads/2019/05/Wetter2018-im-Zeichen-des-Klimawandels.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 22.05.2019

Scientists for Future / March for Science Berlin

www.Scientists4Future.org
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MELDUNG/166: Konstanz beschließt Solarpflicht nach Klimanotstand (FfF Konstanz)


Fridays for Future Konstanz - 22. Mai 2019

Nach dem Klimanotstand - Konstanz beschließt Solar-Pflicht

Weniger als drei Wochen nachdem die Bodenseestadt den Klimanostand
ausgerufen hat, beschließt der Gemeinderat eine Solar-Pflicht für
Neubauten. Außerdem will man mit dem Bund über den teilweisen Rückbau
einer Bundesstraße verhandeln.



Konstanz, 22.05.2019 - In der ersten Gemeinderatssitzung nach der
Ausrufung des Klimanotstandes wurden in Konstanz gleich zwei Maßnahmen
beschlossen. Um den Ausbau der erneuerbaren Energien zu fördern, wurde
eine Solarpflicht für Neubauten verabschiedet. Bei jedem Neubau soll
verpflichtend geprüft werden, ob eine Photovoltaik-Anlage auf dem Dach
wirtschaftlich ist. Ist dies gegeben, so muss eine solche installiert
werden. Dies betrifft vorerst lediglich Neubauten. Ausnahmen soll es
nur für bereits zur solaren Warmwasserbereitung genutzte Dächer geben.
Auf Dächern mit Dachbegrünung muss geprüft werden, ob eine zusätzliche
Photovoltaik-Anlage sinnvoll ist. VertreterInnen aller Fraktionen, der
Verwaltung, sowie der Oberbürgermeister sprachen sich dafür aus, mit
Initiativen auch auf Bestandsgebäuden den Photovoltaik Ausbau zu
fördern.

Laut Fridays for Future Konstanz ist eine jährliche Ausbaurate von 10
% auf allen nutzbaren Dachflächen nötig um bis 2030 eine lokale,
regenerative Energieversorgung aufzubauen. Denn, nur so, meint Manuel
Oestringer von Fridays for Future, könne die Stadt bis 2030
klimaneutral werden. Dies ist nötig, so Manuel, da " Konstanz als
reiche und industriearme Stadt ideale Startbedingungen für den
Klimaschutz hat und daher schon vor dem bundesweiten Ziel von 2035
klimaneutral sein muss."

Als zweite Maßnahme wurde beschlossen, Verhandlungen mit dem Bund
aufzunehmen, um bei der Neugestaltung des zentralen Sternenplatzes
eine Fahrspur der Bundesstraße B33 zu entsiegeln und zu begrünen.
Damit folgt die Stadt teilweise der Forderung von Fridays for Future
Flächen zu entsiegeln. Die Gruppe fordert, bis Ende des nächsten
Jahres jeden fünften Parkplatz zu entsiegeln und mit einem Obstbaum
oder bienenfreundlichen Stauden zu bepflanzen. "Um Klimaneutralität zu
erreichen, müssen wir den Autoverkehr überall in der Stadt stark
reduzieren. Eine Wiederbegrünung der Fahrspuren und Parkplätze ist
aber ein wichtiger erster Schritt", so Ronja de la Torre von Fridays
for Future Konstanz. Der einstimmige Beschluss die
Photovoltaik-Pflicht einzuführen, gibt der Schülerin Hoffnung, dass
die Dringlichkeit der Krise bei den Stadträten angekommen ist. " Die
heutige Gemeinderatssitzung zeigt deutlich, dass die Ausrufung des
Klimanotstandes keine Symbolpolitik ist. Die beschlossenen Maßnahmen
reichen aber natürlich noch lange nicht aus um die Erderwärmung auf
1.5 °C zu begrenzen. Wir werden deshalb weiter streiken, bis unsere
Zukunft gesichert ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 22.05.2019

Fridays for Future Konstanz

Presseteam

E-Mail: Fridaysforfuture-kn@riseup.net

Internet: www.fridaysforfuture-konstanz.de
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MELDUNG/165: Internationale Klimakonferenz ICCA2019 in Heidelberg eröffnet (BMU)


Gemeinsame Pressemitteilung des Bundesumweltministeriums, des Landes
Baden-Württemberg und der Stadt Heidelberg - 22. Mai 2019

Internationale Klimakonferenz ICCA2019 in Heidelberg eröffnet


Kommunen sind zentrale Akteure beim Klimaschutz



Heute haben Bundesumweltministerin Svenja Schulze, der
Ministerpräsident des Landes Baden-Württemberg, Winfried Kretschmann,
und der Oberbürgermeister von Heidelberg, Prof. Dr. Eckart Würzner,
die zweitägige internationale Klimaschutzkonferenz ICCA2019 in
Heidelberg eröffnet. "ICCA" steht für "International Conference on
Climate Action". Rund 1.000 Verantwortliche aus Städten, Regionen und
Staaten aus der ganzen Welt erarbeiten mit Fachleuten und
Vertreterinnen und Vertretern der Zivilgesellschaft aus aller Welt
praktische Lösungen für Klimaschutz und Klimaanpassung und tauschen
ihre Erfahrungen bei Klimaschutzprojekten aus.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Um unser Klima zu schützen,
brauchen wir alle politischen Ebenen: von den Vereinten Nationen bis
zu den Städten und Kommunen. Schon heute lebt die Hälfte der
Weltbevölkerung in Städten. Städte sind für mehr als 60 Prozent der
CO2-Emissionen verantwortlich. Darum sind sie auch ein wichtiger Teil
der Lösung. In Heidelberg wollen wir gemeinsam nach Wegen suchen, wie
die Städte noch mehr für den Klimaschutz tun können. Die Ergebnisse
der Konferenz werden wir dann auch nach New York an die Vereinten
Nationen berichten."

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: "Die Lage ist ernst und
trotzdem wird der Klimawandel noch immer unterschätzt. Viele Menschen
denken: Ganz so schlimm wird es schon nicht kommen - Doch mit
Naturgesetzen kann man nicht verhandeln. Wenn wir so weitermachen wie
jetzt, sind die Folgen gravierend: humanitäre Katastrophen, Konflikte,
Kriege, Flüchtlingsströme. Der Klimawandel ist eine veritable
Menschheitsfrage. Es kommt jetzt auf jeden Monat, jede Woche, jeden
Tag an. Für Pessimismus haben wir keine Zeit. Stattdessen setzen wir
auf Begeisterung für konstruktive Ansätze."

Oberbürgermeister Prof. Dr. Eckart Würzner: "Wir müssen einen Anreiz
für klimagerechtes Handeln setzen. In der Vergangenheit hatten wir den
Kohlepfennig. Heute brauchen wir einen "Planet Future Fund". Die
Schweiz macht uns das seit Jahren vor. Dort gibt es eine Abgabe auf
den Verbrauch fossiler Brennstoffe. Aus den Einnahmen werden
Fördermaßnahmen finanziert, die jeder nutzen kann. Außerdem bekommt
jeder Bürger einen einheitlichen Betrag zurück. Wer viel verbraucht,
zahlt drauf. Wer sich klimafreundlich verhält, macht unter dem Strich
sogar einen finanziellen Gewinn. Was für mich besonders wichtig ist,
ist eine neue Sichtweise - eine Strategie nachhaltigen Wachstums. Wer
in Zukunftstechnologien investiert, schafft neue, nachhaltige
Arbeitsplätze und trägt zum globalen Klimaschutz bei. Wir wollen "Lust
auf Zukunft" - die Möglichkeiten und Potenziale sind da."

Städte sind verantwortlich für viele klimarelevante
Versorgungsbereiche. Dabei müssen sie aber von der nationalen und
regionalen Ebene unterstützt werden. Es kommt daher entscheidend auf
eine bessere Abstimmung von Staaten mit ihren Regionen, Städten und
auch der Zivilgesellschaft an - so dass jede Ebene und jeder Akteur
seinen Beitrag zum Klimaschutz am besten leisten kann. Die Ergebnisse
der Konferenz werden wichtige Impulse in die Städte und Staaten sowie
zum Klimagipfel des UN-Generalsekretärs am 23. September in New York
senden.

2050 werden mehr als 70 Prozent der Weltbevölkerung in Städten leben.
Schon heute verbrauchen Städte mehr als 70 Prozent der global
verfügbaren Energie. Städte haben erhebliche Steuerungsmöglichkeiten
auf klimarelevante Versorgungsbereiche wie Stadt- und Raumplanung,
Verkehrsinfrastruktur, Wohnungsbau, Wasser-, Energie- und
Abfallwirtschaft. Grundlegende gesetzliche und ordnungspolitische
Rahmenbedingen werden jedoch auf nationaler und regionaler Ebene
geschaffen. Um Städte in die Lage zu versetzen, mehr Klimaschutz zu
betreiben, ist eine bessere Abstimmung aller Regierungsebenen
erforderlich.

Gemeinsame Gastgeber der Konferenz sind das Bundesumweltministerium,
das Land Baden-Württemberg und die Stadt Heidelberg. An die Konferenz
angebunden sind auch die Climate Neighbourhoods, die in dezentralen
Formaten die Bürger und die Zivilgesellschaft einbinden. Nach dem
erfolgreichen Auftakt in Hannover 2015 finden in Heidelberg am 22. und
23. Mai 2019 zum zweiten Mal die Climate Neighbourhoods (CN) in
unmittelbarer Nähe zur ICCA2019 statt.

Unter dem Motto "Let's scale-up solutions" erarbeiten die 200
Teilnehmenden Strategien zur Verbreitung und Intensivierung von
Klimaschutzaktivitäten, aus denen Empfehlungen für den internationalen
Klimaschutzdialog abgeleitet werden. Hierzu sind Vertreterinnen und
Vertreter aus Kommunen, zivilgesellschaftlichen Organisationen,
Unternehmen und Jugendliche eingeladen - also Macherinnen und Macher
der lokalen Umsetzungsebene aus der ganzen Welt. Die Climate
Neighbourhoods werden organisiert vom Institut für Energie- und
Umweltforschung und dem Städtenetzwerk Klima-Bündnis.

Beim "Youth Climate Summit" bekommen junge Leute ein eigenes
Diskussionsforum geboten. Klare Botschaften, aber auch ein Zeichen der
Relevanz, junge Menschen in Entscheidungsprozessen einzubeziehen,
werden an die politischen Vertreterinnen und Vertreter der Climate
Neighbourhoods und der ICCA gesendet.

Um die ICCA2019 herum finden zahlreiche weitere Konferenzen, formelle
und informelle Treffen zu Themen des kommunalen Klimaschutzes statt.
Darunter auch Veranstaltungen der Netzwerke der globalen
Under2Coalition (vom Land Baden-Württemberg mitgegründet) und des
europäischen Städtenetzwerks Energy Cities (Präsident ist der
Heidelberger Oberbürgermeister), die sich für Klimaschutz in Kommunen
einsetzen.



Veranstaltungen zu lokalem Klimaschutz im Umfeld der ICCA2019 in
Heidelberg:

20.-21. Mai: International Youth Climate Summit der Climate
Neighbourhoods (CN)

21. Mai: Zehn verschiedene Exkursionen zu guten Praxisbeispielen im
Klimaschutz, veranstaltet von den Climate Neighbourhoods (CN)

21. Mai: BEACON Conference: Catalysing European Local Climate Action
im Rahmen der Europäischen Klimaschutz Initiative des BMU

23. Mai: UNSG Climate Action Summit, "Decentralized Finance", Subtrack
Meeting

21. Mai: Cities Fit for Climate Change | Final Session

23. Mai: Generalversammlung der Energy Cities

23. Mai: Mitgliederversammlung der Cities Climate Finance Leadership
Alliance (CCFLA)

23. Mai: Wiederholung der zehn Exkursionen zu guten Praxisbeispielen
im Klimaschutz, veranstaltet von den Climate Neighbourhoods (CN)




Weitere Informationen zur #ICCA2019:

www.icca2019.org

www.cn2019.org

www.bmu.de

www.baden-wuerttemberg.de

www.heidelberg.de/klimakonferenz
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VERBAND/384: Bauernverband zum Internationalen Tag der biologischen Vielfalt (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

DBV: Bauernverband zum Internationalen Tag der biologischen
Vielfalt

Rukwied: Wir wissen, dass wir zum Erhalt der Arten beitragen müssen



Zum Internationalen Tag der biologischen Vielfalt sagt der Präsident
des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied: "Wir Bauern
wissen, dass auch wir unseren Teil zum Erhalt der Arten beitragen
müssen. Deshalb haben die deutschen Bauern beispielsweise im
vergangenen Jahr mehr als 200.000 Kilometer Blühstreifen als Nahrung
und Lebensraum für Bienen und Insekten zum Erhalt der Artenvielfalt
angelegt. Das ist ein Band, das sechsmal um die Erde reicht. Andere
Beispiele sind Gewässerrandstreifen, Bejagungsschneisen, Brachen,
Lerchenfenster oder Feldvogelinseln zum Schutz der Bodenbrüter", so
Rukwied. "Der kürzlich vom Weltbiodiversitätsrat vorgestellte Bericht
sollte uns jedoch mahnen, neben der Landwirtschaft auch die zentralen
Treiber bei der Gefährdung der Artenvielfalt in den Fokus zu nehmen.
Dazu zählen das Bevölkerungswachstum, die Verstädterung, der
Flächenverbrauch sowie die globalen Änderungen der Landnutzung."

Rukwied sieht bei vielen Landwirten eine große Bereitschaft, noch mehr
für die Artenvielfalt zu machen. "Dazu müssen an vielen Stellen
bürokratische Hemmnisse abgebaut werden. Mehr Flexibilität für die
Bauern hilft auch der Artenvielfalt."


Hintergrund:


	2018 haben die deutschen Bauern rund 117.057 Hektar Blühfläche angebaut. Das entspricht einem fünf Meter breiten blühenden Band von 234.114 Kilometern Länge. Auf jedem vierten Hektar werden freiwillig Agrarumweltmaßnahmen umgesetzt, die einen Beitrag zum Schutz von Böden, Gewässern und Biodiversität leisten.

	Außerdem setzen die Bauern das Greening der Europäischen Agrarpolitik um: Ökologische Vorrangflächen auf 1,35 Mio. ha Ackerflächen in Deutschland: 2018 41% davon als Zwischenfrüchte, 30% als Brachen, Streifen an Gewässern, Wäldern und Feldern (22.600 ha), Landschaftselemente (59.000 ha), Leguminosen (85.000 ha).

	Im Biodiversitäts- ("FRANZ"-) Projekt, das der DBV gemeinsam mit der Umweltstiftung Michael-Otto, als Dialog- und Demonstrationsprojekt auf 10 Betrieben in Deutschland für 10 Jahre mit intensiver Begleitforschung (Monitoring von Pflanzen, Feldhasen, Vögeln, Amphibien, Schmetterlingen, Bienen) gestartet hat, erarbeiten Landwirte und Naturschützer gemeinsam praktikable und wirtschaftlich tragfähige Maßnahmen für die Landwirtschaft.

	Das DBV-Projekt Lebendige Agrarlandschaften - beschäftigt sich mit Biodiversität und Energiepflanzenanbau (Stangenbohnen-Mais-Gemenge) und intensiver Bördelandschaft (Bestäuberschutz über Blühstreifen und Zwischenfrüchte); Außerdem wird der Aufbau einer Naturschutzberatungsstelle nach dem Prinzip "Von Bauern für Bauern" gefördert.



 * 
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BILDUNG/3350: Magdeburg - Rundgang "Nächtliche Blüten in den Gruson-Gewächshäusern" am 24.5.


Stadt Magdeburg

Nächtliche Blüten in den Gruson-Gewächshäusern

An diesem Freitag in der Schönebecker Straße



Exotische Pflanzen, die ihre spektakulären Blüten nur nachts öffnen,
stehen an diesem Freitag, 24. Mai, in den Gruson-Gewächshäusern im
Mittelpunkt. Die Gewächshäuser in der Schönebecker Straße haben
deshalb bis 22.30 Uhr geöffnet. Der letzte Einlass ist 22.00 Uhr

Die Königin der Nacht, der Schlangenkaktus und andere in der Nacht
blühende Kakteen entfalten erst bei Sonnenuntergang ihre volle Pracht.
Mit etwas Glück lässt sich am Freitag die eine oder andere
Blütenöffnung dieser Pflanzen beobachten. Der Gärtnermeister Stefan
Neuwirth gibt interessierten Besuchern zudem Erklärungen zu den
nächtlichen Blüten und steht für Fragen zur Verfügung.

Für die Veranstaltung gelten die regulären Eintrittspreise der
Gruson-Gewächshäuser (3,50 Euro, ermäßigt 2,00 Euro).

 * 
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STANDPUNKT/031: Das Humanistische Forum von außen betrachtet (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Das Humanistische Forum von außen betrachtet

Von Débora Nunes, 21. Mai 2019
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Ich verließ Santiago mit der Erinnerung an die schönste
Abschlussveranstaltung, die ich je erlebt habe ... und in Anbetracht
dessen, dass es in meinem Leben als Universitätsprofessorin, Autorin
und Dozentin viele solcher Veranstaltungen gab, ganz zu schweigen von
denen, die ich selbst organisiert habe. "Konvergenz Aufbauen" lautete
der Titel des IV. Humanistischen Forums im Mai 2019. Die künstlerische
Inszenierung, die die Veranstaltung abschloss, zeigte mit Anmut,
Intelligenz und Emotion einen großen Teil der erreichten
Überreinstimmung - innerhalb des von Silo angeregten Geistes - um
Geist, Körper und Herz zu verbinden.

Ich kam auf Einladung von Alicia Blanco aus Argentinien und Ricardo
Arias aus Frankreich-Kolumbien nach Chile, um mehr über die
Humanistische Bewegung zu erfahren. Außerdem wollte ich eine
Annäherung an das internationale Netzwerk "Dialoge in der Menschheit"
schaffen, zu dem ich gehöre, und das auch den Zusammenhang zwischen
persönlicher Veränderung und dem Aufbau einer besseren Welt
wertschätzt. Die abschliessende Szene mit den bunten Synthesebändern,
die von den 24 teilnehmenden Netzwerken während der Veranstaltung
beschrieben worden waren und an einem Mast befestigt durch den
Kreistanz ihrer Sprecher um diesen Mast herum miteinander verflochten
wurden, war sehr symbolisch und schön zugleich. Die Vision von
gemeinsam konstruierten Synthesen, die mit Synthesen anderer Netzwerke
im Rhythmus eines Tanzes der chilenischen Ureinwohner verwoben sind,
war ein sehr origineller und expressiver Moment des Forums. Ich war
ekstatisch und sah, dass ich nicht allein in meiner Bewunderung war.
Die Humanist*innen, die mich umgaben, viel mehr als hundert, zeigten
Freude und Emotionen, als sie die Szene sahen. Sie hielten immer noch
die Aufregung auf ihren Gesichtern fest, die von den
lateinamerikanischen Liedern inspiriert war, die sie kurz zuvor
zusammen gesungen hatten, und die die Vereinigung des Kontinents
feierten. Als Brasilianerin sah ich mich ein wenig außerhalb dieses
Moments, weil ich die auf Spanisch gesungenen Lieder leider nicht
kannte und dachte: Der portugiesischsprachige Teil dieses Amerikas
muss stärker in den Rest des Kontinents integriert werden, weil wir
ähnliche Freuden und Leiden teilen, und ein Großteil unseres Beitrags
für die Welt gemeinsam ist.

Während der gesamten Veranstaltung habe ich das Lächeln und den
Austausch der herzlichen Umarmungen zwischen den Teilnehmenden, die
sich schon lange kennen, aufmerksam beobachtet. Wie im Netzwerk
Dialoge scheint es, dass das, was wir "Freundschaftspolitik" nennen,
auch von Siloisten praktiziert wird, d.h. die Freude am Zusammensein
zu feiern und die Verbundenheit und Aufrichtigkeit von Freund*innen in
eine politische Kraft für gemeinsames Handeln zu verwandeln. Ich
fühlte mich durch diese Politik der Freundschaft persönlich
einbezogen, weil ich von den Menschen mit Wärme und Zuneigung
empfangen wurde, mit denen ich schöne Momente teilte, sowohl in den
offiziellen Sitzungen der Veranstaltung als auch in anderen
Augenblicken, wie z.B. den Besuch in La Sebastiana, dem inspirierenden
Zuhause von Pablo Neruda, in Valparaíso. Die Erwähnung dieser Stadt
veranlasst mich, die politischen Momente des Forums zu kommentieren:
den Besuch des Nationalkongresses von Chile und der Abgeordneten der
Humanistischen Partei sowie die Suche nach Annäherung zwischen
Parlamentarier*innen aus verschiedenen Ländern Südamerikas, die im
Auditorium des bewegenden Museums für Erinnerung und Menschenrechte in
Santiago stattfand. Welch Mut und Kühnheit der Humanist*innen, eine
Partei zu gründen und zu versuchen, durch die Wahl ihrer eigenen
Vertreter*innen direkt in die aktuelle Politik einzugreifen! Die
Begeisterung der Besucher*innen des Parlaments, die Kommentare der
Bewunderung und die ernsthafte Aufmerksamkeit, die den Reden der
politischen Vertretung im Forum gewidmet ist, zeigen, dass die
Entscheidung nicht Gegenstand wichtiger Spaltungen innerhalb der
Bewegung ist. Ich glaube nicht, dass dies im Umfeld des Netzwerks
"Dialoge in der Menschheit" möglich ist ... aber wir sind ein junges
Netzwerk im Vergleich zu den 50 Jahren der Humanistischen Bewegung.
Die Vielfältigkeit dieser Bewegung, ihre Verankerung in so vielen
Ländern, ihre Verwurzelung in der Erde durch ihre Dutzenden von Parks,
ihre Auswirkungen auf so viele Bereiche, die für die Menschheit von
Interesse sind, ihre eigene Presseagentur - Pressenza -, die in acht
Sprachen veröffentlicht, die durchgeführten Projekte und so viel
anderes, das in diesem Forum geplant wurde, lassen mich erstaunt
zurück. Ich möchte insbesondere die "Dialogisten" zur Teilnahme am 2.
Weltmarsch für Frieden und Gewaltfreiheit [1] zwischen 2019 und 2020
einladen, einer bewundernswerten Veranstaltung, die nach zehn Jahren
ihre erste Ausgabe wiederholt und mit Lob gefeiert wird.
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Als ich zum Forum kam, hatte ich eine Frage in meinem Kopf: Wer war
dieser Silo, der in der Lage war, so viele Menschen anzuziehen, in so
vielen verschiedenen Kulturen gehört zu werden, die Loyalität
derjenigen, die von seiner Botschaft angezogen wurden, über so viele
Jahrzehnte aufrechtzuerhalten? "Der Tag des geflügelten Löwen" gelesen
zu haben, seine Web-Interviews durchzusehen und die Bewunderung seiner
Anhänger für seine Intelligenz und sein ansteckendes Lächeln zu
teilen, hat die Frage nicht beantwortet. Nachdem ich mit vielen
Menschen in Santiago gesprochen habe, denke ich, dass ein Hinweis auf
die berühmten "Disziplinen" auftaucht, die vier verschiedenen Wege, um
zu versuchen, ein Meister von sich selbst zu sein und anderen als
ausgebildete Meister zu helfen, mehr Klarheit über ihre Mission in
diesem Leben zu haben, ihr Bewusstsein zu erweitern und humaner zu
sein. Ich habe in den Sitzungen des Forums keinen Austausch zu diesem
Thema gesehen, und die Grundlagen der Disziplinen sind nicht leicht
auf der Website der Bewegung zu finden. Alicia und andere führten mich
in das Thema ein und erzählten mir von ihren Erfahrungen. Sowohl in
den 60-er als auch in den 70-er Jahren und heute - vielleicht sogar
noch mehr - ist die innere Suche eine unauslöschliche Erfahrung. Die
Tatsache, dass Silo - el Negro - die Humanisten auf diesem Weg führte,
dass sie diese Reise mit einem sicheren Führer und in gegenseitiger
Begleitung begannen, hat wahrscheinlich viel mit der Beständigkeit der
Botschaft von Silo und der Freundschaft zu tun, die die Menschen der
Bewegung vereint. Ein weiterer Hinweis ist der Slogan des Neuen
Humanismus, der auch seine Ziele in gewisser Weise zusammenfasst:
Frieden, Kraft und Freude. Zu sehen, wie Humanisten diese Slogans
enthusiastisch rufen und die Geste von 1, 2 und 3 Fingern mit der
Aussprache der Worte machen, ist eine Möglichkeit, die Vitalität der
Bewegung wahrzunehmen.

Eine Sache führt zur anderen und von Vitalität zu sprechen, erinnert
an das Durchschnittsalter der Teilnehmenden des Forums, das
wahrscheinlich über 50 Jahre liegt. Obwohl voller Energie und
Engagement, füllten diese Damen und Herren die Hallen der
Veranstaltung und machten den jungen Andrés - der mit dem Fahrrad aus
Kolumbien nach Punta de Vacas kam - "wo alles begann" - oder Abril -
ein neugieriges Mädchen voller Fragen an die Teilnehmenden - zu einem
Motiv von besonderem Interesse für das Publikum, weil sie noch sehr
jung waren. Sie waren natürlich nicht allein, aber sie waren eine
große Minderheit. Die Erneuerung der Humanistischen Bewegung - ebenso
wie die des Netzwerks "Dialoge in der Menschheit" - sind
unvermeidliche Themen. Ein weiteres damit zusammenhängendes Thema, die
Rolle der Frauen in der Bewegung, muss angesprochen werden: Wie im
Netzwerk Dialoge sind sie die Mehrheit der involvierten Personen, sie
unterstützen das Netzwerk gerne in seiner Organisation und Logistik,
in den künstlerischen Ausdrucksformen und bei der Aufnahme von
Besuchern, in der Rolle von Moderator*innen und Artikulator*innen, als
Dozent*innen oder in anderen Situationen von öffentlicher Relevanz und
Prestige aber sind sie weniger präsent. Es ist klar, dass in der
patriarchalischen Welt, in der wir noch leben, die Situation der
Frauen in Netzwerken wie dem der Humanisten oder im Netzwerk Dialoge
hervorragend ist, aber sie muss noch verbessert werden, damit ihre
Standpunkte mehr Gehör finden und ihre Sichtweise und Intervention in
der Welt stärker berücksichtigt wird. Eine fördernde interne Politik
wäre wünschenwert, damit die Absicht der Gleichstellung - die
zweifellos von Männern und Frauen geteilt wird - intensiver gelebt
werden kann.




[image: Die Autorin unter den Zuhörern in einem voll besetzten Hörsaal - Bild: © Walker Vizcarra / Pressenza]

Bild: © Walker Vizcarra / Pressenza



Die Dynamik des Forums beobachtend, erinnerte ich mich daran, dass in
dem Buch "Die neuen kollektiven Bürger", das ich mit Ivan Maltcheff
geschrieben habe, der Ausdruck der Neuheit einer kulturellen und
politischen Bewegung die Einbeziehung der subtilen Dimension ihrer
Existenz war, zusammen mit der Horizontalität und der Suche nach
Kohärenz zwischen dem, was gedacht, gesagt und getan wird. Ich kann
sagen, dass sich die Humanistische Bewegung als ein neues Kollektiv
planetarischer Staatsbürgerschaft ausdrückt. Sie organisiert sich wie
andere, um die Kultur und die menschliche Politik zu erneuern, und die
Momente der Selbstbeobachtung und kollektiven Meditation sowie die
organisatorische Mitverantwortung und die Suche nach Ganzheit im
Handeln zeigen es. Wie Elisabeth Sathouris - eine Biologin, die die
Metamorphose des Schmetterlings untersucht und ihn als Modell für den
menschlichen Übergang zu einer gerechteren, demokratischeren und
ökologischeren Gesellschaft betrachtet - behauptet, müssen wir ein
Netzwerk von Netzwerken bilden. Für Sathouris sind die so genannten
"imaginären Zellen", die zur Metamorphose von Raupen zu
Schmetterlingen führen, innovative Wesen in ihrem Körper, die durch
die Verbindung miteinander eine Transformation aufbauen. Metamorphose
ist also ein kollektives Werk, das ohne Bosse abläuft, das aber aus
der Artikulation derjenigen entsteht, die sich anders verhalten und
wissen, wohin sie gehen wollen. Wir sind bereits diese
transformierenden Zellen. Wir müssen die Hunderte von anderen globalen
Netzwerken, Tausende von anderen nationalen Organisationen und
Millionen von lokalen Initiativen finden, die heute die andere
mögliche Welt von morgen aufbauen. Danke, das es euch gibt,
humanistische Freund*innen und für die tiefe Arbeit, die ihr an euch
selbst und an der Welt leistet.

Die Geschichte beruht auch auf Stärke, aber es ist das Streben nach
Frieden und Freude, das ihr eine Sinngebung verleiht: Kraft für den
Neuen Humanismus!


Anmerkung:


[1] https://theworldmarch.org/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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